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Sebenslanf. 





Ich, Reinhard Lüdide, bin am 13. Juli 1878 zu 
Magdeburg geboren. Deine Schulbildung erhielt ich in 
der Hauptjadhe auf dem kgl. Gymnaſium zu Bromberg, 
dem ich vom Herbſt 1887 bis Oſtern 1895 angehörte. 
Das Abiturienteneramen bejtand ich nach 2jährigem Be- 
fude am fgl. Pauliniſchen Gymnafium zu Münjter i. W. 
Ditern 1897. Im darauf folgenden Sommer bezog ich die 
Univerfität zu Freiburg i. Br., war dann 2 Semeſter bis 
Herbit 1898 in Berlin immatrifuliert und ging hierauf 
nad) Göttingen. Neben dem Studium der Gefchichte und 
ihrer Hülfswiſſenſchaften bejchäftigte ich mich hauptſächlich 
mit Volkswirtſchaftslehre und neuerer Kunftgefchichte. Zu 
befonderem Dante fühle ich mich verpflichtet Herrn Profeſſor 
Krauske in Göttingen, unter dejjen Anregung und För— 
derung dieſe Arbeit entjtand. Bei Benugung der Alten 
des kgl. Staatsarhivs zu Münfter erfreute ich mich des 
liebenswürdigjten Entgegentommens feiteng des Herrn Ar- 
chivdirektors Profeſſor Dr. F. Philippi, dem ih aud an 
Diefer Stelle meinen wärmjten Dank ausdrüden möchte. 


Einleitung.” 


In den 120 Jahren (1530—1650), während derer 
fih) die Entwidelung vollzog, die den Gegenſtand dieſer 
Arbeit bilden fol, war die äußere wie die innere Gejchichte 
des Bistums Münfter eine fehr bewegte. Seitdem 1522 
in der Perſon Friedrichs von Wied der kleviſche Kandidat 
auf den bifchöflichen Stuhl zu Münfter gelangt war, ge- 
riet da8 Bistum für längere Zeit unter den Flevifchen 
Einfluß. Unter ihm ftanden aud) die meiften der folgenden 
Wahlen. Franz von Walded (gewählt den 1. 6. 1532) 
war bis dahin Elevifcher Amtmann in Beienburg, Wilhelm 
von Ketteler (21. 7. 1553) jülichſcher Rat, und aud 
Bernhard von Raesfeld verdankte feine Wahl Einflüffen 
von Düffeldorf her. Das Übergewicht des Herzogs von 
Kleve erklärt fi) aus mehreren Gründen: Zunächſt fommt 
in Trage die natürliche politifche Vormadhtitellung, die er 
in Nordweftdeutichland befaß und die für Münfter noch 
verſtärkt wurde, dadurch, daß er mit feinem Gebiete das 
Bistum von Süden und Weften umfaßte. Außerdem waren 


2) Ich folge Hier in der Hauptjache den „Erläuterungen” bei Keller 
„Die Gegenreformation in Rheinland und Weftfalen“ 1881, 1887, 1895. 
Ergänzend ift aud) Erhard „Geſchichte Münſters“ Münfter 1837, benupt. 
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der innerhalb des Domkapitels regierende Adel und feine 
Verwandten vielfach kleviſche Lehensträger; denn die Herzöge 
von Kleve Hatten im Laufe der Zeit viele Güter im 
Münfterifchen erworben und der münjterländifche Adel 
andererjeits ſich mit Gütern belehnen lafjen, die in benach— 
barten Territorien lagen. Dazu kamen fchließlich noch die 
finanziellen Nöte der Wiedertäuferzeit, die das Stift zum 
Schuldner der Hevifchen Herzöge gemacht hatten. Einige 
Einfälle raubluftiger Nachbarn, die nur durch Schwere Geld- 
opfer wieder zum Abzuge vermocht wurden, waren der 
Srund, daß an eine Abtragung der alten Schulden jo bald 
nicht zu denken war, vielmehr die Aufnahme neuer Gelder 
notwendig wurde. 

Auch der religidfe Zwieſpalt in Deutfchland beein- 
trächtigte die Konfolidation des Bistums als felbjtändiges 
Zerritorium. Der Nachfolger des Franz von Walded, 
Wilhelm Ketteler rejignierte ſchon nah 4 Jahren, da er 
fih nicht zur Leiftung des vom ZTridentinifchen Konzil vor- 
gejchriebenen Eides verjtehen wollte Bernhard von Raes— 
feld, der am folgenden Tage gewählt wurde, war ein An- 
hänger der alten Kirche, aber nicht geneigt, zu ihrer Wie- 
derherftellung Zwangsmaßregeln zu ergreifen. Als Die 
römische Kurie und eine Partei im Domkapitel folche immer 
dringender von ihm forderten, legte er am 25. Oktober 
1566 auf dem Schloß zu Wolbed feine Würde in Die 
Hände des Kapitels zurüd. Neben dem erwähnten Motive 
ſprach dabei noch mit die mangelnde Tandesherrliche Autorität 
und die Zerrüttung der Finanzen des Stifts, was beides 
die Stellung eines Biſchofs von Münfter zu einer recht 
unerquidlichen gejtaltete.!) Die Wahl Johanns von Hoya 


1) Unter Bernhard von Raesfeld begann der berühmte Erbmänner- 
prozeß. Über den Einfluß dieſes Rechtsſtreites auf die Refatholifterung 
des Stifts vergl. Keller a. a. ©. 
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(am 26. Oft. 1566) bedeutete einen Sieg der ftreng Ta- 
tholifchen Bartei. Der neue Bifchof wandte fich auch jofort 
der Aufgabe zu, die Fatholifche Religion im Stifte wieder 
zur Herrihaft zu bringen. ‘Dabei vernachläſſigte er jedoch 
nicht die Pflichten, die ihm als Landesherrn oblagen: für 
die Verwaltung wie für die Rechtspflege ift feine Regierung 
von bleibender Bedeutung geweſen. Durch die Wieder: 
belebung des alten Inſtitutes der Landräte bahnte er den 
Übergang zu feiteren Formen in der allgemeinen Landes— 
verwaltung an. Bor allem aber widmete ſich Johann mit 
Eifer der Juſtizreform, die 1572 zur Begründung des 
Hofgeriht3 und zum Erlafje wichtiger allgemeiner Ord— 
nungen führte. Zweifelhaft ift, wie weit das Verdienft für 
die Errichtung der „Rechenfammer" (1573), der Bentral- 
behörde für die landesherrlichen Finanzen, dem Bischof felbft 
gutgejchrieben werden kann; jedenfalls ift dies Ereignis von 
der höchſten Bedeutung für das Behördenweien im Bistum 
Müniter. 

Die Ausbildung einer allgemeinen Zentralbehörde 
(jchlieglich mit dem Namen „Münft. heimgelaffene Räte“) 
begann in den auf Johann von Hoya folgenden bijchofs- 
Iofen Beiten auf ftändifcher Grundlage, aber in den durch 
den legten Bifchof vorgezeichneten Bahnen. Zu einem ge- 
wiffen Abjchluffe kam es dann nad) Iangwierigen Streitig- 
feiten zwifchen Bifchof und Kapitel in den erjten Jahren des 
Kurfürften Ernſt. Diefer war erjt nad) langen inneren 
Wirren auf den bifchöflichen Stuhl von Münſter gelangt. 
Johann von Hoya hatte ſchon 1571, um auch für bie 
Folge dem Tatholifchen Belenntniffe im Bistum die Unter- 
ftügung der leitenden Berfonen zu fichern, das Domkapitel 
zur Wahl eines Koadjutors bewogen in der Perjon Johann 
Wilhelms, des Yjährigen jüngeren Sohnes des Herzogs 
von Yülih. Für eine durchaus katholiſche Erziehung wurde 

1* 
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alle mögliche Sorge getragen.!) Die Jugend des Prinzen 
ſchien kein Hindernis, weil Johann von Hoya noch im 
beften Mannesalter ftand. Aber unerwarteter Weife ftarb 
diefer fchon 1574, ehe noch die päpftliche Beſtätigung der 
Koadjutorwahl eingetroffen war. Trotzdem wurde jogleich 
der junge Prinz pojtuliert und, bis er zu feinen Jahren 
gefommen wäre, eine Statthalterfchaft eingejegt. “Der 
plögliche Tod des Erbprinzen Karl Friedrich von Jülich, 
im Jahre 1575 zu Rom, änderte die Lage von Grund 
aus. Johann Wilhelm als der legte männliche Sproß 
feines Haufes mußte dem geiftlichen Stand entjagen. Zu— 
nächft verzichtete er jedoch noch nicht auf die ihm in Münſter 
durch die Boftulation zuftehenden Rechte. Ihm wie der 
katholiſchen Partei im Kapitel, an deren Spike der Dechant 
Gottfried von Raesfeld ftand, lag daran, vor feinem Ab- 
gange eine Neuwahl in ihrem Sinne zu fihern. Dazu 
brauchte e8 aber Beit. Denn nicht nur unter Ritterfchaft 
und Städten herrjchten proteftantifche Tendenzen vor, auch 
im Kapitel war die Mehrheit unter Führung des Gtatt- 
halters Konrad von Wejterholt nicht geneigt, der Wahl des 
ftreng katholiſchen Ernſt von Baiern, des Sohnes Herzog 
Albrechts, zuzuſtimmen, ſondern dachte den protejtantiich 
gefinnten Heinrich) von Sachfen-Lauenburg, Erzbiſchof zu 
Bremen, zur Wahl zu bringen. Für Ernſt wirkte vor 
allem Spanien und Kleve Die NRefignation Johann 
Wilhelms wurde entgegen dem ausdrüdlichen Wortlaut der 
Kapitulation von Seiten Kleves verweigert; erjt jollte das 
Kapitel die Wahl Ernjts vollziehen. Heinrich von Bremen 
Kandidatur wurde von Erzbiichof Salentin von Köln und 
den proteftantifchen Fürjten befürwortet. Ende Februar 
1577 kam es endlich zur Wahl, nachdem man die Erhebung 


1) ber die Mendung, die in dieſer Zeit in der kirchlichen Stellung 
des Herzogd von Jülich eingetreten war, vgl. Keller a. a. O. 
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Ernfts auf den bifchöflihen Stuhl Hinreichend gefichert 
glaubte. Als ſich aber zeigte, daß zweifellos Heinrich von 
Bremen gewählt werden würde, brach Gottfried von Raes- 
feld, der als Dechant den Vorſitz führte, die Sigung ab 
und beraumte feinen neuen Wahltermin an. Damit mar 
die Angelegenheit auf unbejtimmte Zeit vertagt, denn bie 
Kapitulare Tonnten nur auf Berufung durch den Dechanten 
eine gültige Wahl vornehmen. Ein Verſuch Heinrichs, Durch 
perfünliches Erfcheinen im Lande, wo der größere Teil ber 
Bevölkerung mit der Mehrheit des Kapitels ſympathiſierte, 
ih zum thatfächlichen Herrn der Situation zu machen, 
mißlang, da Herzog Wilhelm von Yülih mit bemaffneter 
Macht in Münfter erjchien. Konrad von Wefterholt war 
ſchon vorher durch päpftliches Dekret feiner Würden für 
verlujtig erklärt worden und hatte Anfang 1580 das Stift 
verlajjen müſſen. Ihres geiftigen Hauptes beraubt und 
durch die geharnischten Reiter des Herzogs eingejchüchtert, 
erfannte die protejtantifche Partei im Mai 1580 die vor: 
läufige Adminijtration des Stifts durch Johann Wilhelm 
an, der dieſe bis zu feiner Vermählung führen follte. 
Unterdefjen hatten fih auh im Kapitel die Verhältniffe 
verfchoben; einige proteſtantiſch gefinnte Mitglieder waren 
geftorben und durch katholiſche erfegt worden; außerdem 
batte fich auch der eine oder der andere unentjchiedene an 
die augenblidlich fiegreiche Partei angeſchloſſen. So kam 
e8, daß ſchon ſehr bald eine Mehrheit für Ernſt vorhanden 
war. Da jedoch Heinrih von Bremen im Lande immer 
noch viele Anhänger bejaß, wagte man nicht zur Wahl zu 
Schreiten. Erſt als er im April 1585 ftarb, wurde im Mai 
Ernft von Baiern, der inzwiſchen auch Kurfürft von Köln 
geworden war, zum Bifchof von Münfter gewählt. Vieler 
Sympathien bei der Bevölkerung erfreute fi) der neue 
Herr allerdings nicht, und er rechtfertigte die Beforgnifje 
jeiner neuen Unterthanen vollftändig durch die Tonjequente 
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Nelatholifierung des Landes, die er begann. Die befreun- 
beten Spanier thaten ihr Beftes, um durch die ſchlimmſten 
Berwüftungen die Widerftandstraft des Landes zu brechen. !) 
Ernſts Nachfolger in Köln wie in Münfter wurde 1612 
fein Neffe Ferdinand, der das Werk des Oheims mit noch 
größerer Energie fortjegte; zugleich ſuchte er auch in 
weltlichen Dingen eine abjolutere Stellung zu gewinnen. 
Beides brachte dann zum Abjchluffe der befannte Chrijtoph 
Bernhard von Galen, der 1650 den bifchöflichen Stuhl 
beitieg. 


1) Erhard a. a. D. ©. 427 giebt an, daß das Stift Münfter den 
erweislichen Schaden, den ed vom 16. November 1598 bis 3. März 1599 
dur) die Spanier erlitten hätte, auf 464,641 Thaler berechnet habe. 
Vielleicht nicht fo ſchlimm aber ähnlich ging es jährlich bis 1609. Die 
Holländer betrachteten das Gtift ald mit den Spaniern verbündet; diefe 
wieder bejeßten Teile des Bistums, um fie gegen die Holländer zu „ſchützen,“ 
bauften ihrerfeitd aber noch ärger als jene in dem ungludlichen Lande. 
Eine Kleine Blütenlefe der Leiden des Stiftd von 1587—1609 giebt Erhard. 
1615 wurde Münfter durch den Jülich-Kleviſchen Erbfolgeftreit in Mit« 
leidenjchaft gezogen, und der 30 jährige Krieg verwüftete auch das Müniter- 
land aufs Schlimmite. 
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Abſchnitt 1. 


Die allgemeine Bentralverwaltung durch die 
„Münfterifchen heimgelaffenen Räte.“ 


S 1. Regierung und Hofhaltung vor der Entftehung 
eines Ratkollegiums. 


Noch bis in die Mitte des 16. Jahrhunderts Herrfchte 
im Bistum Münfter die auf den alten einfachen Verhält- 
niffen aufgebaute mittelalterliche Art der Landesverwaltung. 
Der Bifchof erledigte perfönlih unter Zuziehung einiger 
gerade bei Hofe anweſender Räte die unumgänglich notwen- 
digen Regierungsgefchäfte; die erforderlihen Schriftftüde 
wurben alsdann in der Kanzlei ausgefertigt. Von einer geord- 
neten Bentralverwaltung in unferem Sinne kann man in diefer 
Beit faum fprechen. Noch fehlte ein regelmäßig zufammens 
tretendes Ratskolleginm mit fejter Gefchäftsordnung, ganz 
zu gefchweigen von einer planmäßigen Trennung der ver- 
Ichiedenen Zweige der Verwaltung. Als „Räte" fungierten 
in der Regel die Inhaber der hohen Hofämter und einige 
andere Bertraute des Fürften aus dem Landesadel. Diefen 
war, foweit ſich erfennen läßt, im Range völlig gleich der 
gelehrte, bürgerlihde Kanzler, der die Kanzlei leitete und 
wohl vorzugsmweife als juriftifcher Sadjverftändiger dem 
Landesherrn zur Seite ftand. Kinige andere gelehrte 
Juriſten vertraten außerhalb des Stifts (befonders beim 
Kammergericht zu Speyer) mit allgemeiner Vollmacht oder 
auch in Spezialmijfion das Stift. Kamen fie einmal an 
den Hof, etwa um Bericht zu erjtatten, fo wurden fie wohl 
auch in den laufenden Geſchäften neben dem Kanzler um 
ihren Rat angegangen. Nicht felten war, daß dieje Ge— 
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lehrten von mehreren Herren zugleich beauftragt waren 
und fi) dur eine Klauſel ihrer Beitallung dagegen 
jiherten, daß der eine Auftraggeber fie gegen den anderen 
verwandte. 

Daß Mitglieder des Domkapitels fchon vor 1574 bei 
Erledigung der laufenden Regierungsgeſchäfte mitwirkten, 
läßt fich, abgejehen von den Yusnahmezuftänden bei einer 
Sedisvakanz, nicht nachweifen.1) Jedoch erwähnt bereits 
die ältefte erhaltene Hofordnung, die von 1536,2) daß die 
Rechnungsablage der Beamten vor dem Fürſten und den 
Verordneten des Kapitels ftattfand. 


Nah der Ordnung von 1536 beftanden damals 
folgende Hofänter: 

1. Der „Hofmefter" (Frederich von Twiſt) bat Die 
Oberaufjicht bei Hofe und fol fih auch „up der Kangel- 
rien radswißen mede gebrufen laten.“ 

2. Der „Hofmarſchalk“ (Lippold von Canftein) muß, 
bejonders wenn Gäfte anmwefend find, für die Mahlzeit 
jorgen; „im velde fal he fid, wu einem Marfchald tho 
behört“ gebrauchen laſſen; ſchließlich hat er etwa entjtehende 
Streitigkeiten unter dem Hofgefinde zu fchlichten. 


3. Der Küchenmeifter führt Schlüffel und Aufficht über 
Küche, Keller, Bad- und Brauhaus; er verfieht alfo zugleich 
das Schenfenamt. 

4. Der „Dorwerder" wird nur neben den beiden eriten 
als höherer Würdenträger genannt, ohne daß näher auf 
feine Obliegenheiten eingegangen wird; er entjpricht ver- 
mutlih dem Schloßhauptmann an andern Höfen. 


2) Bei wichtigeren Angelegenheiten befragt der Biſchof häufiger das 
Domkapitel und auch den Rat der Stadt Münfter; befonderd gefchah das 
wegen Berufung eined Landtages. 

2) Die 4. erhaltenen Münft. Hofordnungen von 1536, 1547, 1573 
und 1580: Manuſtr. VI 9,. 
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Über die Rangverhältnifie giebt ung die Tafelanorduung 
einigen Auffhluß: Am 1. Tiſch figt der Fürft; hier darf 
niemand Pla nehmen, ohne ausdrüdlich durch Hofmeifter, 
Marfchall oder „Dormwerder" aufgefordert zu fein. Der 
3. Tiſch, wo die Räte ſitzen, foll wie der erfte gehalten 
werden. An den 3. Tiſch, zu den Hofjunkern follen auch 
die Edelleute, die an den Hof fommen durch den Hofmeijter 
oder Marjchall gefegt werden. An 3 weiteren Tifchen auf 
der anderen Seite des Saales folgen dann: 1. Kanzlei 
und Kapelle, die gleich den Junkern zu behandeln find; 
2. das Stallperfonal einschließlich der „Edeljungen;" 3. 
die „Drompter, Giger und Dramwanten." Die Unterbringung 
anderer bei Hofe anmwejender Leute nach ihrem Range ift 
dem Marſchall überlafjen. 


Die Hofordnung von 1547 nennt feinen Hofmeifter 
mehr. Seine Befugniffe fcheinen meift an den Dormwerder 
übergegangen, als deſſen Amt außerdem bier angegeben 
wird, daß er alle einfommenden Briefe „an den Herrn zu 
bringen“ bat. Im Übrigen deden fich die Beftimmungen 
diefer Ordnung im Weſentlichen mit denen der alten.!) 
Jedoch find bei der Zafelordnung nur 5 Tiſche angeführt. 
Es fehlt der Tifch der Räte. Man darf wohl annehmen, 
daß dieſe jet beim Fürſten figen. Dafür würde fprechen, 
daß (jowohl 1536 wie 1547) fie allein neben den Be- 
dienenden bei ihm Zutritt haben, wenn er nicht an der 
allgemeinen Mittagstafel teilnimmt. 

Bemerkenswert ift aud die folgende ohne jegliche 
Erläuterung eingefhobene Tabelle, die jedenfall angiebt, 
wieviel Pferde für den Hofftaat des Biſchofs nach der 
Sitte der Zeit zu unterhalten find: 


1) Auf einige Angaben betr. die Kanzlei ;wird in Abſchnitt II zu- 
rückzukommen fein. 
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Kantler 4 Berde Hofrait von Adel A Berde. 
Hofmarſchalck 5. u Dorwerder 3. 
Kodenmeefter 3% Weinſchenk 2. 5; 
tem 2 von Well) 2 „ Vheer Schutten & 
Noch 2, Ider mit 2 „ Twe Ridenbodden 2 „ 
Twe Secretarien 2 u Kantzleiknecht li % 
Kammerwage ' Meiter Kod I = 
Kodenschriver I Veltſchutten 1 
Trumpter 1 u 


Kanzler, Hofrat und Marſchall ftehen im Rang 
wohl gleich; daß der legtere ein Pferd mehr hat, erklärt 
fih aus der Natur des Amtes. Der Weinſchenk ift neu 
eingeführt. 

Die Hofordnung von 1573 enthält nur Spezialbe- 
ftimmungen, ohne auf die Zufammenfegung des Hofjtaates 
näher einzugehen. Dies hat feinen Grund darin, daß fie 
nur die auf das Leben bei Hof bezüglichen Vorſchriften 
der (leider verlorenen) Hof- und Kanzleiordnung von 1567 
wieder in Erinnerung bringen wollte. Als höhere Hof- 
ämter, deren Inhaber namentlich aufgeführt werden, nennt 
fie: Hofmarſchall, Hofmeijter, Klichenmeifter, „Doerwerter," 
Stallmeifter. Der 1546 befeitigte Hofmeijterpoften war 
Schon früher wieder eingerichtet worden.?2) Jetzt fcheint 
der Hofmeifter die Leitung des ganzen Hofftaates zu haben. 
Denn der Hofmarfhall wird zwar noch in der Ordnung 
aufgeführt, ift aus einem Hausbeamten aber in diejer Beit 
fhon in erfter Linie eine politifche Perſönlichkeit geworden. 
Das zeigt die Einfegung eines bejonderen Stallmeijters, 
während in den Alten der Hofmarjchall neben dem Kanzler 
als vornehmfter Rat erfcheint. Das Amt des Weinfchenten 


1) Dies find wohl die „Hofjunfer“. 
2) Wann, ift nicht genau zu beftimmen. 
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als welcher noch 1572 Michael Weigand bezeugt ift,!) fehlt 
bier wieder; wahrfcheinlich ift es der Finanzreform von 
1573 zum Opfer gefallen. Eine politifche Bedeutung haben 
die Hofämter, abgejehen vom Marſchall, nicht mehr. Wenn 
1572 der damalige Hofmeijter Strid zum Juſtizausſchuß 
zugezogen wird, jo jcheint er noch als „Hofrat“ eine be- 
jondere Beitallung gehabt zu haben.?) Mit Johanns von 
Hoya Zode hörte die Hofhaltung auf zu beftehen, weil 
fein Fürft vorhanden war (bezw. diefer außer Landes re 
fidierte) und trat während der uns bier befchäftigenden 
Periode nur 1582 auf wenige Jahre wieder ins Leben, 
jedoch ohne nähere Beziehungen zur Landesverwaltung, 


8 2. libergangsperiode: Die Statthalterfchaften, Land- nnd 
Hofräte bis zum Tode Yohanns von Hoya. 


Inzwiſchen hatte fich eine wirkliche Zentralverwaltungs« 
behörde herausgebildet, die durchaus unabhängig von der 
Hofhaltung in Eollegialifcher Weife die Regierungsgefchäfte 
erledigte. Genau beftimmen läßt fich nicht, wann dieſe 
Behörde zuerjt in Erjcheinung getreten iſt. Als ihre Keime 
darf man wohl die Statthalterfchaften anfprechen, die haupt: 
jädhlih sede vacante die Landesverwaltung übernahmen. 
Für die herrenloje Zeit und bis der neugewählte Biſchof 
gewille Bedingungen?) erfüllt ‘hatte, ftand die Regierung 
des Stift dem Domkapitel zu. Diejes pflegte jedoch die 


1) Landtagsakten 156667; thatjählih ein Kopiar von 156675. 

2) Noch 1572 war Dieth. Strid Hofmeifter gewejen; 1573 ift ein 
Raesfeld Hofmeifter; Strid wird aber ald Rat ſowohl in der Gehaltö- 
überficht von -1573/74 (vgl. Anhang) wie bei Einrichtung der neuen Re- 
gierung genannt. | 

8) Diefe waren in der Sapitulation firiert: vor allem mußte der Er- 
wählte zunächft die Beitätigung des Papftes und die Belehnung mit den 
Regalien durch den Kaifer erlangt und dad Juramentum - episcopale ge- 
leiftet haben. 
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laufenden Gejchäfte einer Kommiſſion von Kapitularen und 
Vertretern der Ritterfchaft zu Übertragen, die aber im 
widhtigeren Sachen das Kapitel oder auch die Landitände 
zu befragen Hatten. Als weltliche Mitglieder finden fich 
meift bisherige Räte des letzten Bifchofs, die ſich durch ihre 
Sachkenntnis empfahlen. Nach der Refignation Bernhards 
von Raesfeld (Oktober 1566), fette jich die Statthalterjchaft 
aus je 4 Vertretern vom Domtlapitel und Ritterjchaft zu- 
fammen.!) Jedoch war das Interregnum diesmal nicht 
von langer Dauer, da der neu erwählte Biſchof Johann 
von Hoya ſchon im Mai 1567 auf dem Landtage „aufm 
Laerbroch“2) zur Regierung verftattet wurde, obwohl er 
die Vorbedingungen noch nicht erfüllt Hatte; ſogar die Ka— 
pitulation erhielt erft am 10. Dezember 1567 ihre end- 
gültige Faſſung. 

Wie die Wahl Johanns für die allgemeine Gefchichte 
des Bistums Münjter den Beginn einer neuen Epoche be- 
deutete, fo bat feine Regierung auch für die Ausbildung 
der VBerwaltungsorganifation im Stifte grundlegend gewirft. 
Wieviel von dem Verdienst der Perfönlichkeit des neuen 
Herrn?) oder dem Zwang der Verhältnifje und ſtändiſchen 
Einflüffen zuzufchreiben ift, läßt fich bei der Mangelhaftigfeit 
des Materials fchwer entjcheiden. Jedenfalls darf man die 
Juſtizreform in der Hauptſache ihm gut fchreiben, wenn 
auch die Initiative von den Ständen ausging (vgl. Abjchn. 
IV.) und bei der Kammerordnung kann ihm zum Mindeften 


1) Bon diefen 8 Perfonen übernahm Johann von Hoya fpäter 6; 
als Landräte: Domfcholafter Goddert von Raesfeld, den Domberrn Mel- 
hior von Buren und Johann von Merveldt; ald Hofmarfchall bezw. Hof- 
rate: Hermann von Belen, Konrad Ketteler, Heidenreih Droft. — Der 
Ausdrud „Scholafter” ift in den Akten überall gebraucht, wie überhaupt 
die meiften Dignitäten beim Kapitel nad; Möglichkeit verdeutfcht werden. 

2) In der Nähe von Münfter im Kirchfpiel Böfenjell, meift Laerbrod 
geichrieben. 

2) Bol. „Allgemeine deutjche Biographie.” 
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das Lob gefpendet werden, daß er fie nicht hintertrieben 
bat, obgleich fie ihn arg demütigte (vgl. Abſchn. ID. Eine 
der erjten Negierungshandlungen Yohanns war, daß er 
gleich auf dem Laerbrock Zuftimmung und Rat der Stände 
für die Ernennung von Landräten erbat. Es handelte ſich 
um die Neubelebung einer, wie es jcheint, in Verfall ge- 
ratenen älteren Einrichtung. Über den Urfprung diefer 
Landräte find wir im Dunkeln. Vor der Zeit des Biſchofs 
Yranz von Walded Habe ich fie nicht nachweiſen Fünnen. 
Auch die Einleitung der Hofordnung von 1536 ſpricht nur 
von Räten im Allgemeinen, nach deren „Rat und Ber- 
befjerung” fie erlaffen jei. In diefer Bezeichnung könnten 
. allerdings die Hof- und Landräte zufammengefaßt fein; ich 
halte das aber für wenig wahrjcheinlich, weil ſonſt überall 
jpäter immer deutlich zwifchen beiden unterjchieden wird. 
Die Frage ift dann, in wieweit aus der Richterwähnung 
in dieſem Falle auf Nichteriftenz von Landräten geſchloſſen 
werden darf. Unzmweifelhaft bezeugt wird ihr Vorhanden- 
fein in ‚einem undatierten Konzept des Jahres 1546:1) 
„DBeredungen unßes g. Herrn mit fyner ©. Rheden unde 
etlichen des Domkapitel van der Ritterfchap unde Stadt 
Munster vorgenommener Ordenung ꝛc.“ Es heißt darin: 
„Eritlih, dat fyne F. ©. alle Sade und Handelunge, dat 
gemeine Landt betreffen. und angaende, mit fyner %. ©. 
Rheden und Munjterifchen Landt-Rheden und im Fall ber 
Noit mit den van der Zantichap will beraidtjlagen und 


1) Landtagsakten 1540—53 f. 43. Der angeführte Titel fteht auf 
der Rückſeite. Die Datierung auf 1546 ergiebt fich daraus, daß die im 
Zerte erwähnte Hofordnung am 13. Februar 1547 erlafjen wurde. Die 
Einleitung dazu beruft fich ausdrücklich auf vorangegangene Abmachungen, 
die mit unjeren „Beredungen“ identijch find; fie hebt auch die Mitwirkung 
der Landräte hervor. Daß die „Beredungen” ſchon auf 1547 zu ſetzen 
find, ift unwahrfcheinlid, da dann wohl faum Mitte Februar die Hof- 
ordnung fertig geworden wäre. 
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verhandellen. . . . Tom bderden: de Verordenunge up ſyner 
F. G. Huferen und Ampteren will fyne %. ©. mit eren 
und den Lantrheden in Betteronge und Vorraet brengen 
und eyn bejtendige und notturfftige Hoeffordnunge ftellen, 
darmet de Hufer nnd od de Hoffordenunge to Behoiff finer 
%. ©. und mide des Lantz Beften verforget moge werden." 

Leider ift in diefen Abmachungen Über die Anzahl der. 
Landräte, die Art ihrer Ernennung ſowie, in welchem 
Stärkeverhältnifje die einzelnen Stände unter ihnen ver- 
treten waren, nichts gejagt. Die Landräte werden dann 
nohmals erwähnt in demfelben Bande der Landtagsakten 
(f. 72). Das undatierte aber wohl faum fpäter als 1550 
zu fegende Schriftjtüd enthält eine Reihe von Artikeln - 
„erftlich mith denn Reden to bratichlagen und, wes Enne 
gut bedundet, darvan der Lantſchap vortodragen." In dem 
erften wird beklagt, daß die Landräte 3. T. geftorben 3. X. 
durch Alter, Krankheit und dgl. verhindert feien, ihrem 
Amte nachzugehen; die Räte jollen überlegen, ob man nicht 
die Stände erſuchen könne, „dat de Lantſchap betreffen 
unfem ©. Herrn etlige beqweme Perſonen uth der Ritter- 
ſchap und Underfaten helpe erwelenn und willich malen,“ 
als Landräte zu fungieren. Fraglich ift, ob die Nicht- 
erwähnung des Domkapitels neben „Ritterihap und Under- 
jaten" dahin gedeutet werden darf, daß bis dahin unter 
den Landräten fich keine Domherren befanden. Über den 
weiteren Verlauf diefer Angelegenheit hat fich nichts ge- 
funden. Auch wird der Zandräte überhaupt bis 1567 nicht 
wieder gedacht. Erſt als Johann von Hoya die Regierung 
im Stift übernimmt, ift wieder die Rede von ihnen. Art. 
VII der Bropofition für den Landtag vom Mai 15671) 
lautet: „Dweill aber zu bejtendiger tuglicher Regierung 
einer guter Ordnung und Fürbereittung vonnotten und 


1) Landtagsakten 156674 f. 126 ff.; anfchließend folgt der Abjchied. 
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diefelben fur allen Dingen ingerichtet werden muſte, darzu 
dan Ire %. ©. ein bejonders fleißigs Nachdentens zu 
haben fih furgenommen und under diefem fi) erinnert, 
das ein Prinzipall und Hauptftüd fei, mit bequemen Rethen, 
jo diefen Stifft und Underthonen mit Treuwen und ernit- 
lih meineten, fich gefaßt zu machen und dan Ire %. ©. 
fih bedunden ließen, das under dieſem etliche auß dieſen 
Landtjtenden, welche von dieſes Stiffg Gelegenheiten, Be- 
ichwerden und Gedey bewuft, genommen wurden, wie dan 
auch ſolchs bei den benachbarten Landtſchafften gepreuchlich, 
alß aber Iren F. ©. die Perſonen unbefandt, fo wollen 
fie in der Stende wolmeinentlich Bedenden ftellen und be- 
gert haben, ob nit fie under fih auß jederm Standt ett- 
lihe Iren %. ©. fürjchlagen und zu verordnnen wolten, 
welche Ire %. ©. für Landtrethe zu geprauchen und zu 
furfallenden Sachen zu verfchreiben, auch fie Macht haben 
mochten, jolche ehaffte Sachen mit und neben Iren %. ©. 
und derjelben andern gemeinen Rethen zu berathichlagen 
und zu jchlieffen, auch die Not.urfft verrichten zu helfen. 
Des weren Ire %. ©. geneigt, mit denfelben der Gepur 
bandlen zu laffen, das fie irer Muhe und Willigkeit halben 
zimbliher Maſſen Ergegung und gnedige Dankbarkeit ver- 
nemmen jolten. Da aber die Hendell und Sachen aljo 
wichtig und groß fich anfehen lieffen, das diefelben fernern 
und mehrern Raths der Stende nottig hetten, folt dafjelbig 
alßdan altem Herkommen nad gleichfals an fie glangt 
werden." 

Es wird bier nur von dem Beifpiel benachbarter 
Staaten geſprochen, jedoch mit feinem Worte erwähnt, daß 
die Einrichtung der Landräte im Stift Münfter ſchon früher 
bejtanden Hatte. Dies fowie ber Widerftand der Städte!) 


1) Sie erklärten, ihre Leute in der Stadtverwaltung nicht entbehren 
zu können, und erhielten 14 Tage Bedenkzeit; jchlieplich gab dann der Rat 


16 


gegen den Borfchlag des Bilchofs, legt den Gedanken nahe, 
baß in den legten Jahren zum wenigften es feine Land⸗ 
räte im Stift mehr gegeben hat. In dem Landtagsab- 
ſchied lautet die Vollmacht für die Landräte vorbehaltlich 
der Zuftimmung der Städte: „Das hochgenant. mein. gnedig. 
Her. folliche zugelaffene und angenommene LZandtrethe in 
teglihen furfallenden Saden zu verjchreiben und fie mit 
‘ren %. ©. diefelben zu beratichlagen und zu Werd ftellen 
zu helffen hiemit Macht haben follen." Bei wichtigen 
Dingen feien wie herkömmlich die Stände oder das Dom- 
fapitel und der Rat der Stadt Münfter zu hören. 


Nicht zufammenmerfen darf man biefe nunmehr wieder 
in Wirkfamfeit tretende Einrichtung der Landräte mit dem 
Landtagsausfchuß, der an Stelle der Stände in gewifjen 
Sachen Beichlüffe faffen durfte, die auch dDiefe banden, und 
als Erfag für den Landtag diente, da wo der große Ap- 
parat desfelben ungeeignet erjchien. Durch die Landräte 
Dagegen wurden die Stände zu nichts verpflichtet. Wohl 
aber gewannen fie nun Einfluß auf Angelegenheiten, die 
bisher ihrem Bereich entzogen waren. Schon 1546 war 
das deutlich erkennbar und noch fchärfer tritt es jegt (1567) 
hervor: bei allen einigermaßen wichtigen Vorfällen in der 
eigenjten Sphäre des Landesherrn war diefer gehalten, das 
Gutachten einer jtändifchen Kommiſſion einzuholen, deren 
Charakter doch nicht weſentlich dadurch geändert wurde, 
daß ihm bei ihrer BZufammenfegung ein ziemlich weitge- 
bender Einfluß zuftand. Daß diefe Bedeutung der Ein- 
tihtung wohl erkannt wurde, zeigt die fcharfe Unterfcheidung, 
bie ftetS zwifchen den Hof- und Landräten gemacht wurde. 
Allerdings verloren bie Landräte, wie vorgreifend bemerkt 


von Münfter, das die anderen Städte vertrat, die Oppofition auf und bat 
nur nm Berudfichtigung der Wünfche der Stadt bei der Auswahl der 
ſtãdtiſchen Vertreter. 
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fei, wohl ihre Hauptbedeutung, als fich ein Regierungs- 
follegium bildete, in dem verfaffungsgemäß Vertreter der 
beiden oberen Stände jaßen. 

Die Ernennung der Landräte vollzog fich Anfang Juli 
entjprechend den Abmachungen auf dem Landtage derart, 
daß fich der Biſchof mit 2 Mitgliedern der NRitterfchaft, 
deren Auswahl ihm überlaffen blieb, wegen Übernahme des 
Landratamts verftändigte.e Dem Domkapitel und dem Nat 
der Stadt Münjter nannte er je 6 Perfonen aus ihrer 
Mitte, die ihm genehm jeien, worauf jene je 2 davon als 
Landräte präfentierten; der Biſchof beftand jedoch darauf, 
daß wenigftens der eine der beiden Bürgermeifter unter den 
jtädtifchen Landräten fei. Am 1. Juli traten die 6 Land» 
räte zur erſten Sigung in Ahaus zufammen, wo der Bijchof 
gerade Hof hielt. Schon vorher hatte Johann die von ihm 
für die Hofämter und Ratsftellen in Ausficht genommenen 
Persönlichkeiten — es waren meijt die alten — um jid 
verfammelt. Sie wurden noch nicht als Hofräte bezeichnet. 
Aus weldhem Grunde der Fürft für ihre Ernennung die 
Buftimmung der Landräte wünfchte, wird nicht gefagt. Eine 
Verpflichtung feinerfeits ift dafür aus den Alten nicht nach— 
weisbar. Es liegen alſo wohl mündliche Verabredungen 
zu Grunde. Bielleicht handelte es fi) auch nur um einen 
Höflichkeitsakt, durdy den Johann das Verhältnis der Land— 
räte (und ihrer Standesgenofjen) zu ihm und den Hofräten 
möglichft freundlich geftalten wollte Denn thatjächlich 
wurde nachher die Auswahl der Berfonen durchaus dem 
Biſchof liberlaffen, wie das nah dem „Memorial“ fchon 
vorher erwartet wurde. Dieſes „Memorial" über die den 
Landräten zu machende Bropofition war das Ergebnis jener 
Vorbeiprehung des Fürſten mit den Fünftigen Hofräten 
und von dieſen verfaßt und dem Bifchof Übergeben. Es 
ift wichtig unter Anderm!) wegen der Auffafjung, welche 


1) So weit es die Juftizreform berührt vgl. Abſchn. IV. 
2 
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es Über das Verhältnis der Landräte zu den Hofräten 
zeigt: Es wird da die Frage erörtert, ob beide nad Er— 
ledigung der Berfonenfragen gemeinfam oder getrennt be- 
raten follen. Für getrennte Beratung wird angeführt: 
die Landräte find von den Ständen deputiert und werden 
wohl meist „von der Landſtände wegen votieren;" Die 
Stände aber pflegen die Vorſchläge des Landesherrn für 
fi zu überlegen; es könnte aljo bei den Landräten ebenfo 
gehalten werden. Ferner Tann es leichter zu Reibungen in einer 
gemeinichaftliden Sigung fommen, wenn bei Meinungsver- 
Tchiedenheiten fich die Anfichten nach der Zugehörigkeit zu der 
einen oder andern Kategorie ſcheiden. Andererſeits fpricht für 
die Gemeinschaft: Die Landräte find wohl von den 
Ständen gegeben, aber nicht dergeftalt, „Daß fie der Stände 
Ausſchuß oder Verordnete feien, fonder daß fie als rer 
% ©. uffgenommene NRethe das Beſt in der Landichaft 
Sachen mitrathen helfen follen, wie fie au von %. ©. 
allein in Beſtallung uffgenommen, befleidet und bejoldet 
und alfo mit den andern Hoffräthen für einerlei 
Leutte und eins Herrin Diener gehalten werden." 
Weiter kommt in Betracht, daß getrennte Beratung die 
doppelte und dreifache Zeit und daher größere Kojten er- 
fordert. Schließlich hat die Gemeinſchaft den Vorzug, daß 
die Hofräte jtet8 die Motive der Vorlage den Landräten 
in Erinnerung bringen und erläutern künnen. Daher geht 
der Vorſchlag der Hofräte dahin, daß die Landräte mit 
ihnen zufammen beraten fjollen; würden jene fich in be- 
fonderen Fällen einmal für fich befprechen wollen, fo könne 
ihnen dies ja geftattet werden. 

Leider willen wir nicht, welche Stellung diefer Moti- 
vierung gegenüber die Landräte einnahmen, ob fie felbft 
fih nicht doch in erfter Linie als Beauftragte der Stände 
anſahen. Jedenfalls haben fie Schließlich der gemeinfamen 
Beratung ihre Buftimmung gegeben. 
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Zunächſt wurden am 1. Juli die Bedingungen ver- 
einbart, unter denen die Landräte ihr Amt übernehmen 
follten.!) Hierauf erbat ſich Johann ihre Vorjchläge für 
die Ernennung des Hofmarjchalls und der Hofräte. Da 
fie ihm deren Beitimmung Üüberliegen, wurden die von ihm 
Gewünſchten: Hermann von Velen als Hofmarſchall, 
Heidenreich Droſt, Wilhelm und Cordt Ketteler als Hof— 
räte?) angenommen. Ebenſo blieb der bisherige Kanzler 
Sted im Dienst und die gefammte Kanzlei. Neu in Be 
ftallung genommen werden follten 2 Gelehrte, deren Aus- 
wahl möglichſt aus Stiftseingejeffenen dem Biſchof über- 
lafjen wurde.3) Zugleich wurde eine Kanzlei: und Hof— 
ordnung vorgelegt und von den Zandräten gebilligt; leider 
ift fie nicht mehr vorhanden. Schließlich ſprachen die Räte 
noch den Wunſch aus, daß die Münfteriihe und Osna— 
brüdische Kanzlei ftreng gefchieden würden. Dann wandte 
fi) die Beratung anderen Dingen zu. 

Bei diefen Feſtſetzungen ift eine wirkliche Zentralver- 
waltungsbehörde noch nicht erkennbar. Die Landräte 
bildeten zwar eine Art Kollegium mit den Hofräten.. Diefes 
trat aber nur auf vorherige Berufung durch den Landes—⸗ 
herren zufammen und äußerte feine Meinung Über ihm vor- 
gelegte Fragen. Es fehlt aljo das Moment der Ständig- 
keit; auch erfcheint es zweifelhaft, ob fürmliche Abftimmungen 
vorgenommen wurden, bei denen die Majorität entjchied. 
Davon daß etwa die Hofräte für ſich ein ftändiges Nats- 
follegium gebildet hätten, Tann nad) den vorhandenen 
Quellen faum die Rede fein, fie jcheinen überhaupt, nad) 
ihrer Beitallung zu fchließen, die derjenigen der Landräte 


2) Bol. die Beitallung im Anhang d. d. Ahus d. 8. Juli 1567. 
2) Ebendort die Beitallung von Eordt Ketteler; ähnlich wie fie lauteten 
wohl aud) die anderen. 
s) Über Kanzlei und Gelehrte vgl. Abfchn. II. 
2* 
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faft glei ift, vornehmlich) „von Haus aus" gedient zu 
haben. Die wenigen erhaltenen Akten laffen erkennen, daß 
die laufenden Gefchäfte in erfter Linie von Kanzler und 
Hofmarschall erledigt wurden; die anderen Räte wurden 
nur, wenn man ihrer bedurfte, verjchrieben.!) Für Die 
Nichteriftenz eines Regierungskollegiums fpricht ferner, daß 
Johann von Hoya, als er ſich 1568 nach Paderborn?) 
begab, zu feiner Vertretung eine Kommiffion, bejtehend aus 
je 2 Vertretern des Kapitels und des Rats von Münjter 
einjegte,; nur einer davon, der eine Ratsherr, ift Landrat; 
von den Hofräten befindet fich Feiner darunter. ‘Dagegen 
waren bei einer ähnlichen Gelegenheit 2 Jahr ſpäter bie 
„Statthalter" ſämmtlich Räte und zwar 2 Domberren und 
2 adelige Hofräte. Sie hatten die Regierung „jampt und 
fonders" wahrzunehmen und durften auch die anderen Hof: 
und Landräte zuziehen, wenn es ihnen nötig fchien. 

Die erfte wirkliche, Tollegialifche Zentralbehörde, Die 
in Münjter nachweisbar ift, wird 1573 in der Rechen: 
fammer, dem Yinanzminijterium des Fürſten, begründet. 3) 
Bu bemerfen ift, daß die Räte (A Hofräte und die beiden 
Landräte des Domkapitel) nur zur Nechenfammer „ver: 
ordnet" find, Daneben aber noch an der allgemeinen Ver: 


1) Zu dem Ausihußtag am 30. Nov. 1572 (vgl. Abſchn. IV), auf 
dem ed ſich um Dinge von höchſter Wichtigkeit handelte, wurden 3. B. 
folgende (wohl jämmtliche) Räte aufgefordert: der Kanzler Dr. Sted, Hofe 
marſchall Velen, Hofmeifter Dieth. Strid, Hofrichter Engelbert von Zangen; 
die 4 adeligen Hofräte: H.(?) Ketteler, Cordt SKetteler, Heidenreich Droft, 
Zudiger von Raesfeld; der gelehrte Hofrat Dr. Hueßghen; die 6 Landräte: 
Domfholafter Diepenbroich, Domkellner Meldior von Buren, Franz von 
Bodelihwingh, Johann von der Rede, Bürgermeifter Wilbrandt Plonies 
und Johann von Beihwort. — Die fonft nicht übliche Zuziehung des 
Hofrichtere wird bier dur den Berhandlungsgegenftand erflärt; über 
Strid vgl. S. 11 Anm. 2 u. Tert. 

2) Er wurde dort zum Biſchof gewählt. 

©) Das Nähere Abfchnitt TIL 
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waltung teilnehmen. Auf diefe wurde vielleicht ſchon vor 
Einführung einer fchriftlihen Gejchäftsordnung die Ge— 
wohnheit der Rechenkammerſitzungen Übertragen. 


8 3. Die Regierung des Stifte bis 1589. 
(Bildung des Natstollegiums.) 


Eine zmweifellofe allgemeine Zentralbehörde ſchuf bie 
Ordnung der Regierung im Jahre 1574. Am 5. April 
war Bilchof Johann von Hoya noch im beiten Mannes—⸗ 
alter einem epileptifchen Leiden erlegen. Am 28. erfolgte 
die Pojtulation Johann Wilhelms von Kleve. Da diefer 
feines jugendlihen Alters wegen erſt in einigen Jahren 
die Regierung hätte übernehmen können, wurde auf dem 
Laerbrock am 14. Mai den gemeinen Ständen vom Dom- 
fapitel ein Plan für die vorläufige Regelung der PVer- 
waltung vorgelegt, der ihre Billigung fand. 

Das Negierungstollegium bejtand aus dem „Statt- 
halter," dem Domherrn Konradt von Wefterholt, und & 
„Verordneten zur Regierung” (je 2 vom Domtlapitel und 
aus der Nitterichaft,)!) dazu dem bisherigen Kanzler Sted, 
der die Leitung von Kanzlei und Nechentammer beibebielt 
und einem Wechtsgelehrten; als gelegentlihe Ratgeber von 
Haus aus blieben die bisherigen Hofräte in Beftallung, 
ebenso die Zandräte.2) Die Kompetenz der Regierung und die 
Gefhäftsordnung für ihre vorgejchriebenen regelmäßigen 
Sigungen wurden fejtgelegt in einer Reihe vom Dom: 
tapitel verfaßter und dur den Landtag gutgeheißener 


1) Domfcholafter Diepenbrod (biöher ſchon Landrat) und Goßwin von 
Raesfeld Domberr; Hermann von Velen und Rudger von Raesfeld (bid- 
her Hofmarjchall bezw. Hofrat, beide Drojten). 

2) Im Landtagsabſchied werden nur die 4 bisherigen weltlichen Land⸗ 
räte beitätigt; ob das Kapitel vorläufig auf die feinigen vergiäjtete, da fein 
Einfluß auf die Regierung gefichert war? 
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Artikel.) Das Wefentliche ift, daß die „Verordneten zur 
Regierung" unter Borfig des Statthalters täglich zu Rat— 
figungen fich vereinigen und nad) dem Mehrheitsprinzip 
über die Geſchäfte entjcheiden follten. Dem Boftulierten 
und feinen Verwandten wurde vorläufig keinerlei Einfluß 
geftattet. Änderungen der Artikel behielt fich das Kapitel 
nach eingeholtem Gutachten von Statthalter und Verord- 
neten vor. Auf den Inhalt der NRegierungsartifel im 
Einzelnen wird bei der definitiven Redaktion von 1588/89 
näher einzugehen fein. 

Nachdem im Verlauf der inneren Wirren Konrad von 
Wejterholt 1580 hatte von der Bühne abtreten müſſen, 
wurde vorläufig Johann Wilhelm mit der Adminiftration 
betraut. Die Stände wurden auf dein Landtag am 24. 
Oktober 1580 ausbrüdlich um ihre Zuftimmung erſucht. Das 
Domkapitel hoffte davon wohl einen guten Eindrud im 
Lande, wo über die legten Vorgänge ſtarke Mißftimmung 
berrichte. Die Ordnung der Verwaltung von 1574 blieb 
im Großen und Ganzen bejtehen, nur daß, indem an 
Stelle des bisherigen Statthalter die Leitung in die Hände 
eines wirklichen Fürſten gelangte, der immer noch der „Er- 
wählte" des Stiftes war,?) in einigen Einzelheiten die 
Regierungsartifel verändert und dem Adminiftrator etwas 
weitergehende Rechte eingeräumt werden mußten.3) 


Aber mancherlei Reibungen zwiſchen Kapitel und Abd- 
miniftrator hinderten diefen anfangs an der thatfächlichen 
Übernahme der Regierung. Befonders wollte dag Dom: 


1) Driginal d. d. 25. Mai 1574, unterfiegelt vom Kapitel: Dom- 
fapitelöprodufte IIC 34 b. 
2) Über die Stellung Johann Wilhelms vgl. die Einleitung und 
Keller a. a. O. 
3) M. L. A. 1,0 liegt dad Original diefer Redaktion von 1580/81; 
abgedrudt nad einer Kopie im Velenſchen Archiv, jedoch mit trreführender 
Überfchrift bei Auen „Münft. Url. Samml.” VII ©. 228 ff. 
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fapitel nicht zugeben, daß Johann Wilhelm oder gar fein 
ibm vom Vater mitgegebener Hofmeifter Horjt Einblid in 
die Finanzen erhielt.!) Man fürchtete, daß Johann Wilhelm 
fpäter, wenn er fein Verhältnis zum Stift wieder Löfe, 
feine Kenntnis der Geheimnifje der Finanzverwaltung zum 
Schaden des Bistums gebrauchen Fünne. 

Erft im Mai 1582 kam es unter Vermittlung des 
alten Herzogs von Jülich und feiner Räte zu einer 
Einigung: Johannn Wilhelm verſprach (M. 2. 4. lio u. 
Niefert a. a. DO. VII 250) unter Abänderung des 19. Re⸗ 
gierungsartifels, daß „hinfüro die geiftlichen Collationen,“ 
Droften- und Rentmeifterämter nur mit Vorwiſſen, Konjent 
und Bewilligung des Domkapitels beſetzt werden jollten; 
Diederich von der Horft trat in den Dienft des Stifts.?) 
Dafür follten beide an den Sigungen der Rechenkammer 
teilnehmen dürfen. | 

Nah dem Rüdtritt Johann Wilhelms und der Boftu- 
lation des Kurfürften Ernſt verblieben die bisherigen „zus 
geordneten Räte" auf Verlangen des Domkapitels unter 
dem Namen „verordnete Statthalter" an der Spige der 
Landesverwaltung, wobei ihnen (mutatis mutandis) Die 
Artikel von 1574 als Richtſchnur dienen follten. Ihre 
Stellung war jedodh unter den obwaltenden Berhältnifjen 
eine recht peinliche und ſchwierige: auf der einen Seite das 
in jeiner Mehrheit ftreng katholiſche Domkapitel und fein 
Ermählter, der Jeſuitenzögling Ernſt von Baiern, auf der 
andern die zum großen Theil mit proteftantifchen Sympa- 
thien erfüllten und gegen das Kapitel ftarf erbitterten 
Stiftseingefeffenen; dazu dann noch die Schädigung des 
Landes durch die mit der herrſchenden katholiſchen Partei 
befreundeten Spanier. Auf die Statthalter fiel als auf 


2) Vgl. Abſchnitt II. 
2) Beitallung und Juramentum bei Niefert a. a. ©. VII ©. 252. 
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die höchite weltliche Behörde ein gut Teil des Hafjes der 
mißhandelten Unterthanen. Das führte dann im Frühjahr 
1587 dazu, daß die Statthalter beim Domkapitel ihre Ent- 
laffjung forderten. Den legten Anftoß dazu gab, daß die 
Näte, als fie im März nad) Münjter kamen, erjt nad) 
langem Warten Einlaß fanden und von der Bürgerfchaft 
bejchimpft wurden. Sie machten dem Kapitel zum Vor: 
wurf, daß es fie nicht genügend Dede, obwohl die Verant- 
wortung für die verhaßten Zuftände doch gerade ihm zur 
Laſt falle. Trotz aller Vorſtellungen beharrten die Statt» 
halter auf ihrem Verlangen, jchlieglicy unter Hinweis auf 
das ihnen zuftehende Kündigungsrecht (vgl. darüber Ab- 
fchnitt V). Dem Kapitel wäre es unter den obwaltenden 
Berhältniffen wohl ſchwer geworden, einen pafjfenden Er- 
fag unter dem zum großen Teil fegerifchen Adel zu finden, 
ganz abgefjehen davon, daß der Abgang der fämmtlichen mit 
den Geſchäften vertrauten Räte die ohnehin ſchwierige Lage 
noch mehr verwirrt hätte. Es wandte ſich nunmehr an 
Kurfürft Ernſt mit der Bitte um Vermittelung; mit den 
hierzu abgeordneten Räten des Fünftigen Biſchofs wollte 
man fi) dann auch über die Form der Regierung ver: 
gleihen. Anfang Ditober famen als Gefandte des Kur. 
fürften Neveling von der Rede, Landlomthur der Ballei 
Weitfalen des deutfchen Ordens, und Propſt Gropper!) 
nah Münſter und es gelang ihnen nad) einiger Mühe 
eine Verſöhnung herbeizuführen: das Domkapitel mußte 
mit jedem Statthalter einzeln fi) von Neuem einigen. 
Borläufig, bis der Kurfürjt felbjt die Regierung über: 
nehme, follte e8 in der Landesverwaltung beim Alten 
bleiben. Die Eölnifchen Gefandten hatten noch aus Spar: 
ſamkeitsrückſichten die Aufhebung der biſchöflichen Küchen» 


1) Beides Räte ded Churfürften für das Herzogtum Weftfalen, die 
ihren Sit in Arnöberg hatten. 
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haltung gefordert, die auch nah dem Abzuge Johann 
Wilhelms noch weiter beftand, weil die Beamten der Zentral: 
behörden auf die Verpflegung durch diefelbe als auf einen 
Zeil ihres Gehaltes angewiejen waren. Anfangs erflärten 
fih die Statthalter aus perjünlichen wie aus allgemein 
ſachlichen Gründen dagegen, fchließlich erfolgte aber doch 
furz nad) Oftern 1588 auf Betreiben des Domtapitels, 
das fi die Gründe des Kurfürften zu eigen machte, Die 
Aufhebung; eine Entjehädigung wurde den Statthaltern in 
Ausficht geftellt, fobald man ſich mit den kölniſchen Be— 
vollmädhtigten verjtändigt haben würde. | 


S 4. Einfeßung der Statthalter 1589. 
(Berhandlungen über die Negierung des Stifts 1588-89.) 


Die Verhandlungen mit den kölniſchen Abgefandten 
waren unterdeſſen ins Stoden geraten, weil friegeriiche 
Ereigniffe im Erzftift ein neues BZufammentreffen immer 
wieder vereitelt hatten. So kam es, daß Kurfürft Ernit 
erft) am 9. Juni 1588 den beiden fchon erwähnten 
Räten und dem Lic. Kleinforge Kredenz und Inſtruktion 
ausfertigen ließ, kraft deren fie die Leiftung bes Juramenti 
episcopalis anbieten und die Übergabe der Ahminiftration 
an ihn, als an den nunmehrigen rechtmäßigen Herrn des 
Stifts, fordern jollten. Aber inzwischen hatten fih Dom- 
tapitel und Statthalter in allen Punkten geeinigt, fo daß 
fie jegt als eine Partei gegenüber den Wünfchen bes 
Kurfürften des GStifts Intereſſe vertraten. In deffen 
Namen verlangten fie, daß der Kurfürft vorläufig noch 
dem Stift perfönlich fern bliebe, wo ihm die Mehrzahl der 
Bevölkerung feindlih gejinnt war; feine Anweſenheit 
könne nur dazu beitragen, das Land noch mehr in die 


1) Trogdem ihm Konfirmation und Regalien fchon um die Zahres- 
wende zugegangen waren. 
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niederländiſch⸗ſpaniſchen Händel hineinzuziehen, als e8 unter 
der bisher ängftlich feitgehaltenen „Neutralität" gefchehen 
war. War dem gut Tatholifchen Kurfürjten diefe Neu- 
tralität, in der er eine Begünjtigung der Holländer er: 
blidte, jchon ein Greuel, jo wurde ein Konflitt vollends 
unvermeidlich durch die Vorftellung, die man in Münjter 
von der „vorläufigen” Regierung hegte. Das Domkapitel 
hatte die Negierungsartifel von 1574 in Übereinftimmung 
mit den Statthaltern einigen geringfügigen Änderungen 
unterzogen, wie fie durch Die. veränderten Verhältniffe not: 
wendig wurden, beließ das Ganze aber in einer Faſſung, 
die durchaus der Anſchauung Ausdrud gab, als ob der 
„Erwählte“ rechtlich noch) gar feinen Anspruch auf Über- 
nahme der Regierung habe.!) Thatſächlich bot Ernft aber 
durch feine Gefandten die Erfüllung der legten Bedingung 
der Kapitulation an. Wenn er in den neuen Regierungs- 
artikeln trogdem nody immer als der „Herr Poftulierte” 
bezeichnet und ihm auch nicht die geringjte Einflußnahme 
auf die Verwaltung, ja nicht einmal die Vereidigung der 
Statthalter und fonftigen Beamten auf feinen Namen zu: 
geftanden wurde, jo war das denn doc eine ſtarke Zus 
mutung, auch wenn das Domtlapitel, wie es beteuerte, jich 
zu feiner Haltung nicht durch Herrſchſucht fondern durch 
die NRüdficht auf die Stimmung im Lande leiten ließ. 
Es glaubte nämlich, Unruhen feitens der protejtantifch ge- 
finnten Bevölferung fürchten zu müſſen, die an den be- 
nachbarten Niederlanden einen Rüdhalt gefunden hätte. 
Wie die Sache dann ablief, war immerhin zweifelhaft; es 
fonnten die ganzen Erfolge der legten Jahre wieder ver: 


1) Die Umarbeitung der Regierungsartifel war übrigens recht flüchtig. 
Art. 19 ift in der letzten Faſſung einfach unverftändlich, weil der Aus- 
drud erfter Redaktion: „Da der Statthalter...” ohne Rudficht auf den 
Sinn rein äußerli in „Da jemand der Statthalter . ." geändert 
wurde. Vgl. den Anhang. 
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loren gehen und eine Refatholijierung des Stifts ein’ für 
alle Deal vereitelt werden. Wenn das Domkapitel außer 
den durch diefen Gedankengang motivierbaren Maßregeln 
eine noch weitere Beſchränkung des Fürſten verlangte, jo 
tritt dabei wohl das Beitreben zu Tage, fcheinbar ganz 
uneigennügig, feine eigenen Rechte auf Koften des Landes—⸗ 
herrn zu erweitern. Das Waller war nun einmal trübe, 
warum follte das Kapitel nicht darin fifchen? 

Anfang Juli 1588) ‚trafen vermutlich) die kölniſchen 
Gefandten in Münfter ein. Den Gründen, die das Ka: 
pitel gegen die Refidenz des Kurfürften im Stift geltend 
machte, fcheinen fie ich nicht verjchloffen zu haben, we- 
nigftens traten fie vorbehaltlich der ‚nachträglichen Zu— 
jftimmung ihres Herrn mit Anträgen zur Abänderung ber 
vorgelegten Artifel hervor, die nur dahin zielten, dem 
Fürften innerhalb der Iegteren die ihm gebührende 
Stellung zu geben. Gleichzeitig verlangten fie Aufſchluß 
über den Stand der dem Biſchof zuftehenden und ob- 
liegenden Einnahmen und Ausgaben; follte man Bedenken 
tragen, ihnen als „Ausländern“ Einblid in die Finanzen 
zu gejtatten, jo fchlugen fie die Entjendung eines Beamten 
der Rechenkammer an den Kurfürften vor, um diefem 
wenigſtens gebührlihe Aufklärung zu geben. Das Dom— 
tapitel ging jedody auf den Kompromiß nicht ein, und auch 


1) Einen zeitlihen Anhalt giebt die Driginalkredenz für die Ge. 
fandten (Aachen 1588 Juni 9) und ein Schreiben des Kapiteld (Konzept 
vom 28. Zuni), worin diefes den Geſandten ein Geleit von 124 Reitern 
für den 6. Suli zur Verfügung ftellt. Von den Berhandlungen jelbft find 
nur 3 fortlaufend numerierte Kopien von Schriftfähen der Gefandten an 
das Kapitel erhalten; der erſten ift eine Kopie der Inſtruktion beigelegt; 
all diefe Stüde find ohne Datum, beziehen fid) aber unzweifelhaft auf 
diefed Stadium der Berhandlungen, wie ein Vergleich mit fpäteren An- 
gaben beweift. Wir haben in ihnen vermutlich Kopien zu jehen, welche das 
Domkapitel den Statthaltern zur Kenntnisnahme übermittelte Münſt. 
Landesarchiv 14. 17. 
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die Statthalter Tießen fich weder durch Drohungen noch 
durch Verfprehungen gewinnen. 

Da die Münfterifchen Herren auch auf nochmalige 
dringende Vorhaltungen hartnädig blieben, verzichteten die 
Geſandten, denen zudem der Ausbruch eines großen 
Sterbens in Münfter den dortigen Aufenthalt unheimlich 
machte, auf die Fortjegung der Verhandlungen und ver- 
ließen die Stadt unter ziemlich deutlichen Drohungen: fie 
müßten es ablehnen, die Gründe für die Zurüdweifung- 
der Adminiftration und die Vorfhügung der fäljchlich be= 
anſpruchten Neutralität weiter zu Disputieren. Das Ber: 
halten des Kapitels fei gegen alles Recht; dieſes möge 
wohl bebenfen, daß feine Hanblungsweife, die eine Be— 
leidigung der höchjten geiftlichen und weltlichen Autoritäten 
darftelle, !) ihm unter Umftänden noch fein freies Wahl- 
recht koſten könne und die Feindſchaft der Freunde des 
Kurfürften, befonders der „hiſpaniſchen Meajeftät" zuziehen 
werde. Um den ſchmachvollen Handel nicht Tandfundig 
zu machen, hätten die Gefandten fih zu Kompromißvor- 
Schlägen verftanden, deren Ablehnung nun jede Verjtändigung 
unmöglih mache. Die Verantwortung für alle weiteren 
Folgen fiele dem Kapitel zu. | 

Der vorläufig einzig gangbare Weg zu der doch um: 
bedingt notwendigen Einigung blieb jest, wie ſchon Die 
Vertreter des Kurfürften angedeutet hatten, daß das Ka- 
pitel feinerjeit8 Geſandte an diefen ſchickte. Ernſt forderte 
es in einem recht ungnädigen Schreiben?) fogar direkt dazu 


1) Weil dad Kapitel nad) erfolgter Beitätigung durch Kaiſer und 
Papſt ned Schwierigfeiten zu machen wage, 

2) Orig. d. d. Lüttich vom 8. September 1588: Eingangs wird aud- 
drudlich hervorgehoben, daß der Bericht über die gejcheiterten Berhand- 
lungen dem Kurfürften infolge des Krieges erſt jet zugelommen jei; auch 
das ſpricht für den Juli als Zeit der Anweſenheit der kölniſchen Geſandten 
in Münfter. 
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auf und ſchlug als Termin ihres Eintreffens in Lüttich, 
wo er Hof hielt, den 22. September vor. Die Beratung 
zwifchen Kapitel und Statthaltern über die mitzugebende 
Inſtruktion,) zog fich bis in den Oftober hin, ohne daß 
indefjen auf das obige Schreiben irgendwie geantwortet 
wurde. Da trafen am 1. November — die Gefandten 
waren gerade furz vorher endlich abgegangen — zwei äußerft 
energiich gehaltene Schreiben (d. d. Lüttich den 17. Okt. 
1588) bei Domkapitel und Statthaltern ein: der Kurfürſt 
forderte eine unzweideutige Erklärung, ob man Willens 
ſei, ihm noch weiter ſein Recht vorzuenthalten; er werde 
ſich dann zu Maßregeln genötigt ſehen, mit denen er ſie 
„lieber verſchont hätte.“ Es ſcheint, heißt es gegenüber dem 
Domkapitel, das überhaupt am ſchlechteſten wegkommt, als 
ob Ihr „mit uns und den unſern auch beeder hochſter 
Obrigkeit Confirmation und Regalien Ewern Schimpf und 
Spott treibet;“ eine Auffaſſung, der die Thatſache entſpricht, 
daß im Juli das Kapitel den kölniſchen Geſandten die 
Mitteilung der Formel des Juramentum episcopale unter 
nichtigen Vorwänden verweigert und im Auguſt den Statt- 
baltern gegenüber die noch nicht erfolgte Leiſtung defjelben 
al8 Grund anführt, weswegen Ernft noch gar feinen An- 
ſpruch auf die Adminiſtration habe. Der fräftige Ton der 
legten Schreiben, die faum verhüllte Drohung mit ſpaniſcher 
Exekution verfehlten ihre Wirkung nicht; das Domlapitel 
ſah, daß es den Bogen überſpannt hatte, und wagte jett 
nicht mehr die alte Taktik des Wartenlaffens fortzufegen. 
Mit einem befonderen Eilboten wurde den Gefandten?) von 
dem Inhalte der Schreiben Nachricht und der Auftrag ge- 
geben, die Entjchuldigung in Lüttich zu Übernehmen. Die 
Münfterifchen Abgeordneten vereinbarten dort in der erften 


1) Nicht vorhanden; doch jcheint Neigung zur Nachgiebigkeit zu 
herrſchen. 
2) Domküſter Velen und Lic. Sickmann, der Syndikus des Kapitels. 
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Hälfte des November eine Faſſung der Regierungsartifel, 
mit der Ernſt erklärte fi) zufrieden geben zu wollen, und 
die Gropper mit dem Kapitel nochmals durchgehen follte.1) 
Gropper follte Einblid in die Kammerrechnungen erhalten, 
der Zandrentmeifter dem Kurfürften vereidigt und die Will- 
kommſchatzung bei den Ständen möglichjt bald durchgefegt 
werden. Von diefen Punkten machte Ernft feinen vor» 
läufigen Berzicht auf das perfönliche Regiment abhängig; 
für fpäter behielt er fich alle Rechte vor.?) 


Am 13. Dezember begannen zwiſchen Gropper und 
den Deputierten des Kapitels, deren Sprecher meift der 
Syndikus Lie. Sidmann war, auf dem Domhofe zu Münfter 
die Verhandlungen;3) fpäter wurden auch die Statthalter 
zugezogen. Gropper fette fi zunächſt mit dem Kapitel 
insg Einvernehmen. Darauf wurden die Statthalter und 
Gelehrten befragt, ob fie auf die gegebenen Bedingungen 
ihr Amt übernehmen bezw. weiterführen wollten. In 
einigen mehr technifchen Fragen wurden auf Wunſch der 
Gelehrten noch Änderungen an den Negierungsartiteln 
vorgenommen. Mitte Januar 1589 waren Die Haupt: 
fragen grundfäglicher Natur erledigt; einige Einzelheiten, 


1) Die Münfterifhen Gefandten hatten aljo unter dem a der 
Berhältnifje über ihre Inſtruktion hinausgehen müſſen. 

2) Diefe Darftellung des Kompromiſſes ift der Originalinftruftion für 
Gropper (d. d. Lüttid) den 12. November 1588) entnommen, die ihn 
übrigend im Notfall an die Stände weiſt. Doch kam ed nicht dazu. 

2) Die gefammten Protokolle hierfür liegen M. 8%. U. 14,,. Zu 
Beginn des ziemlich ſtarken Heftes fehlen einige Blätter, die aber durch 
fpätere Refapitulationen leicht zu ergänzen find. Bezüglich der „Deputierten“ 
ded Kapitels ift zu bemerken, daß diejes überhaupt nur felten in pleno 
dergleichen Spezialverhandlungen führte Erſt dad definitive Ergebnis 
wurde an dad Capitulum generale gebracht, das im Einzelnen nur bei 
Tragen von prinzipieller Bedeutung oder bei Zweifeln über die Grenzen 
der Vollmacht während der Beſprechungen von den Deputierten be 


fragt wurde, 
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wie Feſtſtellung der Gehälter u. |. w. beanspruchten aber 
immerhin noch foviel Zeit, daß das „Memorial" für den 
Kurfürften erſt am 4. April fertig wurbe. Bei feiner 
Rüdehr nad) Münjter, Anfang Juni, überbrachte Gropper 
die BZuftimmung feines Herrn zu den getroffenen Ver- 
einbarungen.!) 


Die Regierung des Stifts bejtand nunmehr aus 4 
„Statthaltern": Dompropft Ludeke (auch „Lucas“) Nagel, 
Domſcholaſter Heinrih Drofte vom Kapitel; Hofmarfchall 
Hermann von Velen und Bertram von 2o&?) zu Baliter- 
fampf von der Nitterfhaft — und 2 „©elehrten:" Dr. 
Dietherich von Schelver, der zugleich die Kanzleidirektion 
übernahm, und Lic. Johann Baumann. Die Anjtellung 
der beiden legteren hatte am meijten Schwierigkeit gemadht; 
Gropper erklärte aus Sparjamfeitsrüdfichten nur 2 Ges 
lehrte für erforderlich, während das Kapitel auf Seiten 
ber beiden Gelehrten ftand, die behaupteten, für nur zwei 
Perſonen fei die Gejchäftslaft zu groß; endlich Tam es zu 
einem Kompromiſſe, der einen beinahe vollftändigen Sieg von 
Groppers Anſchauung bedeutete.E) Weiterhin wurde die 
durch den Tod gelichtete Schar der Landräte wieder in dem 
alten Stärkeverhältnis von 1567 ergänzt.*) Augenfcheinlich 


1) Neben den Regierungsartikeln ftanden noch ald maßgebende Ord⸗ 
nungen die Nechenfammer- und eine Kanzleiordnung. 

2) Wie fchwierig ed war, zweifellos Tatholifche Perjonen unter dem 
Landedadel zu finden, ift daraus erfichtlich, daß Los, nachdem er jchon als 
Rat angenommen war, erklärte, fih auf Artifel 2 nicht verpflichten zu 
Innen, da er in Bezug auf die Kommunion nicht ganz auf dem Boden 
ber Kirche ſtehe; er wolle aber keinen Anſtoß geben. Das Kapitel be- 
Ihloß, ihn 1—1!4 Sahr Zeit zu geben, um feinen Irrtum zu erfennen! 

®) Der biöherige Chef der Kanzlei Schade follte ald „Rat von Haus 
aus" in Beitallung bleiben. Darüber fowie über die Einführung der Re 
ferendarien vgl. Abjchnitt ITS 2 und 3. 

+) Dabei fiel die Außerung „Sandräte habe man immer gehabt;“ 
doch darf man wohl dad Gedächtnis der Zeit nicht zu hoch einjchägen. 
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haben fie aber jegt nicht mehr die frühere Bedeutung; den 
ftändischen Elementen war ohnehin durch die Zufammenfegun 
des Negierungsfollegiums ein genügender Einfluß gefichert. 
Die alte Inſtitution der Landräte paßte in die neue Be— 
amtenhierardhie, die fich zu bilden begann, nicht mehr recht 
hinein. Vermutlich wurden fie von nun an höchftens noch 
bei Vorbereitung von Landtagspropofitionen herangezogen. 
Ganz verzichtet wurde auf die Anftellung von Hofräten, 
die nur bräuchlich jeien, wenn der Herr des Stifts im 
Lande refidiere; auch für fie war fein Plag mehr in dem 
neuen Staate. Für allerlei Verſchickungen und fonftige 
Dienfte, befonders Friegerifcher Art, wurden 2 junge Edel- 
leute angenommen, die fich dabei. die nötige Geſchäftskenntnis 
aneignen follten, um fpäter eventuell in die höheren Stellen 
aufzurüden. 


Die Verbindung zwiſchen Landesherrn und Stift, man 
könnte jagen als Dezernent für Münfter im Rate des Kur⸗ 
fürften, übernahm Gropper, der dem Stift vereidigt und 
in alle inneren Angelegenheiten, auch die Geheimniſſe der 
Finanzen eingeweiht wurde. Seine Stellung im Einzelnen 
ift nirgends genauer fixiert. Nach allem, was ſich über 
feine weitere Thätigfeit findet, fcheint er nur bei wichtigeren 
Gelegenheiten, wo mündlihe Rückſprache notwendig war, 
oder die, wie 3. B. Rechnungsabnahmen, nur in Münfter er- 
ledigt werden konnten, perſönlich dort gewejen zu fein. Im 
Übrigen blieb er wohl in feinem alten Wirkungsfreife zu 
Arnsberg, wenn er nicht gerade am Hofe des Kurfüriten 
mündlich über das Bistum Münjter referieren mußte. 

Nach 15jährigem Interregnum war fo endlich ein 
definitiver Zuftand gefchaffen, der aud für Die fpätere 
Entwidelung die Grundlage bildete. Der wejentliche Unter: 
fchied gegen früher!) war, daß nunmehr die Zentralver- 


2) 9. h. die Zeit vor 1574. 


33 


waltung einer feitorganifierten Behörde anvertraut wurde, 
nicht mehr dem Fürften und den jeweils anweſenden oder 
berufenen Räten überlafjen blieb, und daß in diefer Tandes- 
herrlichen Behörde das Domkapitel verfaffungsgemäß feine 
2 Bertreter figen hatte. Wie weit im Übrigen fein bi- 
rekter Einfluß ging, wird weiter unten noch häufiger her— 
vortreten. Wichtig iſt auch noch, daß von nun an aud 
die BZentralverwaltung ihren Sig in Münfter erhielt, 
wo feit 1573 jchon das Hofgericht refidierte.e In der 
legten Zeit, feit Johann Wilhelms Adminijtration, Hatten 
die Statthalter zu Horjtmar geſeſſen. Vorher war Die 
Regierung mit dem Hofhalt bald auf diefem bald auf 
jenem der fürftlichen Häufer gewejen. Diefes Umherziehen 
hatte nun ein Ende. Bon Bedeutung war dabei, daß fid 
von jest ab Domkapitel und Statthalter an einem Orte 
befanden; beide blieben fo bejjer mit einander in Fühlung. 


Ehe wir uns der weiteren Entwidelung zumenden, 
müffen wir auf den Anhalt der Negierungsartifel kurz 
eingehen, da fie auch fpäter noch in Geltung blieben.) 

Nachdem in einer kurzen Einleitung die Thatfachen 
jlizziert worden find, die zur Einfegung der Statthalter 
Anlaß gegeben, wird diefen in den 88 1—4 ihre allge- 
meine Stellung derart umriffen, daß fie „in Statt und von 
wegen" des „Churfürften al wol eines erwürdigen Thumb- 
capittuls" in allen geiftlichen und weltlichen Händeln alles 
das vorzunehmen haben, was dem regierenden Herrn 3. Z. 
obliegt oder gebührt; bei diejer Thätigkeit haben fie Papjt 


!) Im Anhang wiedergegeben. — Davon daß fie bei dem folgenden 
Regierungswechſel eine Umarbeitung erfahren hätten, ift nirgends die Rede. 
Beim Regierungsantritt Ferdinands heißt es jogar ausdrücklich, daß fie 
vollſtändig genügten; nur müßten fie aud) befolgt werden. Die Beei- 
digung der adeligen Räte erfolgt in den nächſten Sahrzehnten und aud) 
1650,51 bei der Huldigung für Chriftoph Bernhard von Galen ftets 
unter Berufung und Hinweis auf die „Regierungsartifel.” 

3 
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und Kaifer als ihren Obrigfeiten den ihnen zulommenden 
Gehorfam zu leiften und fi) vor allem der Fatholifchen 
Religion gemäß zu verhalten. Außerdem werden fie zur 
Beadhtung der Reichs- und Landtagsabjchiede wie zur Auf- 
rechterhaltung und Berüdfichtigung der Landesprivilegien 
und Landesordnungen ermahnt. Schließlich wird ihnen noch 
die Beauffichtigung der Iofalen Behörden und Richter, Schuß 
der Unterthanen gegen deren Übergriffe und Bewahrung 
der Ordnung im Lande eingefchärft. 

Die SS 5—8 weiſen die Statthalter an, für eine gute 
und fchleunige Erledigung aller Nechtshändel zu forgen, 
foweit ihnen nicht gelingt eine Einigung zwifchen den Par- 
teien zu Stande zu bringen. Insbeſondere wird ihnen 
gute Aufficht und Leitung der Rechtsſtreitigkeiten des Stifts 
felbjt empfohlen, über welche die betreffenden „Directoren" 
zwei mal im Jahr nad) den Protofollen vor ben Deputierten 
des Kapitel und der Stände Beriht thun follen. “Die 
Kriminalurteile werden im Namen der weltlichen Statt- 
halter nach den vorhandenen Vorfchriften geſprochen. 

Sn den S$ 9 und 10 wird die Finanzverwaltung!) 
wejentlih im Sinne und unter Hinweis auf die Nechen- 
fammerordnung geregelt. 


Die SS 11—20 handeln von der formellen Seite in 
der Thätigfeit der Statthalter.?2) Zur Erledigung der vor- 
liegenden Sachen follen fie regelmäßige Sigungen abhalten, 
bei denen ein Sekretär, defjen Anweſenheit unbedingt vor- 
geſchrieben ift, das Protokoll führt. Damit dieſe Be- 
ratungen jtet8 von der Mehrzahl der Statthalter befucht 
werden, iſt es dieſen nur bei wichtigen Anläffen und nad) 
vorhergehender Anzeige gejtattet, den Sit der Regierung 


2) Vgl. Abfchnitt II. 
2) In der Hauptjache waren diefe Beitimmungen ſchon 1574 vor- 
handen; gegen damals fällt jetzt nur der beſtimmte Vorfigende fort. 


35 


zu verlaffen; auch dann find fie aber verpflichtet, möglichit 
bald wieder fich einzufinden.!) Bei Stifts- und Landesfachen, 
die nach Anficht der Statthalter die Unterthanen befonders 
angehen, jollen jene die „anderen Räte" (d. h. die Land— 
räte) „alle oder etliche” verfchreiben ev. auch ſich an Ka- 
pitel und Rat der Stadt Münfter wenden; in „hochwichtigen 
Sachen" ift, falls Feine bejondere Eile notwendig, die Ent- 
Iheidung des Kurfürften einzuholen; unter Umftänden Tann 
nach Gutachten von Kapitel und Rat ein gemeiner Zand- 
tag einberufen werden. Die notwendige Leitung der Ver: 
bandlungen, wie die Offnung der eintommenden Schreiben, 
foweit fie nidht an den Kurfürften „zu eignen Handen" 
gerichtet find, bejorgt der ältefte der anweſenden geijtlichen, 
bezw., wenn von diefen feiner zur Stelle, weltlichen Statt- 
halter, der dann durch den Kanzleidireftor feſtſtellen läßt, 
was etwa früher in der gleichen Sache vor fich gegangen 
it. Was an einem Tage beſchloſſen worden, foll nad) 
Möglichkeit jofort ausgefertigt werden, damit es jchon am 
nächſten Tage von den Statthaltern (d. 5. mindeſtens dem 
Älteften und dem Kanzleidireftor) „abgehört" werden Tann. 
Doch ſoll diefe Vorſchrift nur von wicdhtigeren Sachen fo 
jtreng gelten. Wenn nichts Bejonderes vorliegt, follen Die 
Statthalter Sommers um 7 Uhr, Winter® um 8 Uhr 
Morgens und Nachmittags um 2 Uhr erjcheinen?) und fich 
genau an die vom Borfigenden zur Diskuſſion gejtellten 
Tragen halten „ohne Undermifchung anderer Hendell." 
Der Befchluß erfolgt nach der Mehrheit. Sonntags findet 
gewöhnlich feine Sigung ftatt, damit jeder feinen religiöfen 
Pflichten nachtommen Tann. Alle Schreiben, die abgeben, 
müſſen von einem Sekretär unterzeichnet fein. 


1) Diefe Beitimmung ift neu. 
2) Auf Erfordern ded Vorſitzenden müffen fie aber auch außerhalb 
diefer Zeit zu Rate fich einfinden, 
3 % 
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In 8 21 werden die Statthalter bevollmächtigt, Die 
gewöhnlichen Belehnungen vorzunehmen; heimgefallene Lehen 
jedoch follen nicht ohne Vorwiſſen des Kurfürſten wieder 
vergeben werden. 

8 22 ſchärft noch beſonders Unparteilichkeit bei Ver- 
gebung der größeren Kammergüter ein, deren „Verpachtung 
bei der Kerſſen Außgang“ erfolgen foll.!) 

Weiter werden die Statthalter noch ermahnt, fich unter- 
einander, wenn irgend etwas überjehen worden, in höflicher 
Weife aufmerffam zu machen (8 23) und bei Verhand- 
Iungen über Sachen, in denen fie irgendwie befangen oder 
intereffiert erfcheinen könnten, abzutreten. 

8 26 und 27 regeln die Anftellungsverhältniffe und 
wahren dem Kurfürften das Recht der Abänderung, wobei 
er auch verfpricht, Abänderungsanträge des Kapitels oder 
der Statthalter in Erwägung zu ziehen. 


S 5. Weitere Entwidelung bis 1650. 


E83 fcheint, daß mit diefer Regelung der Adminijtra- 
tionsfrage Kurfürſt Ernſts Wünfche befriedigt waren; 
jedenfalls begegnet ung während feiner ganzen Regierungs- 
zeit nirgends der Verſuch einer grundfäglichen Anderung. 
Schließlich Hatte er auch erreicht, was nad) Zage der Dinge 
mögli und ihm das Wichtigjte war: er hatte einen durch- 
aus nicht zu gering anzufchlagenden Einfluß auf die Ver— 
waltung des Stifts und vor allem Verfügung über die in 
der Rechenkammer erzielten Überſchüſſe erhalten (vgl. Ab- 
ſchnitt II). Selbft wenn er ſpäter perjönli die Re— 
gierung übernahm, Hätten die „Negierungsartifel" ziemlich 
in ihrer bisherigen Geftalt weiter gelten können. 


1) Die Berfteigerung bei der „Kerze" war noch im 19. Jahrhundert 
am Niederrhein üblich. 
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Zu einer dauernden Reſidenz des Kurfürften im Stift 
fam es allerdings nit. Im Winter 1598/99 hielt zwar 
der Kurfürft zu Wolbed Hof, und e8 ſcheint nad) den Dom- 
fapitelsprotofollen, daß er thatfächlich beabfichtigte, wenigstens 
einen Teil des Jahres regelmäßig im Stift Münſter zu 
refidieren. Die fürftlichen Räte unterhandelten ſchon zu 
Münfter mit dem Kapitel Über eine Hofordbnung. Dann 
wurde aber plöglih von Seiten des Kurfürjten der Ge— 
danfe fallen gelaffen, ohne daß ein unmittelbarer Grund 
ertennbar wäre.!) Eines Tages wurde im Kapitel (am 
4. Yuni 1599) ein Schreiben Ernſts verlejen, worin er 
feine Abreife mitteilte und daß er für die Ordnung des 
Regiments geforgt habe; wegen näherer Beſprechung dar- 
über wurden fie an Propſt Bucholtz (den Nachfolger 
Groppers) gewiejen. Mit der Abreife fcheint das Kapitel 
nicht fehr einverftanden gewefen zu fein, wie die refignierte 
Wendung im Brotofoll verrät: „daran wäre nun nichts 
mehr zu ändern." Soweit die nun folgenden Verhand- 
lungen mit Bucholtz protokolliert find, beziehen fie fich nur 
auf geiftliche Sachen. Betreffend die weltliche Verwaltung blieb 
es wohl bei den NRegierungsartiteln, nur daß jene jegt nicht 
mehr von „Statthaltern" fondern von „fürſtlich Münfterifchen 
heimgelafjenen Räten" geführt wurde.?2) Ernſt fam Später 
nur noch felten und vorübergehend ins Stifi.| 


1) Möglich, daß er in feinen finanziellen Erwartungen enttäufcht 
wurde. Das Domkapitel beklagt fi, daß für die Hofhaltung vom 5. 
Dez. 1598 bis zum 14. Februar 1599 ſchon 8000 Thaler darauf ge- 
gangen jeien, während doch Churf. Ochlt. erflärt habe, mit 900-1000 
Thlr. monatlich ausfommen zu können. 

2) Merkwürdigerweife wird B. von Los auch fpäter noch Statthalter 
genannt; bei dem Präzedenzftreit 1530 (vgl. Abfchn. V) wird mit diefem 
Titel geradezu der Vorrang erklärt, den er vor dem Marſchall gehabt 
habe. Es wäre die Frage, ob etwa Los dauernd den Borfi im Rat 
hatte und daher den alten Titel weiter führte, oder ob dies nur geſchah, 
weil er der einzige unter den weltlichen Räten war, der ſchon jeit 1589 
der Regierung angehörte. 


38 


In der Regel war der Verkehr zwiſchen Münſter und 
dem Furfürftlihen Hofe ein fchriftlicher. Hierfür wurde, 
da eine ganze Anzahl von Sachen der perjönlichen Ent- 
fcheidung des Kurfürjten unterlag und eine ziemlich regel- 
mäßige Korrefpondenz mit der Regierung notwendig machte, 
eine befondere Münjterifche Kanzlei am kurfürſtlichen Hofe 
eingerichtet, um jede Vermengung mit den Angelegenheiten 
der anderen Stifter des Kurfürften oder Mitteilung der 
Münfteriichen Sachen an dem Lande nicht Verpflichtete zu 
vermeiden. Diefe Kanzlei ftand unter der Leitung eines 
Sekretärs, dem zwei „Stribenten" beigegeben !) waren. Durch 
diefen Sekretär, der ſtets bei Hofe fein mußte, ging Der 
gefammte Verkehr mit der Münfterifchen Regierung; er 
mußte darüber Negiftratur führen, alle eingehenden 
Schreiben dem Kurfürften zuftellen und die ausgehenden 
unterjchreiben. 

Der Sig der Münjterifchen Regierung war jeit ihrer 
Neueinrichtung der bifchöfliche Hof auf dem Domhofe in 
der Stadt Münfter. Mit der dauernden Anweſenheit 
fämmtlicher Statthalter, die in den Negierungsartifeln ge 
fordert war, wurde es jedoch) zunächit nicht jehr genau ge- 
nommen. In einem Beridht (1596 Mai 8) an den Kur- 
fürften klagt Gropper darüber und empfiehlt, Strafbe- 
ftimmungen nad) dem Vorbild des Kammergerichts zu Speyer 
gegen diefen Mißſtand zu erlaffen. Es jcheint aber, daß eine 
jtrifte Durchführung einer ſolchen Maßregel nicht für möglich 
oder thunlich erachtet wurde, wenigfteng wird in der Be— 
ſtallung?) Aleranders von Velen zum Hofmarjchall und Statt- 
halter an Stelle feines feit über 2 Jahren verftorbenen Vaters 


1) Bol. im Anhang die Beitallung von H. D. Möhr (1595 Nov. 1), 
darnach hat diefer ſchon einen Vorgänger gehabt, von dem aber nicht ge 
jagt wird, wann er fein Amt erhalten. 


2) Beitallung vom 1. April 1598 im Anhang. 
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die erheblich bejcheidenere Forderung geftellt, daß „allzeit 
aufs weinigft under den vier unßern deputirten Statthaltern 
zweien, einer auß unßern Thumbcapittell, und die ander 
von dero Nitterfchafft fich bei unßer Regierungh in der 
Stadt Münfter an der Hand Halten und finden lafjen“ 
jolen. — Als 1600 den 8. Auguft der Hofrichter Pletten- 
berg zum „Münfterifchen Nat" ernannt wurde, ftieg die 
Zahl der weltlichen adeligen Räte auf 3, ein Zuftand, der 
dauernd wurde, indem feit 1620 einer von ihnen Kanzler 
wurde, jo daß von da an neben die 4 urfprünglichen Statt- 
halter noch ein adeliger Kanzler trat. Die Zahl der ge- 
lehrien Räte!) blieb auf die 2 im Jahre 1589 vereinbarten 
bejchränft; jedoch wurden fie entlaftet durch die Neferen- 
darien. 

Der Übergang des Stifts an den Neffen Ernſts, 
Kurfürft Ferdinand, führte zu Keiner Änderung der Orga- 
nifation.?) So blieb es bis 1650, ohne daß ſich Klagen 
gegen das Syſtem erhoben hätten. 

Was für Verfchiebungen dann dadurch eintraten, daß 
die Wahl auf ein Mitglied des einheimischen Adels fiel, 
das im Stifte jelbft refidierte, muß einer fpäteren Unter- 
juchung vorbehalten werden. 


1) Die beiden „Gelehrten Räte” waren ftimmberechtigte Mitglieder 
ded Kollegiums, ftanden im Rang aber natürli unter den anderen von 
Kapitel und Ritterfchaft. Der einzige Unterfchied zwiſchen diefen und den 
gelehrten Räten beitand darin, daß lebtere Referate übernahmen, was 
eritere nicht thaten. Das Nähere über Kanzler, Gelehrte, Kanzlei und 
Rechenfammer in den Abjchnitten II und II. 

2) ©. 33, Anm. 1. 
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Abſchnitt IL 
Kanzler, Gelehrte und Kanzlei. 


8 1. Die Kanzlei bis zum Tode des Kanzlers Sted (1581). 


In der erjten Hälfte des 16. Jahrhunderts war im 
Bistum Münfter die Kanzlei durchaus weltlid. Die Hof- 
ordnung von 1536 (f. o.) bezeugt ihr Vorhandenſein und 
die Unterfcheidung von Kanzlei-Selretären und Schreibern. 
Als Kanzler wird 1538 Dr. Joeſt Rulandt, 1546 Yuftinus 
Gobler genannt. Die Hofordnung von 1547 meldet: 
Ricentiat Mumme „wil fi des Cangeleriats verfoden und 
gebrufen up de Artickel finer Beftallunge." Über die Zu- 
fammenfegung der Kanzlei wird an derjelben Stelle ge: 
fagt, daß von den beiden Sefretarien jeder immer je einen 
Monat lang fih bei Hofe aufhalten folle; den anderen 
Monat konnte er zu Haufe zubringen; denn da der Hof 
feinen Platz wechjelte,!) fiel Kanzleifig und Wohnſitz der 
Beamten felten zufammen. Daneben jeien noch „geichidte, 
fromme Munſteriſch geborene Kanzleigefellen und -fchriver" 
anzunehmen, die dem Kanzler und den Sefretären unter: 
ftellt werden. 

Vom 8. Oftober 1549 ift fodann das Konzept einer 
Beitallung für „Frederichen tor Weiten, der Rechten LKicen- 
tiaten, mit veher gereifigen PBerden und Denern tho Unfern 
Munſteriſchen Cantzler, Rade unde Dener" erhalten. ?) 


1) Nach der Hoforduung von 1536 follte der Biſchof je 4 Monate 
in Iburg, Petershagen und Horſtmar refidieren; Franz von Walded war 
zugleich Biſchof von Osnabrück. 

2) M. L. A. 436. 
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Über feine Pflichten Heißt es da: „alßo dat he de Kicen- 
tiat Frederih tor Weften, alß unfe Munſteriſche Cangler 
und Radt, ung in allen Unfenn und Unfes Stiffe Munfter 
Handelen, Obliggen und Sacden mit Raden, Schrywen 
und anderß, jo enne alleß als unſenn Munfterifchen Cantzler 
und Raide uthtorichten tofumpt, up ſynen Eid getrumelid) 
und uprecdhtig na alle ſynen beiten Verſtande deinen, fid 
od, warn wy eß to doende hebben, verjchiden to laten, 
unfere und gemelts unfers Stiffg Saichen und bevollen 
Werfunge na alle ſynen Vermogen flitich wervenn, befor- 
deren und uthrichten und ſuſt unfe Munfterifche Cantzlie, 
wo eynen Cantzler to doende behort und tofteit, in allen 
Saden verwalten; unſen Schaden verhoden und Bejten 
forderen 2." Der ‘Kanzler hat alfo mit Rat, Abfafjung 
von Schriften und zu Gefandtichaften fich gebrauchen zu 
laffen und außerdem die Kanzlei zu verwalten. über feine 
Stellung zum Domkapitel ift nicht gejagt; er fteht augen- 
Scheinlih nur mit dem Fürften perjönlich in Vertrag. Im 
Übrigen geht aus der Beftallung hervor, daß der Kanzler 
einer der vornehmiten Räte if. Wie lange tor Weiten in 
jeiner Stellung blieb, wer fein Nachfolger wurde, wifjen 
wir nicht. Möglich, daß es der Affeffor am Kammergericht 
Dr. iur. Wilhelm Sted war. Diefer gelangte vermutlich 
15621) zur Kanzlerwürde. Aus der erjten Hälfte feiner 
ZThätigfeit im Bistum wilfen wir wenig. Doch feheint er 
unter Johann von Hoya einen weitgehenden Einfluß aus- 
geübt zu haben. Mit dem Hofmarſchall Velen zufammen 
leitete er die Landesverwaltung. Wenngleich fein Name 
bei den Reformen feines Herrn (mwenigjtens in den er- 
haltenen Akten) während der Verhandlungen faum genannt 


1) Seine Beftallung durch Bernhard von Raesfeld datiert erft vom 
30. Zanuar 1564; doch wird darin die Periode von 10 Jahren innerhalb 
deren Steck nicht fündigen darf, ald mit dem 1. September 1562 beginnend 
bezeichnet; von wann an fein Gehalt fällig tft, wird leider nicht gejagt. 
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wird, fo wiflen wir doch, daß ein gut Teil davon zum 
Mindeften in der Formulierung fein Werk ift. In dem 
Protofoll des Hofgeriht8 von 15721) wird er bei Ge— 
legenheit der feierlichen Inſtallation desjelben genannt: „der 
Hofgerichts-, Landgerichts: und anderer Ordnungen Ber- 
fafjer.” Da Sted vom Niederrhein ftammte,?) liegt der 
Gedanke nahe, daß aud) die Rechenfammerordnung, welde 
die Klevifche und Burgundifche zum Vorbild nahm (vgl. 
Abſchn. III), aus feiner Feder ftammt. Des Näheren iſt 
über Ordnung und Gejhäftsgang der Münfterifchen Kanz- 
lei in feiner Zeit nichts erhalten. Die Negierungsartifel 
von 1574 laffen aber erkennen, daß die damalige Kanzlei 
in der Hauptjache ähnlich eingerichtet war, wie ſpäter. Der 
einzige Unterjchied ift, daß zu Steds Zeit befonders vor 1567 
die Sefretäre noch eine größere Rolle fpielten wie nad 
dem Aufkommen der gelehrten Räte und Neferendarien. 
(vgl. $ 3). 

Nah Einrihtung der Rechenkammer (Abſchn. III) 
1573 erhielt Sted noch die Leitung diefer neuen Behörde. _ 
Seine Stellung blieb die gleiche auch unter der Statt: 
balterjchaft bis .zu feinem Tode im Frühjahr 1581. 


S 2. Die Kanzler bezw. Vizekauzler von 1581 bis 1650. 


Bis zur Ernennung eines Nachfolgers für Sted über: 
nahm der Syndilus des Domkapitels Lic. Johann Schade 
die Leitung der Kanzlei und Nechenfammer. Die Neu- 
bejegung des Kanzlerpoftens machte erhebliche Schwierig. 
feiten, deren Gründe wohl in derjelben Richtung liegen, 
wie bie bes gleichzeitigen Rücktritts der beiden Gelehrten 


’) DOriginal-Protofol. Diefe Stelle auch bei Olferd ©. 73. 

2) In feinen Beftallungen wird ihm für den Fall der Auflöfung des 
Dienftverhältniffes verjprochen, daß „ein Hausfrauw, Kinder, Haudgefindt 
und Haudgeräte” ihm „bid gen Wefel an den Rhein” überführt werden ſolle. 
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bei Hofe. Das Domkapitel behauptet in einem Memorial 
(d. d. 23. Mai 1582) gelegentlich der Verhandlungen mit 
den Münfterifhen und Jülichſchen Räten: die Gelehrten 
bei Hofe würden fo jchlecht gehalten, daß e8 Teiner länger 
als 1—2 Jahre aushielte, wobei noch mitwirte, daß jie 
ihr Gehalt nicht befämen; bei diefem ewigen Wechjel müßte 
die Verwaltung ins Stoden kommen, da die Gelehrten 
immer abgingen, wenn fie fich gerade etwas eingearbeitet 
hätten. Die Annahme, daß diefe Zuftände auch die Gewinnung 
eines neuen Kanzlers erjchwerten, wird vielleicht durch die 
Thatſache erhärtet, daß bald darauf der Jülichſche Nat Dr. 
Andreas Harkheim das angebotene Kanzellariat im Bistum 
Münjter mit der Motivierung ablehnt, daß er feine aus- 
kömmliche Stellung nicht mit den unficheren Ausfichten als 
Münfteriicher Kanzler vertaufchen möge. Auch von den 
abgehenden Gelehrten fand fich feiner bereit, nach den ge- 
madten Erfahrungen ſelbſt in der höheren Stellung als 
Kanzler im Dienft zu bleiben. Einen vom Domtapitel 
dringend empfohlenen Kandidaten, Dr. Offaneus am Kammer: 
gericht zu Speyer, lehnte nad) langem Hin- und Herver- 
handeln fchlieglich der Adminiſtrator ab mit der Angabe: 
Oſſaneus fei weder ihm noch irgend einem der Räte per- 
fünlih befannt; man wiſſe alfo garnicht, ob er an einen 
fürftlihen Hof paffe. Außerdem fei er Spanischer Unter- 
tban und daher zu befürthten, daß fein König nach Be- 
endigung der niederländifchen Wirren ihn heimberufen 
würde, um ihn bei der Regierung diefer Lande zu ver: 
. wenden; ziehe man doch jet mit Vorliebe Gelehrte vom 
Kammergeriht zur Verwaltung heran; trete diefer Fall 
aber ein, fo fei es für das benachbarte Bistum Münfter 
höchſt bedenklich, wenn e8 dem Oſſaneus vorher in feinem 
Dienjte Gelegenheit gegeben hätte, die Mittel des Stifts 
fennen. zu lernen. Seller a. a. DO. meint, daß der eigent- 
lihe Grund gewejen wäre, der gemäßigtere Johann Wilhelm 
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babe die extrem Fatholifche Partei nicht noch durch den 
ftreng rechtgläubigen Offaneus verjtärfen wollen. Ich ge= 
ftehe, daß mir die Gründe, die der Adminiftrator jelbjt 
angiebt, für fich allein ſchon genügend ftichhaltig erjcheinen, 
um die Ablehnung des Vorſchlages des Domkapitels zu 
erflären. Dagegen fand Johann Wilhelm feinerjeit8 an 
dem Lic. Schade Gefallen und fuchte ihn zur Übernahme 
der „Direltion" der Kanzlei und Nechenfammer zu be- 
wegen. Trotzdem das Domkapitel, dem dadurch fein lang: 
jähriger Syndifus abfpenftig gemacht wurde, über dieſe 
Löſung nicht gerade erbaut war, gab es, ohne freilich feine 
Empfindlichkeit Über das Verfahren des Fürſten zu ver- 
hehlen, fchließlich feine Zuftimmung Am Tage Luciae 
(13. Dezember) 1582 erhielt Schade feine Bejtallung als 
Nechtögelehrter. Da er außer dem gewöhnlichen Gehalt 
eines foldhen nur 100 Thlr. für die Leitung von Kanzlei 
und Rechenkammer zugelegt befam, fo erfreute fich diefer 
Ausgang der Sache des Vorzuges der Billigfeit gegenüber 
der Eoftjpieligeren Anſchaffung eines wirklichen Kanzlers. 
Diefe Seite der, Angelegenheit giebt vielleicht auch eine 
Erflärung dafür, warum Schade nicht Kanzler wurde; 
davon daß man ſchon damals etwa einen adeligen Kanzler 
verlangt hätte, ift nirgends etwas zu fpüren. Höchſtens 
füme noch in Frage, ob das Hindernis etwa in Schades 
Perjönlichkeit Tag; vielleicht war diefe für einen jo hohen 
Poſten nicht repräfentabel genug!) oder man wollte zum 
Kanzler einen Doktor, während er nur Licentiat war. Schade 
nahm auch durchaus nicht mehr die leitende Stellung ein, 
wie vor ihm Sted. Einen befonderen Titel führte er 
weder in feiner Beftallung noch wird ein ſolcher ſpäter bei 
den Verhandlungen über feinen Rücktritt gebraucht; Die 


— 


1) Um noch höfifche Manieren zu lernen, war Schade damals ſchon 
zu alt. 
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Bezeihnung „Vizekanzler,“ die fi in einigen Protofollen 
findet, ift jedenfalls nicht offiziell. 

1589 trat Schade von feinem Poſten zurüd, in erfter 
Linie wegen feines hohen Alters, obgleich wohl auch noch 
perſönliche Momente mitjpielten — er fcheint befonders 
bei Kurfürſt Ernſt nicht in Gunſt geftanden zu haben. Das 
ihm wohlgefinnte Domtapitel fegte jedoch durch, daß er als 
„Rat von Haus aus" ein Gehalt von 180 Thalern weiter 
bezog. Aus der Begründung: Schabe fei ein alter treuer 
Diener des Stifts, in deſſen Intereſſe er an die 30 Jahre 
thätig gewejen ſei, man dürfe ihn nicht jest in feinem 
Alter ohne weiteres aufs Pflafter jegen; neben der mora- 
liſchen Verpflichtung fei noch zu bedenken, daß Schade durch 
die Not gezwungen werden könne, feine Kenntnis der Stifts- 
angelegenheiten zu Gelde zu machen — aus dieſer Be- 
gründung fünnen wir wohl zu der Folgerung fommen, daß 
wir es bier mit den erften befcheidenen Anfängen einer 
„Penfion" in modernem Sinne zu thun haben. Nach dem 
Protofoll von 1588/89 (vgl. Abjchn. I 8 4) follte er „von 
Haus aus" im Notfall die beiden gelehrten Räte unter 
ftügen, da jedoch jchon 1590 die Anfänge des Referenda- 
riats fich zeigen,!) jo find feine Dienjte wohl nicht viel in 
Anſpruch genommen worden. Schade ftarb 1596. 

Die Kanzleidirektion?) führte feit 1589 Dr. Dietherich 
von Schelver. Auch bei ihm ift ein befonderer Titel zu- 
nächſt nicht nachweisbar. Plöglich erfolgt am 1. Juni 1597 
die Ernennung Schelvers zum Kanzler;3) fie geſchieht durch 
den Kurfürften „aus fonderbarer gnädigfter Zuverſicht,“ 
ohne den ſonſt üblichen Zufag „mit Vorwiſſen des Dom⸗ 
kapitels“ (oder ähnlich). Die Quellen fchweigen Über das 


2) Bol. das Nähere darüber in $ 3. 
*) ebenjo die Leitung der Rechenkammer. 
2) Das Beitallungsdekret im Anhang: 
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Ereignis im Übrigen faft vollftändig. In den Domtapitels- 
protofollen der erjten Hälfte der 90er Jahre und bis in 
das Jahr 1597 hinein ift mehrfach die Rede von der Not- 
wendigfeit einen Kanzler anzuftellen; die Möglichkeit, daß 
Schelver, der bisher die Kanzlei geleitet, dazu ernannt 
werden könne, wird nirgends geftreift. Nach vollzogener 
Ernennung wird der ganzen Angelegenheit in den vor- 
handenen Protokollen nicht gedacht. Eine Erklärung böte 
unter Umftänden die oben geäußerte Hypotheſe: Schelver 
war vielleicht repräfentabler al8 Schade und jedenfalls Dr.; 
daß er nicht gleich 1589 Kanzler wurde, hatte dann etwa 
in der NRüdficht auf den alten Schade feinen Grund. Die 
Datierung der Beitallung erft ein Jahr nach deſſen Tode 
würde fich leicht aus den Verhandlungen Über das Gehalt 
und durch die allgemeine Schwerfälligfeit der Zeit in diefen 
Saden erklären. Bemerkenswert ift in Schelverd Be— 
ftallung ein Sat, der wohl anderer Orten bei höheren 
Beamten üblih ift, mir aber fonft in feiner Münſte— 
riihen Beftallung vorgefommen ift: der Kurfürſt verfpricht 
dem Kanzler, er werde ihn nicht ungehört in Ungnade fallen 
lafjen, wenn man ihn (den Kanzler) bei feinem Herrn 
verklage. Darnach fcheint Schelver Antriguen gefürchtet 
zu haben; etwa von Seiten feiner adeligen Amtögenofjen? 
Thatſächlich ift er der legte nicht adelige Kanzler geweſen. 
Schon zwei fahre!) nach feiner Ernennung fam er angeblich 
wegen Alter und Kränklichfeit um feine Entlafjung ein; er 
erwähnte fogar noch frühere Gefuche, die aber nicht be- 
rüdfichtigt worden feien. Diefe Amtsmüdigkeit, nachdem er 
eben erft Kanzler geworden, läßt doch darauf fchließen, 
daß noch andere Erwägungen ihn zum Rüdtritt bejtimmten. 
Diefer wurde ihm zum 1. Oftober 1600 bewilligt, doch 
follte er „Rat von Haus aus" bleiben. WS der „DVize- 


1) den 21. März 1600. 
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fanzler" Lie. Koh. Baumann fchon im Sommer 1601 
jtarb,1) übernahm Schelver vorläufig wieder die Kanzler⸗ 
gejhhäfte, bis am 27. April 1602 der neue Vizelanzler 
Dr. iur. Anton Weidenfeld eingeführt wurde.?) Weswegen 
diefer nicht Kanzler wurde, ift aus den Alten nicht er- 
fihtlihd. Er war Dr. und fein Gehalt faft genau dafjelbe 
wie Schelvers oder des jpäteren Kanzlers Wefterholt, deſſen 
Beftallung auch im Übrigen meijt wörtlich die gleiche ift. 
Eine Erklärung wäre im Anſchluß an die Umftände bei 
Schelvers Ernennung und Entlaffung, daß die geiftlichen 
und weltlihen adeligen Herrn auf dem einflußreichen 
Kanzlerpoften einen der Ihrigen haben wollten und, als fie 
das nicht erreichten, wenigftens durchjegten, daß der bürger- 
liche Gelehrte fich mit dem Xitel eines „Vizekanzlers“ be- 
gnügen mußte. 


Eine öffentliche, jedenfalls für ung erfennbare Formu- 
lierung fand das Verlangen nad) einem adeligen Slanzler 
erjt 1611/12 in der Kapitulation des Koadjutors Ferdinand; 
diefer mußte fich verpflichten, neben der bisher vorgefchrie- 
benen Mindeftzahl von je 2 Vertretern aus Kapitel und 
Ritterfchaft unter den „heimgelafjenen Räten" einen „Kanzlern, 
ber adeligen Stands fei, aus Mittel des Thumbcapitels 
oder NRitterfchaft, da man denjelben haben kann," einzufegen. 
Ein günftiger Vorwand, diefe Beitimmung jofort zur 
Geltung zu bringen, bot fi beim Regierungswechſel da- 
durch, daß das Domkapitel glaubte, ſchwerwiegende Vor—⸗ 
würfe gegen den Vizekanzler erheben zu können. Es be- 


1) Wann Baumann Bizefanzler geworden, ift nicht nachweidbar; 
wahrjcheinlich jedoch erft nach Schelverd Rüdtritt. Daß er „Vizekanzler“ 
gewejen, jagen die Domtapitelöprotofolle von 1601 gelegentlich der Er- 
wähnung jeined Todes. 

*) Beitallung im Anhang; neben der oben gegebenen Namendform 
findet fi noch: „Wydenfeldt“ und die Iatinifierte: „Salycetus.* In 
diefer Beitallung ift ausdrücklich von ‚Vizekanzler“ die Rebe, 
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hauptete, ſeine Nachläſſigkeit verſchulde das Liegenbleiben 
wichtiger Angelegenheiten in der Kanzlei. Darüber wie 
über den Unfleiß der Beamten im Allgemeinen hatte das 
Domkapitel ſchon in den letzten Jahren Kurfürſt Ernſts 
Klage erhoben. Im Grunde war die ganze Streitfrage 
aber wohl mehr eine prinzipielle. Das Domkapitel war 
verſtimmt über einige Ernennungen, die, ohne daß es be— 
fragt wurde oder wenigſtens ohne Berückſichtigung ſeiner 
Vorſchläge, geſchehen waren. Hierbei, vielleicht auch ſonſt, 
war Weidenfeld vermutlich der Hauptvertreter der landes— 
herrlich-⸗abſolutiſtiſchen Anſchauung geweſen. In einer In— 
ſtruktion für Geſandte an Ferdinand (1612 .Nov. 6) warf 
das Domkapitel nad) Wiederholung der Klagen über Die 
Unfähigkeit des Vizekanzlers diefem geradezu vor, er habe 
verhegend zwijchen dem Kurfürjten und dem Kapitel ge- 
wirkt. Weidenfeld 1) verwahrte fich feinerfeits jehr energijch 
gegen den Vorwurf der Pflichtverfäumnis und rühmte ſich: 
„bette von Churf. Dit. hochſtmilten Andentens herlige Troſt— 
brieffe, daß J. D. ſich verfprechen, ime Rugken zu halten, 
fo gewiß alß er ein Fürſt von Hauß Baiern wäre." 
Darnach Scheint es, daß der tiefere Grund des Anjturms 
gegen das bürgerlihe Kanzellariat im Allgemeinen und 
Weidenfeld im Befonderen darin lag, daß die bürgerlichen 
Gelehrten eben auch in Münfter die Hauptjtügen und 
Bundesgenofjen des Landesheren gegen die Machtbeftre- 
bungen der Stände und vor allem des Domkapitels waren. 
Ferdinand war jedoch nicht geneigt den Vizekanzler zu 
opfern; eine fofortige Entlafjung Weidenfelds lehnte er als 
ungerecdhtfertigt ab und wollte fich zu einer Kündigung erft 
verjtehen, wenn ein Erſatz gefunden fei. Da er aber die 
Kandidaten des Kapitel als nicht genehm bezeichnete, ge: 
riet die ganze Angelegenheit ins Stoden und Weidenfeld 


) Domtapitelöprotofolle von 1612: „18. Dez. in aula principis.“ 
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bfieb bis zu feinem Tode (1620) im Amte.!) Ferdinand 
hielt ihm, was fein Oheim und Vorgänger. verfprodhen; 
auch er war „ein Fürſt von Hauß Baiern." Die Leitung 
der Rechenkammer allerdings, die bis dahin immer mit der 
Kanzleidireltion vereinigt gewejen war, mußte Weidenfeld 
1617 an den adeligen Rat Johann von Wejterholt ab- 
geben; doch ift gar nit unmöglich, daß dies auf den 
eigenen Wunſch des erfteren geſchah. (Vgl. Abfchn. IIL) - 

Derſelbe Wejterholt wurde 1620 nad) Weidenfelds 
Tode der erjte adelige Kanzler des Stifts, ohne daß des— 
wegen aber eine Änderung des Beftallungsformulars oder 
eine Steigerung des Gehalts, das Weidenfeld gehabt Hatte, 
nötig befunden wurde. Thatfächlich allerdings trat eine Ver- 
fchiebung der Stellung des Kanzlers ein, dadurch daß diefer 
der NRitterfchaft des Stifts entnommen murde und demge- 
mäß den vornehmeren Räten als Standesgenofje zur Seite 
trat. Er ftand im Range direkt hinter den Domherren 
und nahm überhaupt eine leitende politiiche Stellung ein, ?) 
wobei er, wie es fcheint, feine engeren Berufspflichten den 
beiden gelehrten Räten überließ. Er brachte die Eröffnung 
der eingehenden Schreiben, ihre Berlefung im Rat und 
damit wohl auch den Vorfig an fich, was alles bisher dem 
älteften Kapitularrat zuftand. Das madte fih zunädjt 
ganz von felbft, indem bie beiden geiftlichen Natsftellen im 
erften Jahre von MWefterholts Amtsthätigkeit unbefegt 
waren. Das Domkapitel proteſtierte zwar ſpäter, aber 


1) Die Nachgiebigfeit des Kapiteld hat ihren Grund wohl darin, dap 
ed damals mit der Stadt Münfter in einem Münzftreite lag, bei dem ihm 
darauf anfam den Landeöheren für fich zu haben. Bol. Keller a. a. O. II. 

2) Über Weſterholts politiſche Thätigkeit vgl. Keller III. Daß Weſter⸗ 
holt in der Beſtallung direkt zum Vorſitzenden des Ratskollegiums ernannt 
wurde, iſt ein Irrtum (vgl. den Text im Anhang.) Auch Domherr war 
er ſchon 1612 bei ſeiner Beſtallung zum adeligen Rat nicht mehr. 


4. 
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ohne Erfolg.!) Nach dem Tode Wejterholts (15. “ul. 1628) 
brachte es die Angelegenheit wiederum zur Sprache und 
erhielt die Zuficherung, daß der Nachfolger entiprechende 
Weifung erhalten ſolle. Ob dies Verſprechen irgend 
welche praftifchen Folgen gehabt hat, ließ fich nicht Feftitellen. 

Nunmehr wurde Kanzler der bisherige Aſſeſſor am 
Kammergericht Dietherich von der Horft, ein: Ausländer.” 
Er wurde Ende 1629 eingeführt, blieb jeboch nicht lange 
in Münfterifchen Dienjten. Schon 1634 verließ er das 
Stift und wurde Kanzler in Düffeldorf; das raſche Auf- 
geben des erjt Fürzlih übernommenen Amtes ließe fich 
Dadurch erklären, daß Horſt vielleicht im Kleviſchen an- 
ſäſſig war und bei der in jener Zeit herrſchenden Abneigung 
der Landſaſſen gegen „ausländifche” Beamte in der Hei- 
mat jedenfall® eine angenehmere Stellung hatte. 

Sein Nachfolger wurde der bisherige adelige Nat 
Dietherich Hermann von Merveldt zum Wefterwinfel. Sein 
thatfächlicher Amtsantritt zog jich jedoch etwas Hin, da das 
Domkapitel Schwierigkeiten machte, vermutlich weil fein 
Schützling Nikolaus von Wejterholt, ein Sohn des 1628 
verjtorbenen SKanzlers, nur an Merveldts Stelle adliger 
Nat wurde, ftatt fofort das einftige Amt des Vaters zu 
erhalten. 2) | | 

Als Vertreter des häufig genug anderweitig in An- 
ſpruch genommenen Kanzlers hatten fchon feit 1620 die 
beiden gelehrten Räte die Kanzlei bezw. Rechenkammer 
„Dirigiert." Beim Tode Wefterholts wurde ihnen?) 1628 
bis zur Neubejegung der Kanzlerftelle die Zeitung auch 


ı) Es behauptet in einem Schreiben vom 8. März 1629, dem ich 
die Angaben über den Vorſitz im Rat entnehme, ed habe nachgegeben, weil 
Weſterholt fruher Domberr geweſen fei, ihm aljo näher geitanden habe. 

9 Bol. darüber auch Abfchnitt III S 3 Schluß. Merveldt ftarb als 
Kanzler 1658. 

2) Es waren jebt die Lic. Menfind und Moderfohn. 
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formell übertragen, ohne daß fie aber einen Titel erhielten, 
der ihre Stellung bezeichnete. Wohl aber jcheint das ſpäter 
gejchehen zu fein. Denn als Lic. Moderfohn nad) dem Tode 
des Lic. Menfind 1637 die technische Leitung der Kanzlei 
erhielt, wurde in feiner Bejtallung von dem verftorbenen 
Vizekanzler gefprochen, an defjen Stelle Moderjohn nun trete. 


8 3. Die Gelehrten, Referendarien und die Unterbeamten 
der Kanzlei. 


In früherer Zeit fcheint der Kanzler der einzige ge- 
lehrte Juriſt gewejen zu fein, der ftändig am Hofe war 
(joweit damals davon überhaupt die Rede ift) und dem 
Fürſten mit jeinem fachmänniſchen Nate zur Seite ftand. 
Gelegentlich erjchten auch wohl einmal der eine oder andere 
Advokat, der außerhalb des Stifts in deſſen Intereſſe thätig 
war, um mündlich Bericht zu erjtatten und neue Verab- 
redungen zu treffen, und gab in gerade auftauchenden 
Fragen jein Gutachten ab. Da der Verkehr diefer aus- 
wärtigen Gelehrten mit dem Stift meift fchriftlic) geführt 
wurde unter Dberaufficht des Kanzlers, der gleichzeitig in 
der inneren Bolitif eine leitende Stellung einnahm, jo mußte 
diefer mit der Zunahme der heimiſchen Gefchäfte in einer 
Weife Üüberlaftet werden, die auf die Dauer dringend Abhilfe 
forderte. 

Daher fand man es nötig, ihm einen oder mehrere 
Gelehrte beizugeben, die alle ihnen zugeftellten Sachen zu 
verarbeiten und Sich auch für Verſchickungen bereit zu 
balten hatten. Zuerſt nachweisbar ift diefe Einrichtung bei 
den Beratungen im Juli 1567 (Abfchn. I), wo bejchloffen 
wurde, dem Kanzler Sted 2 Rechtögelehrte an die Seite 
zu ftellen. Es fcheint, daß dies auch das erſte Mal war, daß 
„gelehrte Hofräte” 1) noch neben dem Kanzler angenommen 


1) Vgl. Beitallung von Dr. Wid im Anhang (1567 Sept. 1). 
A* 
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wurden, denn es wird nichts davon gejagt, Daß vorher der- 
gleichen in Beftallung geweſen feien; auch wäre wunderbar, 
daß man dann nicht die alten Leute behielt, wie e8 bei den 
andern Räten geſchah. Davon daß diefe bei Hofe befind- 
lichen oder wenigjtens im Stift ſelbſt wohnenden Gelehrten 
fih in die einzelnen Geſchäftskreiſe geteilt hätten, ift vor- 
läufig noch nichts bemerkbar, wenn auch wahrfcheinlich ift, 
daß bei Aufgabe der Referate Dinge aus dem gleichen 
Geſchäftskreiſe möglichft demjelben anvertraut wurden. 
1574 bei Einrichtung der Statthalterfchaft wurde nur 
ein Gelehrter neben dem Kanzler zur Regierung verordnet, 
doch nahm man bald einen zweiten dazu an. Daneben 
war noch eine Anzahl Gelehrte „von Haus aus" thätig, 
die gelegentliche Referate übernahmen oder irgend ein Spe- 
zialgebiet dauernd vertraten. Häufig waren fie noch an- 
derweitig in Beltallung; vor allem gehörten meiſt Die 
Syndici des Domkapitels und des Rats der Stadt Münjter 
dazu. Beitweife ftieg ihre Zahl auf 6. 1589 erfolgte 
dann eine Einfchränfung aus Sparfamfeitsrüdfichten, fo 
daß nun neben dem gelehrten Kanzleichef nur noch ein ge- 
lehrter Rat ftand. Da diefe Verminderung der Arbeits- 
fräfte bei ftändig wachjender Arbeitslaft auf die Dauer nicht 
aufrecht zu erhalten war, eine Verftärfung des gelehrten Ele- 
ments im Ratstollegium aber wahrscheinlich an einigen Stellen 
nidht gern gefehen wurde, fo griff man zu dem Ausweg, 
die außerordentlichen, nicht ſtimmberechtigten Rechtsgelehrten 
zu vermehren. Am 7. März 1590 wurden 4 Rechtsge— 
lehrte „von Haus aus” bejtellt; ihre Pflichten beftanden 
in der Anfertigung von Referaten und Übernahme von 
Geſandtſchaften. Mit der Zeit — der Übergang war wohl 
ein allmähliger und die thatfächliche Entwidelung eilte der 
formellen Firierung voraus — bildete fih daraus das 
Amt der (jtändigen) Referenten oder Neferendarien, bie 
regelmäßig in mehreren Sigungen der Woche ihre rechtlichen 
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Gutachten vortrugen.!) Erft feit 1608 wird in alle 19 
tokollbüchern gleichmäßig unterſchieden zwiſchen „Domini 
Consiliari* (auch „Ordinarii“ oder „fürſtl. Münjterifche 
heimgelaſſene Räte"): 2 Domherrn, 3 Vertretern der Ritter⸗ 
ſchaft, 2 bürgerlichen Gelehrten und den „Referendarien,“ 
im ganzen 5, darunter die beiden „Syndici diefer Land— 
Ihaft." Dabei blieb es danı bis 1650. 

In der Regierungs- und Kanzleiordnung von 1605 
(vgl. $ 4) wird eine fefte Verteilung der verfchiedenen 
Gefchäftskreife des Regierungskollegiums unter die gelehrten 
Räte und Referendarien?) gegeben, ohne daß übrigens beide 
genau auseinander gehalten werden; die erjteren werden 
nur dadurch Tenntlich, daß fie auch zu den allgemeinen 
Ratsfigungen zugezogen werden fünnen. 

1. Der „Director" (d. 5. der Vizekanzler Weidenfeld) ſoll 
alle „Reichs, Crayß-, Landjchafts-, Ambter- und Partheyen- 
ſachen“ in der Sigung vorbringen und dafür Jorgen, daß 
alles ordentlih und pünktlich erledigt wird; alle nötigen 
„Instructiones, Propositiones und dergleichen Schreiben 
verfaßen, aufrichten und verfertigen," damit fie möglichft 
bald dem Kurfürſten zugefertigt werden können und über— 
haupt für gute Berichterftattung an diefen forgen; fchließlich 
hat er no im Allgemeinen auf die Befolgung der Ord— 
nung zu jeben. 





1) Zuerft ift in der Kanzleiordnung von 1605 (j. u.) von „beitellten 
Gelehrten und Referenten” die Rede; doch wird hier nicht ftreng zwiſchen 
den gelehrten Mitgliedern ded Ratsfollegiums und den Referenten gejchieden. 
Wohl gejchieht das auf dem Titelblatt des Protofollbuches von Nif. Ger- 
laci („Reg. Prot.”) von 1605; dort find verzeichnet ald Domini Consiliarii: 
Dompropft Nagel, Domjcholafter Drofte, B. von %oe, U. von Velen, 3. 
Ch. von Plettenberg, Vizekanzler Weidenfeld und Lic. Gesken, 
dann folgen als Extraordinarii 5 weitere Gelehrte. Der Ausdrud Refe- 
rendarius wird zuerſt 1608 gebraucht im Protokoll desfelben Gerlaci. 

2) Die geiftlichen und weltlichen adeligen Räte kommen hierbei nicht 
in Betracht; fie ſtimmen nur ab, ohne jedod Referate zu übernehmen. 
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2. Lic. Gesten und Lic. Detten jollen alle rechthengigen 
fürftlihen Sachen advocando vertreten und die nötigen 
Schhriftfäge verfallen. Diefe beiden tragen ſpäter die Spe- 
zialbezeichnung: „advocati patriae.“ Der eine von ihnen 
(in diefem Yalle Gesfen) gehört zu den eigentlichen Räten 
und foll ſoweit es feine engeren Amtspflichten zulafjen 
„und dan bejonders auff der Herrn Reht Erfurdern den 
Rahtſtand mit befuchen.“ Der andere ift nur Referendar. 

3. Dr. Petrus Hoffſchlag fol der „fürftlichen Beamten 
jtreitige Amptzſachen“ bearbeiten; auch diefer it Referendar. 

4. Dr. Schloßfen und Lic. Kremer, ebenfalls nur 
Referenten, find mit der PBerwaltung der „fiskalifchen 
Sachen" beauftragt, die fie „communicato concilio atque 
opera“ wahrnehmen follen. Dies find die beiden „advo- 
cati fisci,“ wie fie jpäter meift genannt werden. 

5. Schließlich gehört zu den Meferenten noch der 
„Syndicus provinciae,* der an den Tagen, wo die Re- 
ferendarien zu erfcheinen haben, ſich ebenfalls einfinden und 
über die rechthengigen Sachen des Stifts, die zur Beit den 
Räten anvertraut find, Bericht thun foll.!) 

Alle „beitellten Gelehrten" müſſen am Montag, Mitt: 
woh und Freitag Nachmittag, wo juriftiiche Fragen ver- 
handelt werden ($ 4) der NRatsfigung beimohnen; auf be- 
jonderes Verlangen der Räte haben fie auch bei anderen 
Sigungen zu erfcheinen. Überhaupt follen fie bei „allen 
fürftlichden Sadjen consulendo, referendo, advocando in 
Beihhidungen, Tagleiftungen und dgl.tmit Rathen, Schreiben, 
Reden oder Reigen ſich unweigerlich gebraudhen . . . 
laßen;" insbefondere haben fie alle ihnen von den Räten 
oder dem Director aufgetragenen Referate pünktlih und 
genau zu erledigen. 


!) Zur Zeit diejer Ordnung (1605) ift Dr. A. Hoffichlag syndicus pro» 
vinciae; ſpäter fcheinen 2 vorhanden gewejen zu fein, wodurd die Zahl 
der Referendare auf 6 ftieg. 
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Streng gefhieden im Range von den Gelehrten waren 
die Unterbeamten der Kanzlei: Sekretäre und Schreiber. 
Doch nahmen auch nach Ausbildung des Referendariats die 
älteren, gejchäftstundigen Sefretäre wohl in der That häufig 
eine Stellung fajt neben den Gelehrten ein. Analoges über 
die Bedeutung von Subalternen bietet ja häufig genug aud) 
die moderne Berwaltungsgefchichte. Die Zahl der Kanzlei: 
fefretäre betrug im Ganzen 3, einjchließlich des Regiſtrators. 
Die Ordnung von 1605 nahm allerdings noch die Er: 
nennung eines vierten in Ausficht. Man jcheint aber davon 
abgefehen zu haben. Jedenfalls waren. 1611 neben dem 
Regiftrator nur 2 vorhanden, von denen der eine, da er 
Familie und Haushalt in Ahaus hatte, zuweilen 8—10 
Zage -fortblieb, wie fein. Kollege Hobbeling ſpäter Elagt; 
diefer mußte dann fogar 1611/12 9. Monate lang, als 
der erjte gejtorben war, als einziger: Sekretär (neben dem 
Regiſtrator) die Gejchäfte führen. Was Die Zahl der Kanzlei- 
ſchreiber anlangt, fo erfahren wir 1618, daß ein vierter ange- 
nommen wird, weil die bisherige Zahl von. 3 ſich der Arbeit 
gewachſen gezeigt hat. 

Dazu kamen noch eine Anzahl PR und Der 
ne 


$ 4. Die ——— und der Geſchäftsgang. 


Über die Formen, in welchen ſich die Thätigkeit der 
Kanzlei vollzog, geben verſchiedene Schriftitüde Aufſchluß. 
Die Hauptprinzipien find fchon in den verjchiedenen 
Faffungen der „Regierungsartifel" (vgl. Abſchn. I und 
Anhang) niedergelegt: Die erſte erhaltene, mehr ins Ein- 
zelne gehende „Kanzleiordnung" datiert vom 2. März 
15811) ift direft nach ‚dem Tode des Kanzlers Steck 


) Die 3 Kanzleiordnungen liegen Münft. Hoffammer Ib, 
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erlaſſen, ſodaß wir vielleicht noch in diefem den Verfaſſer 
jehen dürfen. Dann findet fich eine „Sanzleiordnung von 
1603," eine Kopie oder, wie mir wahrjcheinlicher, ein ins 
Reine gefchriebener vorläufiger Entwurf. Er gelangte dann 
erheblich erweitert!) in der, „Hochfürftlih Münſteriſchen 
newen Negierungs und Kanzleiordnung“ vom 5. Februar 
1605 zur Publikation, die thatfächlich die gefammte Bentral- 
verwaltung umfaßt. Da fie jih vor den früheren durch 
Bollftändigfeit und Klarheit auszeichnet, ohne jedoch we— 
jentliche Abweichungen aufzuweifen, jo Tünnen wir uns hier 
auf diefe ausführlichjte Verordnung bejchränten, deren In⸗ 
halt in einem kurzen Abriß wiedergegeben ſei. 


In dem erſten (allgemeinen) Teil wird zunächſt die 
Geſchäftsbehandlung im Großen feſtgelegt. Der rangälteſte 
anweſende Rat hat die eingehenden Schreiben zu erbrechen, 
worauf ſie dem Regiſtrator zugehen, der das „praesen- 
tatum“ u. ſ. mw. daraufſchreiben und etwaige vorher in 
derjelben Sache ergangenen Akten hervorfudhen muß. Im 
Rate geſchieht die VBorbringung durch einen der Gelehrten 
oder Sefretäre. Sodann wird die allgemeine Zeiteinteilung 
gegeben. Vormittags follen ftetS Regierungsſachen und 
fürftliche Regalien, joweit fie die Yurisdiktions-, Hoheits- 
und Obrigfeitsangelegenheiten betreffen, verhandelt und 
nah Möglichkeit auf alle Eingaben Bejcheid, erteilt werden. 
Nachmittags folen an 3 Tagen der Woche (Montags, 
Mittwochs, Freitags), falls feine Reichs- Kreis: oder Land- 
Ichaftsjachen vorliegen oder Gefandte zu empfangen find, 
in Anmejenheit aller „bejtellter Gelehrten und Referenten“ 
ale vor Gericht anhängigen fürftlihen und Landſchafts— 
ſachen beratichlagt werden, wobei auch zu überlegen, wie 


1) Bor allem wurde die Son oben wiedergegebene Gejchäfteverteilung 
an die Gelehrten zugefügt. Die Ordnung vom 5. Yebruar 1605 ift 
im Anhang abgedrudt. 
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in neubeginnenden Prozeffen zu verfahren fei; bleibt dann 
noch, Zeit, fo follen die den Gelehrten. in „PBarthey- und 
anderen Brivatfachen" aufgegebenen Referate erledigt. werden. 
An den Übrigen 3 Nachmittagen: (Dienftag, Donzerftag, 
Samftag) jollen die Räte, wenn keine dringenden Sachen 
ſie anderweitig in Anſpruch nehmen, fich. unter Zuziehung 
des Landrentmeiſters in die. Rechenkammer begeben.!) 

- Der. zweite Hauptabfchnitt regelt die: Verteilung der 
verſchiedenen Gefchäftsfreife unter Die einzelnen Gelehrten, 
die Xhätigfeit der Sekretäre und giebt ſchließlich Vorichriften 
für bie. Schreiber. und. das Leben: auf der Kanzlei im. Allge- 
meinen; auch Die Pflichten bes Kanzleitnechts werben genau 
feitgeftellt; zum Schluß wird dann: nom) eine. em nemel 
für die Ranzleifubalternen gegeben. 

‚Über bie EN iſt ai weint fc Kr 

($ 3) gefagt. 
WVon den Sefretären bat. — erſte alle — Landi⸗ 
fürſten gerichtliche Handlungen und Prozeſſen“ zu: „diri— 
giren, ſollicitiren und darüber richtige Nachweiſung zu 
halten"; er muß darüber. ein Regiſter führen; neue Wen- 
dungen: im Prozeſſe find.gleich in. der nächſten Sigung zur 
Sprade zu bringen; der. erwähnte Sefretär: darf dem Ge: 
richt auch Feine Schriftfäge einreichen, die: nicht: vorher 
dem. Rat vorgelegen haben.) Außerdem fol: derſelbe Se: 
fretär. noch zu . den Reichs- und Landtagsſachen . und 
zur, „eußerlih extraordinari Gorrespondentz“ ‚zugezogen 
werben. ‘Daneben bat er auf Befehl. der Räte noch in den 
Sigungen Protokoll zu führen. Der zweite Sekretär ift 
als Landfchreiber der Rechenkammer zugeteilt, für die ihm 
noch ein, befonderer: Regiftrator Bao) wird. I 


1)' Hierüber ausführlicheres im Abſchn. III. | 

*) Die Gelehrten dirigieren alfo mehr im Großen als Nefjortchefs ihr 
Gebiet, während im Einzelnen der Sefretär eine gewifle Selbftänbigfeit 
und Verantwortung hat; vgl. damit dad am Ende von $ 3 Gejagte. 

3) Vgl. Abſchn. III. 
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- Ein 3. Sekretär hat bei den „Partheyenſachen“ Bro- 
tofofl zu. führen und: die. erteilten Beſcheide und Rezeſſe aus: 
zufertigen. Der Regiftrator fol außer in feinen Regiftratur- 
gejhäften nötigen Falls auch als Sekretär thätig fein. 
Jeder Sekretär fol feine Protokolle in ein bejonderes Bud) 
eintragen, das er gegen den Einblid Unberufener jorg- 
fältig zu verwahren und am legten Quatember den Räten 
zu übergeben hat. Iſt einer der Sekretäre an der Wahr: 
nehmung feiner Amtspflichten verhindert, jo beftimmt der 
„Director? (d. i. der Vizekanzler): einen Vertreter. - Ver- 
läßt ein Sekretär in eigenen oder Amtsgeſchäften die Re— 
ſidenz, ſo muß er alle’ feine Alten dem NRegiftrator über» 
geben und einen Kollegen genau über den Stand der von 
ibm bisher bearbeiteten Sachen informieren. Ferner werden 
die Sekretäre zur’ ſchleunigen Expedition ihrer Schriften 
und genauer Prüfung der Reinfchrift ermahnt; alle Schreiben 
müfjen, foweit fie von geringerer Bedeutung find, von den ' 
Gelehrten „abgehört," die wichtigeren aber vor dem Kon: 
zipiften ſelbſt im Mate vorgelefen und dort gutgeheißen 
werden, ehe fie mit: der Unterjchrift: des betr. Sefretärs 
und im Namen der Räte .abgejhidt werden. Damit bie 
Näte nicht: durch das Fehlen eines Brotofolfführers in 
Berlegenheit kommen, jollen fich die Sefretäre zur vechten 
Zeit einftellen, vor allem aber ift der Regiftrator zu fteter 
Anwefenheit verpflichtet, um den Räten auf Berlangen 
ältere Alten herauszugeben; er darf dieje jedoch nur auf 
Befehl der Räte und nach erhaltener Relognition ausiiefern. 
Auch zur vorjichtigen Behandlung der Siegel an wichtigen 
Urkunden und dgl. wird gemahnt. Die Verteilung der 
Briefe an die Boten beforgt der Botenmeifter, ) der dar- 
über eine genaue Lifte führt, die er allwöchentlich den 


1) Später gewöhnlich der ältefte Kanzlift, hier anjcheinend noch einer 
der Sekretäre. 
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Rüten vorlegen muß. Dabei ift darauf zu jehen, daß un- 
gefähr zu gleicher Zeit fertige und in diefelbe Gegend be- 
jtimmte Schreiben möglichſt durch einen Boten befördert 
werden. 

Der nun folgende Abjchnitt, der von den Kanzlei- 
jubalternen im Allgemeinen und vornehmlid) von den „Eo- 
piſten“ handelt, jegt die Dienjtftunden der Kanzlei auf - 
Borm. 6—11 (im Winter 7—11) und Nachm. 1—6 feft. 
Auf Befehl der Räte müſſen ſich die Beamten auch außer- 
halb diefer Zeit einjtellen. Sonn: und Feiertays jollen die 
Dienfte der Kanzlei: nur in dringenden Füllen gefordert 
werden. Daß auch Wochentag die Kanzleibeamten fich 
während der Amtsftunden nicht nur dienftlich befchäftigten, 
zeigt die Beitimmung: „Damit auch die Cangleyverwandten 
ahnbefohlene Sachen beßer und mit mehreren Fleiß Tünten 
abwarten, und man fie defto fruchtbarlicher zu gebrauchen 
babe, ſoll hinfuhro durchauß fein Zecherey auff der Kant: 
ley gejtattet werden, und dha infambt oder auch etliche 
deren ſich vermacdhen, oder waß von Partheyen, Ambtsver- 
waltern oder fonften verehret, verdrinden und dabei id) 
fröhlich machen wollen, wirdt folches ihnen ihn ihren eigenen 
Heufern odern auff gebuerlichen Ortern außerhalb der 
fürftl. Eangleyen, Rechen- und Beykammern jeder Zeit 
(doch dergejtallt, dha inmittels nicht bey der Cangleyen 
verabjeumet) freigejtellt." Da ein ähnliches Verbot ſich in 
feiner der vorhergehenden Ordnungen findet, fcheint es ſich 
um einen neuerdings eingeriffenen Übelftand zu handeln; 
oder follen wir annehmen, daß die höheren Stellen bis 
dahin feinen Anftoß genommen Hätten, wenn die fürjtliche 
Ranzlei zu derartigen PBrivatvergnügungen der Beamten 
benugt wurde? — Um Urlaub haben fi die Schreiber 
an den Direktor oder die Gelehrten zu wenden, Weifungen 
auch von den Sefretüren entgegenzunehmen. Ausdrücklich 
werden fie auch noch ermahnt, ihnen anvertraute Arbeiten 
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nicht durch andere Leute beforgen zu laffen. Verweiſe er- 
teilen die Sefretäre, der Direktor und im äußerten Fall 
die Räte. Weiter wird den Schreibern verboten, jih von 
ihrem angewiefenen Plage zu entfernen und an den 
Tiſchen anderer, bejonders der Sefretäre herumzuftöbern. 
Die der Rechenkammer zugeteilten Beamten unterjtehen 
ſowohl deren Ordnung wie diefer neu erlaffenen. Übrigens 
ſollen fih Kanzlei und Rechenkammer bei den Abfchriften 
gegenfeitig aushelfen und auf feinen Fall fremde Schreiber 
gebrauden. Auch Reifen müſſen die Sefretäre und 
Schreiber auf Befehl der Räte unternehmen. In allem, 
was fie dienftli erfahren, haben fie natürlich das Ge: 
heimnis zu wahren und dürfen ohne der Räte Erlaubnis 
feiner Bartei Mitteilungen zukommen laffen. Der Aufredht- 
erhaltung des Friedens dient die Vorschrift: „Wollen mit 
nichten Hader, Zankerey viel weiniger Schlegerey auff der 
Sangleyen geftatten; und da unter den Cantzleyverwandten 
einiger Mießverſtandt, Zweyfpaldt oder Irrungen entjtehen 
möchte, follen außerhalb der Cantzleyen sub poena priva- 
tionis oder fonften nach der Ermeßigung der Herrn Räthe 
entfcheiden.” Auch diefe Beitimmung ift neu und wirft 
gerade fein günftiges Licht auf die Kanzleigepflogenheiten. 
Allen Fremden ift der Zutritt zur Kanzlei unterjagt; un- 
berufene Eindringlinge find durch den Kanzleitnecht heraus: 
zuweifen. Schließlich darf kein Gelehrter, Sekretär oder 
fonftiger Angeftellter e8 übernehmen, Parteienſachen bei 
der Kanzlei zu follizitieren. Der Kanzleiknecht bejorgt die 
Heizung, Beleuchtung und Reinigung der Kanzleiräumlidh: 
feiten und wird fonft zu allerlei Kleinen Dienften verwandt; 
bat er nicht8 anderes zu thun, fo iſt er als gewöhnlicher 
Kopift zu befchäftigen. 

Diefe Ordnung von 1605 ift im Wefentlichen wohl 
bis zum Ende unferer Beriode in Geltung geblieben. 
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Jedenfalls ift eine Anderung bisher nicht nachweisbar 
gewejen und aud die Perfonalverzeichniffe zu Beginn ber 
Protokollbücher zeigen, daß im Großen und SUN: a” 
beim Alten blieb. | 


Abſchnitt TIL. 
Die fürfliche Finanzverwaltung. 


8 1. Die Finanzverwaltung bis zur Begründung 
der Rechenkammer 1573. 


Im Finanzwefen, das im Übrigen wie die ganze andere 
Verwaltung einen durchaus primitiven Charakter trug, ift 
Schon frühzeitig ftreng gefchieden zwifchen den allgemeinen 
Zandesfinanzen, die unter Auffiht der Stände und bes 
Biſchofs von einem ftändiichen Beamten, dem „Pfenning- 
meiſter,“ ) verwaltet wurden, und dem landesherrlichen 
Bermdgen, d. 5. den fürftlihen Domänen und nugbaren 
Negalien. Zu ihrer Verwaltung wie zur Wahrnehmung 
der fonjtigen fürftlichen Hoheitsrechte ftand an der Spitze 
eines jeden „Amtes“ ein adeliger Droft oder „Amtmann“ 
und neben diefem ein Amt-Rentmeifter; der erftere mehr 
für die Oberauffiht, der andere für die Einzelheiten vor 
allem für die Kaffenführung bejtimmt. An einer Zentral- 
behörde zur Beauffichtigung diejer Iofalen Organe fehlte 


1) Aus der „Pfenningfammer” wurden alle Ausgaben beftritten, bei 
denen ein allgemeines Landesinterejje anerkannt wurde. Näheres über das 
Schatzungsweſen, auf das hier nicht näher eingegangen werden kann, findet 
fi bei Oefers a. a. O. 
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es zunächſt noch. Sie wirtichafteten ziemlich jelbftändig in 
ihren. Bezirken und lieferten vermutlich alljährlich bei Hofe 
ihre überſchüſſe ab, wenn fie nicht etwa die ganzen Ein- 
fünfte des Amtes auf Grund ihrer Beftallung behalten 
durften.!) 


Schon in älterer Zeit fcheint das Domkapitel fich bei 
der Rechnungsabnahme beteiligt zu haben. Die Hofordnung 
von 1536 jagt Darüber: „tem unſe Amptlude, Rentmejter 
und Bevelhebbers, den dat thokomen und geboten (geboren?) 
wil, jollen alle Jar twiſchen Michaelis und Martini tho unfer 
Erforderonge vor ung und den Verordneten unfer(8) Dom- 
capittel(8) eres Bevels genoegſam Rekenſcap und Nae— 
wiſonge doen.“ 


Von einer geordneten Finanzverwaltung und genauen 
Rechnungslegung war ſchwerlich die Rede. Der Landes— 
herr tritt mehr als ein großer Grundbeſitzer auf, der ſich 
im Weſentlichen auf die Ehrlichkeit ſeiner Beamten verläßt; 
denn an mehr als eine flüchtige Prüfung und etwa eine 
einzelne Stichprobe iſt wohl kaum zu denken. Die Auf— 
ſicht des Domkapitels hatte jedenfalls nur den Zwed, einer 
Berfchleuderung des Kapitals vorzubeugen; denn der je- 
weilige Biſchof hatte doc) meijt größere Neigung, während 
feiner eigenen Regierung in Ehren und in Freuden zu 
leben, als die Iandesherrlichen „Zafelgliter” für einen. ihm 
jelbft gleichgültigen und meift unbefannten Nachfolger zu 
ſchonen. 

In den „Beredonge ꝛc.“ von 15462) verſprach der 
Biſchof den Verordneten der Stände eine Bereiſung der 
Ämter unter Zuziehung der Landräte, um Ordnung in 


1) Wie diefe Beamten geftellt waren, zeigt am beften die Zujammen- 
ftellung der Gehälter der Räte, Umtleute und Rentmeiſter unter Johann 
von Hoya im Anhang (1573,74.) 

*) Bol. Abjchnitt IS 2. 
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feine Finanzen zu bringen, wozu. ihm eine. „Steuer und 
Beihülfe" von Seiten der Landſchaft in Ausficht gejtellt 
wurde. Zur Beſſerung der durch die Wiedertäuferunruhen 
und anderes Unglück ftark zerütteten fürſtlichen Finanzen 
fam es in der. nächiten Zeit noch nit. Als Johann von 
Hoya 1567 das Stift übernahm, waren.. die Zuftände: in 
dieſer Hinficht immer noch wenig erfreulich. Und der ge- 
nußfrohe!) neue Biſchof : war trog feiner fonftigen Regenten- . 
tugenden .micht der Mann, dur) Sparfamteit eine Beile- 
rung herbeizuführen; umfo weniger als er noch von früher 
her erhebliche Schulden hatte, zu. deren: Dedung auch feine 
Münfterifhen Einkünfte ‚dienen mußten. So taucht denn 
in den Landtagsakten feiner Zeit. Die: Frage der Befeitigung 
augenblidkicher Geldverlegenheiten,: verbunden mit. Erwä— 
gungen, wie dem Übel dauernd abzubelfen, immer wieder 
auf. Johann wandte fih, um feinen dringendften Ver— 
pflichtungen nachkommen zu fünnen, an die Stände. Diefe 
bewilligten ihm in der erjten Hälfte des Jahres 1568 im 
Ganzen 9000 Thaler Vorſchuß aus der Pfenningkammer; 
der Biſchof verpflichtete fich, von der demnächſt eingehenden 
„Willlommihagung”?) der Landſchaft die Rüdzahlung zu 
leiften. Ob er Schon in früherer. Zeit allerlei vom Pfenning⸗ 
meijter vorgejtredt erhalten hatte, oder ob er in der Folge 
noch erhebliche Anleihen ‚bei den Ständen machte, ift nicht 
erfennbar; jedenfall8 betrug nach einem: Schreiben des 
Domkapitels vom 6. März 1569 die gefammte Schuld 
des Fürften beim Pfenningmeijter damals fchon 23285 
Thlr. 3 9 er diefe ai Auslagen, Bat un 

2) Hann. Magazin von 1842 ©. 459 heißt es in einer — 
ſtellung von Nachrichten über die Grafen von Hoya in Bezug auf Johann: 
„it ein kluger, gelehrter, beretſahmer und ſprachkundiger daneben aber epi- 
curischer Herr geweſen.“ | 

2) Eine Steuer, welche die Stände einem neuen Biſchof beim Re⸗ 
gierungsantritt zu bewilligen pflegten. | 
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Domkapitel, ſei die Landſchaftskaſſe derartig: erſchöpft, daß 
die Zinſen der Stiftsſchulden nicht mehr bezahlt werden 
könnten; der Biſchof möge von der nunmehr eingegangenen 
Willkommſchatzung, gemäß der gegebenen Aſſekuration, den 
Ständen ihr Geld anweiſen laſſen oder einen Landtag zu 
näherer Beſprechung einberufen. Johann erklärte hierauf, 
die Schatzung ſei nicht ſo hoch ausgefallen, wie er erwartet, 
das Eingekommene brauche er notwendig für Hofhaltung, 
Regierung und dgl., und begehrte Aufſchub bis zum Land: 
tag. Das Domkapitel war. bereit,: fi» fo lange zu. ge 
dulden, bat aber bei einem event.. Überfhuß wenigfteng 
etwas zurüdzuzahlen. Auf dem Landtag, der Ende April 
ftattfand,: war von. den: bifchöflichen Schulden feine Rede. 
Daß ein erheblicher Zeil Davon beglichen worden wäre, ift 
wenig: wahrjcheinlich;. denn e8 wurde, um dem Geldmangel 
des Pfenningmeifters einigermaßen zu fteuern eine 1569 
und 1570 fällige .doppelte Kirchſpielſchatzung bewilligt. 
Der Landtagsabichied vom 8. Auguft 1569 brachte 
dem Fürften ein großartiges Gefchent, indem ihm aus 
Dankbarkeit für die Förderung der Yuftizreform die Hälfte 
feiner Schulden bei der Landſchaft erlaffen wurde. Aber 
trogdem blieb Johanns finanzielle Lage eine jo bedrängte, 
daß. er fich endlich entjchloß, die Stände um Nat und 
Unterftügung anzugehen. In der. Propofition für den 
Ausſchußtag vom 27. Januar 1570 heißt e8: „Beſchwernus 
principis: Erſtlich ad partem mit. etlichen vertramwten und 
gunftigen Perſonen bievon zu reden und folgents 'bem Aus- 
fhuß auch anzugeben.” Der Ausschuß fprach fein Be— 
dauern aus, daß der Fürft durch allerlei Reifen und dgl. 
vor Übernahme des Stifts in Geldverlegenheit geraten 
fei; er lehnte aber die Abgabe eines Gutachtens mit Hinweis 
auf mangelnde Vollmacht ab und fand ſich nur bereit, dem 
Biſchof bis zum nächften Landtag 3000 Thaler durch den 
Pfenningmeifter vorftreden zu lafjen, damit eine Schuld 
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bei einem „anfehnlichen Fürſten des Reichs,“ Die zu Mitt- 
fajten fällig fei, beglichen werden könne. 

Im April 1570 gab Johann dem verfammelten Land 
tage eine eingehende Schilderung feiner Finanznot: er 
babe erhebliche Schulden machen müſſen für einige Neifen 
ins Ausland, die er 3. T. „von wegen und auf Anmuten 
einiger hoher Potentaten," 3. T. in eigenen (Erbjchafts-) 
Angelegenheiten, 3. T. in Ausführung Faiferliher Kommilfi- 
onen unternommen babe; weitere Koften hätte Die Abwendung 
von Kriegsdurchzügen und dergl. verurjadht. Infolge des 
Unvermögeng, die Zinfen zu zahlen, fei Die Schuld noch ge- 
ftiegen. Eine Abtragung fei verfucht worden, aber nicht 
möglich gewejen; der Gläubiger feien zu viele; dag Kam⸗ 
mergut reiche nicht. Er beläjtige die Stände ungern, von 
deren Seite fchon jo viel gefchehen fei, wie er dankbar an- 
erfenne. Es thäten aber „die übrigen Gläubiger tägliche 
Scharpfe Furderung;“ die Hofhaltung fei teuer, die Zeiten 
ſchlecht; es müfje etwas gejchehen, wenn nicht die ſchlimmſten 
Folgen für ihn wie für fein Stift eintreten follten. Da 
wäre 28 ja nicht neu, daß fi ein Fürft an Stände und 
Unterthanen um Rat und Hülfe wende. Syohann bittet 
alſo um eine größere Beilteuer zur Abtragung feiner 
Schulden; der Vorgang der Münfterifchen Stände werde 
dann, wie Johann hofft, die beiden anderen Stifter (Pa- 
berborn und Osnabrück) zur Nahahmung veranlafjen. 
Schließlich erklärt er, ſich gefallen zu lafjen, daß die Stände 
durch Berordnete direkt mit den Gläubigern dag Arrangement 
treffen. Der Landtag lehnte die Forderung bes Biſchofs 
grundfäglic ab: einer fo ungewöhnlichen Belaftung jei das 
Land nicht gewachſen, auch wäre eine Derartige Hülfeleiſtung 
überhaupt im Stift unerhört und „unpreudhlid." In An⸗ 
erfennung der großen PVerdienfte Johanns um die Rechts⸗ 
pflege bewilligten ihm jedoch die Stände wenigſtens eine 
einfache Kirchſpielſchatzung; fie verwahrten fih aber aus- 

| 5 
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Drüdlich Dagegen, daß ein „Erempel und Conſequenz“ da- 
von genommen werde; für die weiteren bifchöflichen 
Schulden fünnten die anderen Stifter forgen, Münjter 
möge nicht mehr damit beläftigt werden. Das Arrangement 
mit den Gläubigern wurde dem Fürjten und feinen Hof- 
und Landräten überlaffen. Es follte in Geltung bleiben 
und die Gelder ausgezahlt werden, auch wenn der Bischof 
vorher jtürbe. 

Auf dem gleichen Landtage war auch die Hofgerichts- 
ordnung angenommen worden. Aus ihr ergaben fich ſehr 
bald neue Schwierigkeiten finanzieller Art. Johann ver- 
langte, daß die Befoldung der „Hofgerichtsperfonen” auf 
Landeskoſten erfolgen ſolle. Der Landtag hatte jedoch hier- 
zu wenig Zuft und beichloß trog aller Bemühungen 
der fürftlichen Räte, wenigftens in: diefem Punkte die Bro- 
pofition durchzufegen, am 6. Mai 1571: den adeligen 
Hofrichter müfje der Bischof unterhalten; für die beiden 
ordentlichen Beiliger wollten die Stände in den nächſten 
2 Kahren im Ganzen 2000 Thaler beifteuern, dann könne 
weiter überlegt werben. Der Abſchied war jedoch noch 
nicht bindend, da die Räte erklärten, erft die Zuftimmung 
ihres Herrn einholen zu müſſen. Diefer war ganz und 
gar nicht damit einverftanden. Ende Oftober fand daher ein 
neuer Landtag ftatt. Hier einigten fi) Fürſt und Stände 
dahin, daß der Pfenningmeifter in den nächſten 3 Jahren 
je 1000 Thaler für die Unterhaltung des Hofgerichts aus- 
zahlen follte, da das nicht genug wäre, fünne der Biſchof 
die Bieraccife, „jo F. ©. an underfchiedlichen Orten dieſes 
Stifts Münſter haben und empfangen, umb etwas, wie e8 
dann in der Stadt und Städten preuchlich und Herlommen, 
bejcheidentlich erhohen und an denen Orten, da bisher fein 
Aris geweſen (doch außerhalb da Capittel, Ritterfchaft, 
Stadt und Städte Yurisdiktion, Freiheit und Gebiet haben), 
nach obgemelter Gelegenheit in Krafft habender Regalien 
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eintregliche dafelbften anlegen;" der Ertrag follte dann für 
das Hofgericht verwandt werden.) In den nächften brei 
Jahren follten fih Fürſt und Stände einigen, auf welche 
fonftigen Einnahmen noch das Hofgericht bafiert werden 
Tönne. 


Damit fchien alles in bejter Ordnung. Aber nad) 
trägli machten ſich wieder Bedenfen auf Seiten der 
Stände geltend. Am 2. Juni 1572 war das Hofgericht 
„installiert“ worden, jedody nicht in der Hauptſtadt Münfter 
ſondern zu Horjtmar. Die wahrjcheinliche Erklärung für die 
legtere Thatjache giebt neben anderen Differenzen die Lands» 
tagspropofition vom 30. Juni 1572. Darin teilt Johann mit: 
Domkapitel und Stadt Münfter hätten „zu Behuf etlicher 
Heiner Fleden und anderen" von ihm Nachlaß der Acciſe vers 
langt, wodurch der größere Teil der Einnahme verloren 
gehen würde. Wovon folle dann aber das Hofgericht erhalten 
werden? Sehr energisch erklärte der Biſchof zum Schluffe, 
auf die einmal gutgeheißene Acciſe nur verzichten zu Tünnen, 
wenn er einen Erjag dafür erhalte. Auf der Rückſeite 
der Propofition fteht vielfagend: „Iſt kein Abſchied aufge- 
richtet, fondern verjchoben." Offenbar war eine Einigung 
nicht möglich gewefen. Man darf vielleicht zweifeln, ob 
das Motiv der ftändifchen Oppofition nur rein fachlicher 
Natur war; möglid ift au, daß fie durch die Xccife 
eine Stärkung der finanziellen Macht des Landesherrn 
vorausfahen, die ihnen gefährlich fchien. 

Ein für den 17. November angejagter neuer Landtag 
wurde in legter Stunde abgejagt, dafür jedoch auf den’ 
30. November ein Ausſchußtag verjchrieben; man hoffte 
bier wohl eher zu einer Verftändigung kommen zu können 
als auf der vielföpfigen Verfammlung der gemeinen Stände. 
Kapitel und Rat follten dazu einige aus ihrer Mitte depu- 


1) Das Konzept einer Accifeordnung liegt bei den Alten. 
5* 
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tieren; von der Ritterjchaft forderte Johann zwei Vertreter 
auf; dazu berief er dann feine fämmtlichen Näte.!) Auch 
jegt kam es nicht zu einer endgültigen Regelung. Diefe 
wurde bis zum nächſten Zandtage verſchoben; vorläufig 
jolte das Hofgeriht von den im Oftober 1571 bewilligten 
3000 Thalern eben. Johann mußte foweit nachgeben, daß 
er fürs erjte auf die Acciſe verzichtete. In wie fchlechter 
Finanzlage fi) Übrigens auch das Stift felbft damals be- 
fand, zeigt der Beichluß, daß der Pfenningmeifter 15000 
Thaler zur Bejtreitung der notwendigften Ausgaben auf- 
nehmen follte. 

Augenſcheinlich fanden im Anſchluß an diefen Tag noch 
weitere Beiprechungen von Biſchof, Räten und Ständen ftatt 
(über die Rechenkammer? ſ. u.). Denn auf dem Landtag im 
April 1573 ging die Einigung merkwürdig ſchnell vor ſich. Die 
Propofition ift vom 12. April datiert und verlangt zunächſt ein 
Gutachten, wie es mit dem Hofgericht zu halten fei; der 
Biſchof ſelbſt machte Diesmal feinen beftimmten Vorſchlag! Um 
den Pfenningmeijter endlich aus feiner ewigen Geldnot zu er⸗ 
Iöfen, empfahl Johann, mehrere Jahre Hintereinander 
Schagungen zu diefem Zwede auszufchreiben, da bie vor 
einem halben “Jahre aufgenommenen 15000 Thaler wenig 
genutzt Hätten. 

Schon Tags darauf, am 13. April, überreichte der 
Ausschuß feine „Bedenken“: die Stände follten für das 
Hofgeriht jährlih 1000 Thaler beiftenern, wogegen dann 
der Fürft die Accife fallen laſſen müſſe. Was die Stifts- 
ſchulden) betraf, jo wurde eine Verteilung auf die einzelnen 


1) Vertreter der Ritterſchaft: Erbmarſchall Morrien und Hermann 
Weiterholt zu Kappel; betr. die Räte vgl. I ©. 20 Anm. 1. 

?) Rad) einer am 13. April übergebenen Berechnung des Pfenning- 
meifterd betrugen die Schulden der Landfchaft: Summa Summarum ... 
Soldgulden und Thaler durcheinander gerechnet: „Ein maill hundert Seſtich 
ein dufent vyff hundert vertich achte Boltgl. und Daler Twyntich und 
drei Schillinge*. 
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Kirchfpiele befürwortet, die dann felbftändig nad) Vermögen 
die Abzahlung vornehmen Fünnten. 

Der Landtagsabjchied vom 17. April 1573 bewilligte 
die 1000 Thaler und bejtimmte, daß für ihre Aufbringung 
ein Kapital von 20000 Thalern zu dem üblichen Zinsfuß 
(50/0) angelegt werden ſolle. Zur Beichaffung dieſes Ka— 
pital8 wie zur Beſſerung der Geldverhältniffe der Land- 
ſchaft wurden drei neue Kirchfpielfchagungen für 1573, 74, 
75 bewilligt, worüber der Pfenningmeifter jährlich Rechnung 
legen follte. Der Bifchof verzichtete auf die Durchführung 
der Accife, behielt fich jedoch alle Rechte vor. Bemerkens⸗ 
wert ift neben der Entjcheidung Über die Landesfinanzen, 
die ung bier nicht intereffiert, daß die Stände, welche an- 
fangs dem Fürften die Unterhaltung des Hofgerichts ganz 
zufchieben wollten, ſich jegt zu einer fo verhältnismäßig 
hohen Bewilligung entſchloſſen haben: e8 muß ihnen doch 
fehr viel an der Befeitigung der Accife gelegen haben. 


8 2. Die Rechenkammerordnung von 1573. 


Bon den allgemeinen Tyinanzverhältniffen des Landes: 
herrn ift in den Landtagsakten nicht mehr die Rede feit 
jenem verunglüdten Verjuche Johanns im April 1570, Die 
Stände dafür zu intereffieren. Das erflärt fich dadurch, 
daß der Bifchof nunmehr auf einem anderen Wege zu einer 
dauernden Beſſerung zu gelangen ſuchte. Am A. März 
1573 wurde von Biſchof und Domkapitel eine „Rechen— 
kammerordnung“ unterfiegelt, die dem Landesherrn die Ver: 
waltung feiner Einkünfte aus der Hand nahm und einer 
tollegialifchen Behörde anvertraute, bei deren Bejegung und 
Thätigfeit dem Kapitel ein erheblicher Einfluß eingeräumt 
wurde. Die damit begründete Centralfinanzbehörde follte 
zugleich die Funktion eines Yinanzminifteriums und einer 
Rechnungsfammer erfüllen. Zum Vorbilde wurde die Fle- 
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vifche und die burgundifche Kammerordnung genommen.!) 
Berfaffer der neuen Ordnung war vielleiht der Kanzler 
Wilhelm Sted (vgl. II S 1). Wer den Anftoß zu der 
Reform gab, ift nicht nachweisbar; die Angabe in der Ein- 
leitung, der Biſchof hätte zunächft die Hof: und Landräte 
und erſt dann das Domkapitel zu Nate gezogen, würde 
dafür fprechen, daß Johann felbjt erkannt bat, wie un— 
haltbar feine Lage mit der Zeit wurde. Blieben doch fo- 
gar die fürftlichen Beamten ſchließlich ohne Gehalt; der 
Kredit des Fürjten war fo gänzlich untergraben, daß er 


ſeine eigenen Rentmeifter um Darlehen angehen mußte.?) 


Da ſcheint denn Johann, um den drohenden Ichimpflichen 
Bankerott zu vermeiden, freiwillig einen Zeil feiner Selb- 
ftändigteit geopfert zu haben. | 
Vom Landtage war nach feiner Haltung im April 
1570 nichts mehr zu erwarten. Eine Verjtändigung mit 
dem Domkapitel blieb der einzige Ausweg. Allerdings einen 
hohen Preis Hatte der Biſchof dafür zu zahlen, er mußte ſich 
eine weitgehende Befchneidung feiner bisherigen Finanzhoheit 
durch die neue Ordnung gefallen lafjen. Es hat den Anfchein, 
als ob Johann durch den Drud der Verhältniffe im Lauf 
der Verhandlungen weiter getrieben worden tft, als er an- 
fangs vorausfah oder beabfichtigte. Leider fehlen authen- 
tiſche Nachrichten über diefe Vorverhandlungen gänzlich. 
Wann der Gedanke, eine oberfte Behörde für die fürftlichen 


1) Das wird bei den Verhandlungen über die Ordnung der Regierung 
von 1588/89 ausdrüdlic erwähnt (f. u.) und ift faft ſelbſtverſtändlich. 

2) Im Bertrauen auf die Tugend des Bijchofe, die ihnen eine lange 
Regierung für ihn und Zeit für fih zur Schadloshaltung im Amte zu 
verheißen ſchien, verftanden ſich die Rentmeiſter troß der Warnungen des 
Domkapiteld zur Hergabe von Darlehen. Ald dann Johann ſchon 1574 
ftarb, verloren fie das nod) ausftehende Geld, da das Kapitel unter Hin- 
weis auf feine früheren Crllärungen die Anerkennung diefer Schulden 
verjagte. 
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Finanzen zu begründen, zuerjt hervortrat, willen wir eben: 
falls nit. Da in der Auseinanderfegung Johanns Über 
feine Finanzlage (April 1570) noch nichts davon erwähnt 
wird, darf man wohl annehmen, daß damals noch nicht 
daran gedacht wurde... Wohl aber könnte man als den 
Keim zu der Reform die Vollmacht anjehen, die auf dem— 
felben Landtage dem Fürften und feinen Hof- und Land: 
räten für das Schuldenarrangement gegeben wurde. Ber 
ftimmtes läßt jich darüber nicht feftitellen. 

Die Ordnung jelbft!) gliedert fi) in 3 Hauptabfchnitte. 
"Der erfte Handelt von der Einrichtung der für die Ver- 
waltung notwendigen Negifter und Bücher Über das fürft- 
lihe Vermögen, Einnahmen und Ausgaben und giebt allge- 
meine Vorschriften Über die Führung der Controlle und Auf- 
bewahrung der Gelder. Der zweite ftellt die Zufammenfegung 
der neuen Behörde feſt und erläutert die Pflichten und 
Kompetenzen der einzelnen Beamten und den Gelchäfts- 
gang. Der legte Teil regelt das Verhältnis des Landes» 
herrn zur Rechenkammer und enthält noch einige allgemeine 
Beitimmungen. 

Zur Einrichtung der Rechenkammer war zunächſt durd)- 
aus notwendig, die Aufftellung einer ganzen Anzahl von 
Berzeichniffen und Negiftern, die eine Überficht über die 
jährlihen Einnahmen und Ausgaben und damit die Grund- 
lage gewährten, um beides in ein richtige® Verhältnis zu 
bringen. Bor allem aber mußte dur) Fixierung der 
gegenwärtig zu Recht beftehenden Verhältniffe eine Sicherung 
gegen weitere Entfremdungen fürſtlichen Vermögens ge: 
gefchaffen werden. Diefen Zwecken dienten die folgenden 


1) Im Anhang wiedergegeben; dad Original ift in Pergament gebunden, 
befiegelt von Fürft und Domkapitel, die als gleichberechtigte Vertrag. 
ichließende erfcheinen, eigenhändig unterfchrieben von Johann von Hoya 
und dem fürftlichen Sekretär Tegeder. Münft. Hoffammer 1a. 
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Regiſter, wobei zu bemerken ift, daß allenthalben, wo es 
nötig, in ihnen auch Nachweifungen über die rechtliche 
en gegeben werden jollten. 

1. „Des Münjterifchen Stifts Dominii oder Hoheits⸗ 
buch“ follte ein Verzeichnis der Ämter mit ihren Grenzen, 
darin liegenden Städten, Ortjchaften, Herrſchaften u. |. w. 
enthalten mit möglichft genauen Angaben über die Hoheits- 
rechte. — In jedem Amt war fodann zu errichten: 

2. ein „Rentbuch des Amtes N.", enthaltend alle dem 
Fürften gehörigen Güter und nugbaren Hoheitsrechte inner: 
halb desfelben, mit Bemerkungen über Größe, Ertrag und 
dgl., gleichgültig in weſſen Händen fie fih zur Zeit be- 
fanden: Doch wurde noch bejonders angelegt: 

3. ein Buch Über „Des Herren Güter darumb Stritt 
oder Furderung ift," worin dann genauer auf die Rechts 
fragen eingegangen. werden ſollte. 

4. „Das Münſteriſch Lehenbuch“ jollte alle Güter 
u. |. mw. innerhalb und außerhalb des Stifts enthalten, die 
von dieſem zu Lehen gingen, mit Ungabe über den In— 
baber u. |. w. Auch hier wurde daneben für nötig erachtet, 

5. ein. „Buch der Zehen, darumb Forderung tft," an- 
zulegen. Außerdem waren aufzurichten: 

6. ein „Geiftlich Lehenbuch“ und 

7. ein „Buch der geijtlichen Zehen, darumb Strit oder 
Forderung tjt." 

8. Sollen alle weltlihen Brücdhten in ein befonderes 
Negifter eingetragen werden mit Angabe des Vergehens, 
der Art der Erhebung (ob auf richterliches Erkenntnis oder 
durch Polizeiverfügung). 

I. Ein bejonderes Buch enthält ferner den Ertrag der 
Siegelfammer und des geiftlihen und weltlichen Hofgerichts 
nach Abzug der Koſten. 

10. Schließlich iſt ein Inventar anzufertigen über 
Hausgerät, Geſchütz und ſonſtige Mobilien und Vorräte 
auf den fürſtlichen „Häuſern.“ 
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Ebenjo follen regelmäßig Zufammenftellungen über 
die jährlichen Ausgaben gemacht werben: - 

1. Ein Buch „Über des Herrn ordinari Penfionen, 
Beichwernuffe und Ausgänge" mit näherer Auskunft im 
Einzelnen. — Ferner joll für fid) gegeben werden: 

2. Eine Überfidht über Die ‚srbentiiggen Beamtenge- 
hälter;!) 

3. Ausgaben an „extraordinari Hofdiener oder Ar- 
beider,“ wobei befonders an allerlei Handwerker gedacht ift. 

4. Weiter fol von „Pfandquittung ordinari und 
extraordinari aud) .ein befonder Buch gehalten werben.“ 

5. Ein bejonderes Konto ijt au führen über die Wus- 
gaben für den Hofitaat. 

6. Schließlich ift noch für fi zu buchen, „was gu 
Beſchickungen der Reichs- und anderer Tägen und was 
weiter des Herrn wegen zu Erhaltung gebührender orbent- 
licher Regierung angewendet wird und uffgehet.“ 

Dazu follen noch Gegenregifter geführt werden, wie- 
viel, an wen, wann und durch wen Zahlung geleiftet 
worden. Alle Quittungen, Belegjtüde und fonftigen Akten 
find forgfältig zu regiftrieren. Alle alten Regiſter, Ur: 
funden u. |. w., des Fürſten und des Stifts Hoheit, Güter 
und dgl. betreffend, follen forgfältig copiert und die Ori- 
ginale nebjt einem NRegijter, defien Copie wie die erwähnte 
in der Rechenkammer verbleibt, in einer Truhe im Doms 
turm, „Da auch der Landſchaft Vorratgeld pflegt aufbewahrt 


1) Es werden da folgende Beamten, ale von der Rechentammer (d. 
b. vom Yürften) befoldet aufgezählt: „Hof. und Landräte, Droften, Offi⸗ 
ciere zu Hove, NRentmeifter und alle andere Amtd- und Hofdiener;” die 
„ſo dem Geiftlihen und weltlichen Hof- und andern Untergerichten wegen 
F. ©. vorftehen und gedienet ſein;“ aud; „der ordinari Advocaten, Pro- 
curatorn und Vorſprechen jährliche Bejoldung und Belohnung.” — Eine 
Zufammenftellung der Gehälter der Räte, Droften und Rentmeifter von 
Ende 1573 oder Anfang 1574 ift im Anhang wiedergegeben. 
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zu werden,“ niedergelegt werden oder in einem anderen 
„des Kapitels Gewelb.“ Bon den Schlüffeln bleibt der 
eine. in der Hand des: Fürften (bezw. der Rechenkammer) 
der andere in Verwahrung des Domtfapitels, das ſich, „wenn 
es die Notdurft erfordert, unmeigerlich mit der Befchließung 
erzeigen" fol. An derjelben Stelle follen niedergelegt werden 
das „Dominii oder Hoheitsbuch”, die „Rentbücher“ und bie 
Lehenbücdjer; auch davon werden aber Eopien in der Rechen- 
fammer: zurüdbehalten.  . 

Zur Einrichtung und Yortführung der Verwaltung 
werden zur Rechenkammer verordnet 5 oder 6 Hof- und 
Landräte. Unter ihnen ftehen der „Sandrentmeifter," der 
„Landſchreiber“ und 2 „Eundige Sekretarien oder Neben« 
fchreiber." Alle jollen möglihft aus dem Stift Münſter 
ftammen. Die Anftellung gejchieht mit Vorwiſſen des 
Domkapitel, dem fie mit beeidet werden und „mie ges 
wöhnlich" ein Neverfal geben. „Die Räte follen bei neuen 
oder ihren .gethanen Pflichten, die andern aber mittelft eines 
leiblichen Eids zu ihrem Ambt zugelafjen werden.“ 


Auch über bie Stellung und Kompetenz ber Beamten 
im Einzelnen find ausführlide Beftimmungen getroffen. 
Allerdings ift bei ben Räten über das BZahlenverhältnis 
der Hof- und Landräte zu einander feine Vorſchrift ge- 
geben.!) Yedenfalls Liegt das Schwergewicht bei den Hoj- 
räten. Denn abgefehen davon, daß diefe ſchon durch ihre 
größere Gefchäftstunde an fich im Vorteil waren, lag bei 
ihnen auch die Erledigung der laufenden Gejchäfte. Während 
nämlich von den Hofräten alle, mindejtens aber 2, ſtets 
bei Hofe bezw. am Site der Regierung ſich aufhalten 
follen, brauchen die Landräte nur 5 oder 6 mal im Jahr, 
bei Erledigung der wichtigften Sachen ſich einzufinden. Die 


1) über das thatfächliche Verhältnis ift zu vergleichen die Anmerkung 
auf Seite 80. 
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Leitung der Rechenfammer wird in der Ordnung nicht ein 
für alle Mal grundjäglich fejtgelegt, jondern der Fürſt ber 
hält jich vor, diefe wichtige Funktion ganz nach Gutdünken 
dem Manne feines Vertrauens zu Übertragen. Hier ift e8 
ihm alfo gelungen, durch Bejegung dieſes bedeutenden 
Poftens wenigjtens indirekt bei: der Geſchäftsführung ein 
Wort mitzureden. 

Bei allen Berhandlungen der Rechenfammer. giebt die 
Mehrheit den Ausschlag; doch müſſen bei wichtigen Sachen 
die Räte möglichit alle, jedenfalls in ihrer Mehrzahl an- 
wejend fein. Was aber „Löſungen oder Befreiungen aud) 
Berpfändung oder Verbeutung und Alienation des Herrn 
Güter, oder da ichtwas mit Recht eingefurdert werben fol, 
betreffen thut,” das foll nicht ohne des Fürjten oder, wenn 
nötig, des Domkapitels „Vorwiſſen und Conſens“ ent- 
fchieden werden. Schriftjtüde aus der Rechenkammer gehen 
unter fürftlihem Siegel und werden unterzeichnet vom 
Fürſten oder den Räten und dem Landjchreiber bezw. einem 
Sekretär. | 

Zu den Amtspflichten der Räte gehört zunächſt ein- 
mal, daß fie die oben erwähnten Bücher anfertigen lafjen 
und auf die allgemeine Befolgung der Vorfchriften der 
Ordnung achten; bejonders wird ihnen die Sorge für 
eine geordnete NRegijtratur und die gebührliche Expedition 
der Schriften empfohlen. Ihre Hauptaufgabe aber it, 
die fürftlihen Einkünfte zu überwachen, zu erhalten und, 
wo irgend möglich, zu jteigern; jedoch „bejcheidentlich 
und mit Zügen.” Um das zu erleichtern, wird feitge- 
jegt, daß die Verpachtungen, bei denen Die Räte be- 
fondere Gelegenheit haben, fich in der angegebenen Weiſe 
zu bethätigen, nie auf länger als 6 oder 12 Jahre er- 
folgen follen. Ebenfo wird ihnen empfohlen, den Verkauf 
nicht verwendbarer Naturalien nur bei hohen und den Ein- 
fauf für die Hofhaltung bei niedrigen Marktpreifen vor- 
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zunehmen. Über die „Dienfte" ift eine Ordnung zu er- 
lafjen, damit der Fürft möglichft großen Nuten aus ihnen 
ziehe und fie den Hausleuten und Köttern weniger Bes 
ſchwerung brächten. In derſelben Richtung liegt ſchließlich 
der Auftrag, die Beſtallungen der Beamten darauf zu 
prüfen, ob auch Niemand zu viel bekommt; oder zu wenig, 
wird zur Beruhigung Hinzugefügt. Auch ſoll diefe Reviſion, 
wie billig, nur beim Wechfel der Inhaber der Beftallung 
unternommen werben. Überhaupt wird bei jeder Gelegen- 
heit die Mahnung erhoben, „ohne jemand ungebührlichs 
Verkürzung" zu verfahren. 


Die widhtigfte Aufgabe der Räte ift vor allem die 
Abnahme der Generalrechnung des Land- und der Amts: 
rentmeifter, die alljährlich im Beiſein von Verorbneten des 
Domtapitels vor fih geht. Zuerſt um Michaelis kommen 
die Amtsrentmeifter an die Reihe; wenn dieſe ihre Über: 
Ihüffe zugleih mit ihren Rechnungen abgeliefert haben, 
legt um Deartini der Landrentmeifter feine Bücher vor, Die 
dann alfo einen Gejammtüberblid des Testen Nechnungs- 
jahres geftatten. Um die Nentmeifter zu einer ordnung: 
mäßigen Verrechnung anzuleiten, jollen ihnen die Räte ein 
Schema zuiftellen.!) In der Rechnung dürfen feine Ge— 
neralpoften geduldet werden, vielmehr foll auf Speziali- 
fierung gehalten werden, wobei für jeden Punkt die Nach— 
weise beiliegen müſſen. Zum Schluß erhalten die Rent— 
meifter Quittung, die auch von den Verorbneten des Dom- 
kapitels unterzeichnet wird, jedoch nicht eher erfolgt, als 
bis die Neftanten erlegt find. Über die Einftellung ber 
Nefter in die Rechnung des folgenden Jahres beftimmt die 


1) Dem entſpricht die eingehende „Inſtruktion und Ordnung, wonach 
die Nentmeifter des Stifte Münfter in ihren jährlichen Rechenſchaften fich 
zu erzeigen und zu richten haben” d. d. !12, Auguft 1575; Original: 
Münſt. Hofl. 1b. 
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in der Anmerkung erwähnte „Inſtruktion“ unter dem Titel 
„Schult vom vorigen Jahr:“ „Was auch fie, die Nent- 
meijter, jedes Jahres in der Rechenschaft fchuldig plieben, 
jollen fie in künftiger negftfolgender Rechenſchafft jolichen 
ſchuldigen Reſt under einem befondern Titull nad) dem 
‚ungewijjen Einfommen‘ jedes Orts bey jeder Sorten des 
Korns, Gelts oder anderes Einkomens jegen und berechnen." 

Endlich jollen die Räte auf Befolgung der Hofordnnung 
Acht geben und ſich täglichen und wöchentlichen Bericht 
aus Küche und Seller geben laſſen und eventuell Unord- 
nungen abjtellen. Sorge der Räte ift es auch, daß alle 
fürftlihen Beamten, die ihr Gehalt aus ber Nechen- 
fammer beziehen, vechtzeitig befriedigt werben. 

Der Landrentmeifter verwaltet die Kaffe. Er darf 
die Einkünfte nur in Gegenwart des Landfchreibers oder 
eines der Räte oder Sefretarien einziehen, hat dem Ein- 
lieferer Quittung und an die Nechenfanımer eine Rekog— 
nition auszuftellen. Um Martini bat er dann vor den 
Näten und den Verorbnieten des Domkapitels feine Rechnung 
abzulegen; alle Ausgaben müſſen durch ſchriftlichen von 
den Räten der Rechenfammer und dem Landfchreiber unter- 
zeichneten Befehl, ohne den nie eine Zahlung geleiftet werden 
darf, und durch eine Quittung des Empfängers belegt 
werden; die Entlaftung erfolgt dann in der oben ange 
gebenen Weife. Bejonders eingefhärft wird dem Lanb- 
ventmeijter, „des Herrn Geld zu feinem Nutz nit" zu „ber- 
wenden,” jondern e8 beifammen zu halten, damit e8 jeder- 
zeit verfügbar ſei. Schließlich ſoll er ſich zu Belichtigung 
der Güter, Einkauf für den Hof und dgl. willig verfchiden 
lofjen und auch fonjt den Räten gehorjamen, wogegen ihm 
zugefichert wird, daß er „Darüber von dem Fürſten noch 
jemand anders ungebuhrlich nit befchwert werden" foll. 

Der Landfchreiber Hat die Regiftratur unter ſich, führt 
Brotofol über die Verhandlungen der Räte, fertigt die 
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Schriften, prüft fie eventuell nach und unterjchreibt fie. 
Sodann führt er Über alles, was von Seiten der Nent- 
meifter einzuliefern ift, ein Gegenregiſter, das nad) der 
Abrechnung in die Regiftratur geht. Zu dem Zwecke werden 
den Amtsrentmeijtern durch die Räte 2 Termine im Jahre 
zur Einziehung der „Brüchten" vorgefchrieben, zu denen 
dann der Landfchreiber erfcheint. Auch im Übrigen bat 
diefer fich zu Verſchickungen im Intereſſe der Rechenkammer 
willig zu erzeigen. Er wird dann während feiner Ab- 
wefenheit vertreten durch einen der beiden Sefretarien oder 
Nebenschreiber, die ihm überhaupt als Gehülfen zur Seite 
ftehen und die Schreibereien beforgen. Alle find natürlich 
zur Amtsverichwiegenheit verpflichtet. 

Wie weitgehende Zugejtändniffe Johann dem Dom— 
fapitel machen mußte, zeigt die Regelung der Stellung des 
Zandesherrn zur Rechenkammer. Allgemein wird zunächſt 
feftgejegt, daß der Fürft fein Deputat jährlich auf NR.-Tag 
in feine Kammer geliefert erhält. Eine nähere Beitimmung 
des Termins war für jegt noch nicht nötig, weil vorläufig 
der Biſchof perfünlich überhaupt nichts in die Hand be- 
fommt, bis die Finanzen wieder leidlich in Ordnung find; 
dann erft joll er fich feines „Deputats' halben gnädiglich er- 
Mären." Inzwiſchen müſſen alle Ausgaben für die Regierung 
mit ihren Anhängen und den Hofftaat direft aus ber 
Nechenfammer beglihen und von dem Reſt möglichit 
Schulden getilgt werden. Der Fürſt hat ſich bis zur Ge⸗ 
fundung ber Finanzen jeglicher Einwirkung auf die Ver—⸗ 
waltung feiner Einkünfte zu enthalten. Ein Befehl in 
diefer Richtung, „Da uber Zuverficht hiewider ichtwas bei 
% F. Gn. erpraftiziert oder ausbracht wurde,“ joll als 
nicht geſchehen betrachtet „und dadurch Fein Ungnad und 
Undant, fonder vielmehr Ehr und Ruhm verdient werden.“ 
Alle Verſchreibungen und VBerfegungen dürfen dement- 
ſprechend, wenn dgl. notwendig, nur durch die Rechenkammer 
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und ihre Räte gefchehen. Nur die geijtlichen Güter und 
Ämter ftehen unter freier Verfügung des Fürſten; doch 
müffen Beftallung und Brovifion oder Collation aus der 
Rechenkammer gefertigt werden. Der Fürſt hat das Recht, 
alle Jahre (oder auch 2 oder 3), nachdem die Rentmeiſter 
ihre Rechnungen abgeliefert, in Perſon oder durch Ver: 
ordnete von der Kammer Rechenschaft entgegenzunehmen 
wobei fümmtlihe Kammerräte und bie Verordneten des 
Domlapitel3 anweſend zu fein haben; trifft er dabei auf 
Unordnungen oder Übelftände, fo kann er ihre Abftellung 
befehlen. Was dann noch an Geld in der Rechentammer 
vorhanden ift und nicht für NRegierimg und Hofftaat oder 
Tilgung der dringendften Schulden gebraucht wird, darf er 
für fi) einfordern und nach Gutdünken verwenden.!) Doch 
verpflichtet er fich, der Zurüdlegung eines Notpfennigs zu 
jeinem und des Landes Beten nicht entgegen zu fein. 
Übrigens fteht diefe Neferve ihm jederzeit zur Verfügung. 
Fälle, die nicht in der Ordnung vorgefehen find, werden 
mit Vorwiſſen und Bewilligung des Fürften durch die Näte 
entjchieden und. als Ergänzung zu der Ordnung vegiftriert. 
Weiter wird bejtimmt: „Der. Herr jol und. will die. Per- 
jonen der Rechenkammer einen jeden bei feinem Amt rub- 
wig lafjen, dieje rang halten Bi au niernandt 
befchweren.“ 

Das Domtlapitel ift berechtigt, ebenfalls auf die Be- 
achtung der Vorſchriften der Ordnung zu fehen, und übt 
bei einer Sedisvakanz die Nechte des Landesherrn. Schließ- 
lich wird den Beamten eine loyale Auslegung der Ordnung 
zugefichert und dem Domkapitel vorbehalten, daß fie ihm 


1) Vorläufig hat diefe Beftimmung wenig Bedeutung. Denn daß fich 
in der nächften Zeit Überfchüffe ergeben würden, ift wenig wahrjcheinlich ; 
prinzipiell ift fie troß der folgenden Einſchränkung für den Bifchof ſehr 
wichtig. 
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nicht an aufgerichteter Kapitulation eder altem Herkommen 
nachteilig fein ſolle. 

BZunächft wurde der ganze Fortſchritt, den die Kammer— 
ordnung bedeutete, noch in Frage geftellt, weil der Geld- 
verlegenheiten fo viele und die vorhandenen Mittel jo ge- 
ringe waren, daß die Einrichtung der neuen Behörde nicht 
möglih war. Johann mußte fi) wieder an das Dome 
fapitel wenden, damit es ihm nun auch zur Durchführung 
der von ihm mit zu Stande gebrachten Reform helfe. Das 
Kapitel ‚gejtattete dem Biſchof auch die Aufnahme von 
6000 guten Thalern auf die Tafelgüter und ftellte Die 
Schuld durch Mitbefiegelung ficher. Die Rückzahlung jollte 
in 6 Jahresraten zu 1000 Thaler geſchehen. Für den Fall, 
Daß diejelbe einmal unterbleiben follte, wurden dem Dom- 
fapitel die meiteltgehenden Befugniffe auf Beſchlagnahme 
ber fürftlichen Einkünfte zur Einlöfung feines Siegels ge- 
geben.!) Hierauf fcheint dann die Rechenkammer ohne 
weitere Schwierigkeiten ihre Thätigkeit Auigenauiinen zu 
haben. 

Was die Bedeutung der Neuordnung im Ganzen an- 
langt, jo ift Diefe für die Entwidelung der modernen Ver⸗ 





1) Nachricht über diefe ganze Yinanzeperstion giebt ein mehrfach 
forrigierted und ergänzted Konzept der Urkunde, die Johann und bie 
Räte der Rechenfammer dem Domkapitel hierüber ausftellten ; es ift einem 
Kopiar aus der Zeit Johanna beigeheftet (M. Landtagsaften 156667) 
und ift datiert vom 28. Juli 1573. Das Original fand ſich fpäter: 
Zurftent. Münfter Urt, 3806. Als Räte der Rechenkammer werben ge- 
naunt: Wilhelm Sted, Kanzler; Hermann von Diepenbrod, Domſcholaſter; 
Melchior von Buren, Domtellner; Heidenreih Drofte, zu Horſtmar und 
Ahaus Droft; Hofmarſchall Hermann von Velen, Droft zu Bevergern und 
Emsland; Ludwig von Raesfeld, Droft zu Wolbeck und Saſſenberg. Da- 
von find die beiden Domherrn Landräte, die anderen 4 Hofräte. Mit 
Ausnahme von Buren und Drofte gehören fie alle von 1574 ab dem 
Regierungstollegium an (vgl. Abſchn. I). Stel hat den Vorſitz in der 
Kammer. 
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waltung im Bistum von einfchneidender Wichtigkeit. End⸗ 
ih gab es nun eine wirkliche Centralbehörde mit kollegialer 
Berfaffung für einen Hauptzweig ber inneren Gejchäfte; 
es waren feſte Prinzipien aufgeftellt, die im Wefentlichen 
die Finanzverwaltung den Schwankungen des täglichen 
politifchen Lebens entzogen. Wenn auch ein Wechjel in 
der Regierung eintrat oder, wie gerade in den nächſten 
Beiten, eine längere Sedisvafanz ftattfand, durch die Rechen- 
fammer war doch eine gewiſſe Continuität gemwährleijtet. 

Allerdings auf der anderen Seite ſteht diefem Vorteil 
gegenüber eine jehr jtarfe Zurüddrängung des Iandesherr- 
lichen Einfluffes; der Bifchof wurde fozufagen unter Ku- 
rvatel der NRechenfammer und des Kapitels geftellt. Aber 
bei Johanns lebensluftiger Perſönlichkeit war das auch ab- 
folut notwendig; jcheint es doch, als ob er die erwähnten 
Seldgefchäfte mit den Rentmeiſtern noch weiter fortgejegt 
hätte. Und es darf nicht überfehen werden, daß die eigent- 
lich demütigenden, neuen Beitimmungen über die Stellung 
des Landesheren zur Rechenkammer ihre Kraft verloren, 
wenn erjt wieder einige Ordnung in die Finanzen kam. 
Auf Grund der ihm dann zuftehenden Rechte konnte 
der Biſchof die Nechenfammer durchaus in feine Hand 
befommen. Freilich konnte das Domlapitel nie ganz bei 
Seite gefchoben werben, das wäre aber auch bei feiner 
Stellung als „Erbherr" des Stift neben dem lebens— 
länglich regierenden Herrn widerfinnig geweſen. “Das Ver— 
hältnis zwiſchen Kapitel und Biſchof entfpricht etwa dem 
zwifchen der Geſammtfamilie und dem Majoratsherrn, nur 
daß die Rage durch das Wahlrecht des Kapitels noch et- 
was zu deſſen Gunſten verjchoben wird. 


8 3. Die weitere Entwidelung der Behörde bis 1650. 


Nach dem Tode des Fürftbifchofs Johann blieb das Stift 
zunächft 6 Jahre lang ohne Landesherrn. Daher übernahm 
6 
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ein Kollegium von Räten unter Oberauflicht des Kapitels 
die Leitung der Regierungsgefchäfte im Allgemeinen wie 
in der Rechenkammer. Ob diejenigen Kammerräte, welche 
dem neuen Regierungstollegium nicht angehörten, in ihrer 
bisherigen Stellung zur Rechenfammer verblieben, ift nicht 
ganz Har. Diefe unterftand aber auch weiterhin der Lei— 
tung des Kanzlers Sted bis zu deſſen Tode im Frühjahr 
1581. Mittlerweile war 1580 Johann Wilhelm mit der 
vorläufigen Adminiftration betraut worden. Bei den Be— 
ratungen über die Stellung, die er in der Verwaltung ein- 
nehmen jollte, war ein Hauptjtreitpunft zwijchen ihm und 
dem Kapitel da8 Verhältnis zur Rechenkammer. Das 
Kapitel wollte dem Aominiftrator an den Quatembern eine 
beftimmte (nicht näher angegebene) Summe aus der Nechen- 
fammer zufommen lafjen, auch erklärte es fich bereit, über 
eventuelle Veränderungen des Perſonals mit fi) reden zu 
laffen: „Aber alle Secreta der Rechen-Cammerſachen 
Frembden in die Hande fommen zu laßen, deßgleichen die 
Rechnungen auß der Rechencammer an andern Hrtern 
folgen zu laſſen, jei umb etliche und velliht weinig Jaer 
willen bedendlich, wie dan die Vorfahren fi fonderlich 
laſſen angelegen fein, diefes Stiffg Rechenfchafften in ander 
Hände nit kommen zu laſſen.“1) Das Kapitel weigerte fich 
aus diefen Gründen, dem Adminiſtrator die Teilnahme an 
den Sitzungen der NRechenfammer u. ſ. w. zu geftatten. 
Johann Wilhelm erklärte feinerjeits, die Negierung nicht 
übernehmen zu fünnen, wenn er nit Einblid in die Fi- 
nanzen erhalte. Schließlich mußte das Kapitel nachgeben 
und Johann Wilhelm nebjt feinem Hofmeifter v. d. Horjt, der 


1) So äußert fi) dad Kapitel gegenüber den Statthaltern, dagegen 
war ed fehr geneigt, dem Adminiftrator zu geftatten, die Koften der Hof- 
haltung aus eigener Tafche zu beftreiten; Johann Wilhelm lehnte die Ehre 
aber ab. 
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jedoch exit in Beftallung des Stifts eintrat, zur Nechen- 
fammer zulaffen. Ym. Übrigen kam bei diefer Gelegenheit 
die ganze Finanzlage zur Sprade. Wir fehen dabei, daß 
diefe wenig günftig war; noch immer zahlte man an 
den anerkannten Schulden von Bilhof Johanns Zeit.!) 
Dazu kamen Schwierigkeiten mit den Nentmeiftern. “Diefe 
jtellten ihre gegen den Willen des Kapitel8 an Yohann 
gegebenen Vorſchüſſe immer wieder in Rechnung, worauf 
das Kapitel ſich nicht einlaffen wollte. Es jchärfte den 
Räten ftets von Neuem ein, derartige Poſten in den 
Rechnungen nicht paſſieren zu laffen, und fcheint feine An- 
fhauung bier wenigitens voll zur Geltung gebracht zu 
haben; jedenfall3 wird fpäter der „Schulden Biſchof Johans 
jel." nicht mehr Erwähnung gethan. 


Bei Übernahme der Regierung durch Ernft von Baiern 
(1588/89) kam es zu ähnlichen Reibungen wie 1581/82. 
Erſt nad) langem Hin und Her wurde feinem Vertreter 
Propft Sropper gegen Leiſtung eines Eides Einblid in die 
Finanzverwaltung geftattet, um feinen Herrn zu informieren. 
Die Kammerordnung blieb im Wefentlichen bejtehen. Ein 
Berjuch des Domkapitels, fich eine formell noch mehr neben 
dem Fürſten befindliche Pofition gegenüber der Kammer zu 
Ichaffen, indem es verlangte, daß die NRentmeijter u. |. w. 
bei der Vorlegung ihrer Rechnung ein Duplilat für das 


1) Einige Zufammenftellungen über die Höhe der Torderungen, die 
nad) dem Tode Johanns "bei dem Kapitel angemeldet wurden, finden fich 
Manuffr. VI;,. . Unter den Gläubigern befinden ſich die verjchiedenften 
Stände: von der armen Bürgeröwittwe aus Danzig, die in beweglichen 
Worten jchildert, wie ihre Heine Forderung ihr einziger Beſitz ei, bis zu 
den großen Yuggern, denen in der damaligen Kriſe ihres Haufes die an 
Sohann gelichenen Taufende jehr gefehlt haben mögen. Das Domkapitel 
weigerte die Übernahme der Erbichaft und erflärte, nur für diejenigen 
Schulden aufkommen zu könuen, die mit feiner Zuftimmung tontrahiert 
worden feien. 


6* 
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Kapitel beigeben follten, fcheiterte an der Seftigfeit des 
Kurfürften, der darin eine bedenflihde Erweiterung des 
fapitularifchen Einfluffes Jah. Dagegen behaupteten die 
Statthalter, daß einige Beitimmungen der Ordnung jebt 
nicht durchführbar feien, da diefe in Friedenszeiten und 
nad) dem Mufter der Klevifchen und Burgundiichen unter 
zu geringer Berüdfichtigung der berechtigten Eigentümlich- 
feiten des Bistums verfaßt fei. Worauf fich diefer Tadel 
bezog, jagt das Protofoll nicht; erwähnt wird nur einmal 
im Verlauf der Verhandlungen (im Juni 1589), daß Die 
Vorſchriften über die Grenzregulierung und dgl. fich nicht 
erfüllen ließen, was bei den friegerifchen Zeitläufen ja 
einleuchtet. Der Kurfürſt verſprach denn auch, die Um: 
jtände nach Billigfeit zu berüclichtigen und Nachſicht zu 
üben. 

Bei der Beurteilung der Erfolge der Rechenfammer 
darf nicht vergeffen werden, daß bis zum Ende unjerer 
Periode augenfcheinlich die ſämmtlichen Räte des Regierungs— 
follegiums einfach zugleih das Kollegium der Nechen- 
fammerräte bildeten, wie in der „Regierungs- und Kanzlei» 
ordnung von 1605" Deutlich. hervortritt.!) Sie bejtimmt, 
daß an bejtimmten Tagen der Woche (Dienstag, Donnerstag, 
Sonnabend) die Räte jih Nachmittags in die Rechenfammer 
zu verfügen und unter Zuziehung des Landrentmeiſters und 
der anderen Beamten die dortigen Gejchäfte zu erledigen 
haben. Wahrjcheinlich Hat fich jpäter allerdings (1620—30 
etwa) die Gewohnheit herausgebildet, daß von den beiden 
gelehrten Räten der eine in der Kanzlei, der andere in 
erster Linie in der Rechenkammer thätig war. Die unteren 
Stellen blieben in der anfänglichen Weiſe beſtehen. Nur 
wurde dem Landſchreiber die Regiftratur abgenommen und 
einem bejonderen Kammerregiftrator übergeben. Die ge- 


1) gl. Abſchn. II und die Abfchrift im Anhang. 
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wöhnlichen Schreiber wurden meift ſowohl von der Kanzlei 
wie von der Rechenfammer aus nad) Bedürfnis in Anſpruch 
genommen. | 

Ende der 30er Jahre kam es dann noch einmal über 
eine Prinzipienfrage zu einem fcharfen Konflikt des Biſchofs 
und feiner Räte mit dem Domkapitel. Diejes weigerte fich, 
Dieth. Hermann von Merveldt, Droften zu Wolbed und 
feit 1629 adeligen Rat, den Ferdinand zum Kanzler er: 
nannt hatte, zur Rechenfammer zuzulaffen,t) mit der Be: 
gründung, daß Niemand Droft und zugleich Mitglied der 
Rechenkammer fein könne. Sach lich Tann man dem Ka 
pitel nicht Unrecht geben: e8 ging nicht an, daß. jemand 
als Rat der Rechenfammer an der Prüfung feiner eigenen 
Rechnung als Droft teilnahm; formell aber mar fein 
Berlangen, daß Merveldt eines der beiden Ämter nieder 
lege, ungeredhtfertigt, da fie) weder in der Kammerorönung 
noch fonft eine dahinzielende Bejtimmung findet, thatſächlich 
auch gegen den Grundfag verjtogen worden war, ohne daß 
das Kapitel Widerfpruch erhoben hätte (vgl. oben ©. 80 
Anm. die Lifte der erjten Kammerräte von. 1573). Dem: 
gemäß einigte man fich denn auch: Merveldt behielt. feine 
Würden, doch follte er verpflichtet fein abzutreten, wenn 
in der Kammer Sadhen aus feinem Amte vorfämen.?) Dem 
Domkapitel wurde für die Zukunft Befolgung feines Grund» 
ſatzes zugefichert. Für die Dauer feitgelegt wurde das ſpäter 
in der Kapitulation Chriftoph Bernhards von Galen: „Sollen 
bernegft von Uns ohne Borwilfens Unſers Thumbcapitulß 
feine Droften zu Cammer-Directoren oder -Mhäten, wie 


1) Bor feiner Ernennung zum Kanzler hatte aljo Merveldt dem 
Rechenfammerfollegium nicht angehört; es fielen darnad) diefed und dad 
Regierungsfollegium nicht ftetd vollftändig zufammen. — Die Alten über 
den Streit liegen Münft. Landesarchiv 436 b. 

2) Dazu wäre Merveldt nach Art. 24 der Regierungd-Artifel (vgl, 
Anhang) jowiefo verbunden gewefen. 
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dan auch der Cantzler und adliche Rhäte zu Feine Droften 
angenohmmen und bejtellet . . . werden." Syn derjelben 
Kapitulation ift auch die alte Forderung des Domkapitels 
betr. die Einlieferung eines Duplifats der Rentmeijter- 
rehnungen für das Kapitel durchgeſetzt. 


8 4. Die Thätigkeit der Rechenkammer bis 1650. 


Die Wirkfamfeit der Rechenkammer wurde erheblich 
erichwert durch die Kriegswirren der nächſten 80 Jahre, 
die auch das Bistum Münfter fehr ftark in Mitleidenschaft 
zogen. Der allgemeine wirtjchaftliche Niedergang des Landes 
hatte auch eine Minderung der Einkünfte zur Folge, die 
in die Kaffe der Rechenkammer floffen. Die Unficherheit 
der Lage und die inneren PBarteigegenfäge, bei denen es 
fih um die Frage handelte, wer künftig Herr im Stift fein 
jollte, zogen die Aufmerkſamkeit der leitenden Perfonen von . 
den reinen Verwaltungsgejchäften ab. So erklärt es fich, 
baß 1595 und 1616, 3. T. fogar noch 1627 ſehr merk— 
würdige Gepflogenheiten bei den Drojten und Rentmeiftern 
herrſchten.) Die Beamten in den einzelnen Amtern (meift 
waren wohl die Rentmeiſter die Sünder) fcheinen die Ord- 
nung von 1573 als einen Eingriff in die herkömmliche 
Gewohnheit der Ausbeutung des Herrn durch die Diener 
betrachtet zu haben; ſie fuchten gegenüber der verjchärften 
Auffiht duch die Rechenkammer mittelft aller möglichen 
Kniffe einer unehrlichen Verwaltung und Buchführung zu 
ihrem „Nechte" zu kommen. Am häufigſten findet fich: 
billiges Überlaffen von Pachtungen an Verwandte und 
Freunde oder Leute, die ſich als folche erzeigten; Anrechnung 


1) Die folgenden Angaben gehen auf die weiter unten im Zerte er- 
wähnten 3 Schriftſtücke aus den genannten Jahren zurüd; Münft. Hof. 
fanmer 1b. 
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und Einbehaltung von Penftonen längjt Verftorbener; über: 
mäßig hohe Kostenrechnung für Ergänzung des Inventars 
(jehr beliebt waren zu diefem Zwecke die Glasfcheiben in den 
fürftlichen Häufern) und bei „Dienftreifen;" und dgl. mehr. 
Freilich dürfen wir an diefe Leute nicht die hohen fittlichen 
Anforderungen stellen, die wir heute gewohnt find in einem 
gefunden Staatswejen erfüllt zu fehen. Sehr bezeichnend 
für die damaligen Anfchauungen ift, daß es als jelbjtver- 
ftändlich betrachtet wurde, wenn der Unterthan, der etwas 
von einer Behörde verlangte, den Eifer der Beamten durch 
Heine oder große Geſchenke anzufpornen ſuchte (vgl. den 
Sa über die Zechereien in der Kanzlei IT SA. Wo 
hörte da die erlaubte Gefälligfeit auf und fing die Bes 
ftehung an? Das forderte Die Beamten geradezu heraus, 
durch eine weitherzige Auslegung jich für ihre Verlufte zu 
entfchädigen. Und e8 mag wohl vorgefommen fein, daß 
Droft und Rentmeifter aus dem Amte nicht einmal ihr 
eigenes Gehalt in diefen ſchlimmen Zeiten herausmwirtichaften 
fonnten; Dabei litten fie noch ebenjo wie jeder Privatmann 
unter den Brandfchagungen der SKriegführenden. Bei der 
herrſchenden Naturalwirtichaft lag dann die Verſuchung 
nahe, in bejjeren fahren durch allerlei Kunftgriffe auch das 
außerhalb der amtlichen Xhätigkeit Verlorene wieder ein- 
zubringen. Anfäge zur Beſſerung diefer Zuftände finden 
fih in einer „KRurfürftl. Erklärung auf Die Bejchwerniife 
der Münjterifchen Abgejandten" vom 14. Oktober 1595. 
Zunädft wird im Allgemeinen zu befferer Beachtung der 
Kammerordnung gemahnt. Dann wird im Einzelnen ver- 
fügt, daß wegen Mißbrauchs durch die Amtsrentmeifter die 
Verpachtungen nunmehr diefen ganz aus der Hand ge- 
nommen und durch den Landrentmeiſter ausgeführt werden 
ſollen. Weiterhin joll diefer die Droften und Amtsrent- 
meijter über die „Reſtanten“ eidlich vernehmen, ein Verzeichnis 
davon anfertigen, den Schuldnern Termine zur Zahlung 
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fegen und an den Kurfürften eine „klare Dejignation“ 
liefern. Ferner follen die „Dienste aufgezeichnet werden, 
da diefelben infolge der Abweſenheit des Herrn in Abgang 
zu geraten drohten; die Eintreibung wird gleichfalls dem 
Zandrentmeifter aufgetragen, defjen Geſchäftskreis ſich aljo 
auf Koften ber Iofalen Behörden nach verjchiedenen Rich⸗ 
tungen erweitert.!) Gleichzeitig wird die Anjtellung eines 
neuen Sefretärs für nötig erachtet, der befonders die Pro- 
tofolle führen foll. 

Ob diefer Berfuh zur Durchführung der durch die 
Kammerordnung angejtrebten Ziele großen Erfolg gehabt 
bat, ift die Frage. Wenigſtens das „Memoriale" Kurfürft 
Ferdinands an die Kammerräte (d. d. Thomisjtein 1616 
Juli 13) zählt von Neuem in 27 Xrtifeln die einzelnen 
Mipftände in der Kammerordnung auf und giebt Anord- 
nungen zu ihrer Beilerung. Eingangs wird den Näten 
aufgetragen, alle Ländereien vernieffen und das Ergebnis 
ſamt Mitteilungen über ihren Ertrag aufzeichnen zu lafjen; 
ebenfo ſoll über die Einkünfte der einzelnen Zollſtellen be- 
richtet werden. Dann folgt ein wahres Sündenregijter 
der Droften und Amtsrentmeifter, das ein fehr trübes Licht 
auf die Ehrlichkeit diefer Beamten wirft. Unterjchlagung 
von Einkünften, Bejoldung von Unterbeamten, die that- 
fählich nur im Privatdienfte des Droften gebraucht werden, 
auf Koften des Bifchofs, Nachläffigkeit und Saumfeligteit 
bei Ausführung von Befehlen u. a. m. wird den Leuten 
vorgeworfen. Das Memorial beruht augenscheinlich auf 
einer jehr gründlichen Kenntnis der Verhältniffe,?) da es 


1) Anfang der 90er Jahre beflagten fich die Räte, daß der Churfürft 
dem legten verftorbenen Landrentmeifter eine zu jelbjtändige Stellung ge- 
geben habe; d. h. in diefem alle gegenüber den Räten. 

9) Vermutlich ift das Memorial eine Frucht der Reife, die Terdinand 
bald nad; feinem Regierungsantritt durch die Amter des Stifts unternahm; 
vgl. Keller a. a. O. III. 
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ſich nicht mit allgemeinen Ausftellungen begnügt, fondern 
überall auf bie in den einzelnen Ämtern eingeriffenen. Übel: 
ftände hinweiſt und die Näte zum Einfchreiten und zur 
Unterfuhung verdädtiger Punkte ermahnt. 

Vermutli mit diefem „Memopriale" hängt es zu— 
fammen, daß ein Jahr ſpäter am 10 Juli 1617 die Di- 
reftion der Rechenkammer dem Vizekanzler Weidenfeld wegen 
Überlaftung mit anderweitigen Gefchäften abgenommen und 
dem fpäteren Kanzler Johann von Wejterholt anvertraut 
wurde;1) vielleicht fiel dabei auch ins Gewicht, daß Weiter: 
holt den Amtsdroſten gegenüber, die alle dem Landesadel 
angehörten, als Standesgenosje energifcher auftreten konnte 
als der bürgerliche Weidenfeld. 


Nochmals erging dann 10 Jahre fpäter (d. d. Bonn 
18. April 1627) ein fürftliches „Memoriale an Unfere 
Münjteriihen Kammerräte," in dem ihnen aufgetragen 
ward, die Rentmeiſter, die fich vielfach über das ihnen laut 
ihrer, Beitallung zuftehende Sehalt bereichert hätten und 
auch in den Rechnungen fich oft verfündigten, nad) Münfter 
zu bejcheiden und furzer Hand „in arresto“ zu halten, 
bis fie Erjag geleijtet hätten. Man hat aber den Eindrud, 
als ob dieſes abgefürzte Verfahren nur die legten Wider- 
haarigften zur Unterwerfung bringen follte; im Übrigen 
find die Ausftellungen gegen früher erheblich geringer ge- 
worden, und es fcheint, daß die Zentralinſtanz der Rechen— 
fammer im Wejentlichen ihre Funktionen zur Befriedigung 
erfüllt, foweit das unter den obwaltenden fchwierigen Ver- 
hältniffen möglich war (vgl. die Einleitung). 


1) Das fürftl. Ernennungddelret im Anhang. 


» 
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Abſchnitt IV. 


Die oberen Infizbehörden. 


S 1. Die Juſtizreform unter Johann von Hoya 
and die Begründung des Hofgerichts. 


Die jurisdiktionellen Verhältniffe des Bistums Münjter 
vor 1567 find einigermaßen veriworren. Die Untergerichte 
waren nur zum Zeil fürftliche, eine große Anzahl befand 
ſich im Befig von Privaten, fei es des Domkapitel oder 
irgend einer Iofalen Gewalt. Auch die höhere Gericht3- 
barkeit lag nur teilweife in der Hand des Bilhofs. Vor 
ihn und feine Räte gehörten wohl nur die höhere Straf: 
gerichtSbarkeit und Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit, in 
der Hauptjache wohl diejelben Funktionen, wie fie die Re: 
gierungsartifel ſpäter genauer umfchrieben.!) Konfurrente 
Gerichtsbarkeit in Zivilfachen mit den Untergerichten übte 
noch das eigentlich rein geiftliche Offizialatgericht. 

Die Appellation von den Untergerichten ging nicht an 
eine landesherrliche Anftanz, fondern an den Stuhl zu 
Sandwelle, ein Gogericht im Amte Horjtmar. Dazu kam, 
daß im Laufe der Zeiten das alte Kandesprivileg (das og. 
Privilegium patriae) gänzlich unverftändlich geworden war. 
So war es, als 1566 Johann von Hoya zum Bifchof 
gewählt wurde, dringend notwendig, daß in den unklaren 
Nechtsverhältniffen des Stifts endlicy) etwas Ordnung ge- 
Ihaffen wurde. Daher legte das Domkapitel dem neuen 


1) Außerdem unterftanden wahrſcheinlich noch dem Fürften die Eri- 
mierten, die |päter dem Hofgericht zugewiefen wurden. 
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Zandesherrn in feiner Kapitulation!) die Verpflichtung auf, 
unter Anhörung des Kapitels und der gemeinen Stände 
das Landesprivileg zu erläutern und die Juſtiz im Stift 
zu reformieren. 

Daß die Notwendigkeit einer Beſſerung nicht nur im 
Kapitel erfannt, jondern auch unter den weltlichen Ständen 
gewürdigt wurde, zeigt der Landtagsabſchied vom 14. Mai 
1567.2) Es heißt darin, die Stände hätten den Bifchof 
um Befeitigung der Mängel in der Yuftiz gebeten und fich 
zur Wahl einer Deputation aus ihrer Mitte für diefen 
Zweck erboten; der Bifchof fei bereit, der Frage, die ihn 
ſchon bejchäftigt habe, näher zu treten und ſpäter die Hülfe 
der Stände in Anjpruch zu nehmen. Johann war, ehe er 
Biſchof von Osnabrück wurde, gräflicher Beifiger am Reichs— 
fammergericht gewejen. Auf großen Reifen, die ihn nad 
Paris und Rom führten, hatte er feinen Gefichtsfreis er- 
weitert. So war er gewiß der richtige Mann für die ihm 
jegt gejtellte Aufgabe.: Von feinem Amtsvorgänger über: 
nahm er als rehtsfundigen Gehülfen den Kanzler Dr. Sted, 
der ebenfalls früher am Kammergericht thätig geweſen war. 
Nicht ausgejchloffen erjcheint, daß bei Kohanns Wahl neben 
den religiög-politiichen Momenten auch der Auf juriftifcher 
Sachkenntnis einen gewiljen Einfluß übte. 

Us am 1. Juli 1567 die neuen Landräte zu ihrer 
erften Sigung zufammentraten, wurden ihnen jchon die 
Grundfäge der beabfichtigten Reformen vorgelegt. Ein 
Memorial?) der vorher verfammelten Ratgeber des Biſchofs 
jtellte da8 Programm in großen Zügen feft: nach dem 


1) Die Kapitulation datiert vom 10. Dez. 1567, ftand aber gewiß 
in den Hauptpunkten jchon bei der Wahl Johanns wenigitens inhaltlid) feit. 

2) Diefer wie alle weiterhin in diefem $ erwähnten Altenſtücke: 
Landtagsakten 1567 — 74. 

%) Bol. über diefe Verſammlung der Landräte, wie über dad Me 
morial oben ©. 17 ff. 
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Wunſche der Stände Habe der Fürft durch Dr. Rey ſchon 
„darauf etwas verfaflen laſſen“; man müſſe aber gründ- 
lich zu Werke gehen, daher fei es nötig, daß zunächſt ein- 
mal die Mängel an allen geiftlichen und weltlichen hohen 
und niederen Gerichten durch einige Räte unterfucht würden; 
zu biefem Zwecke könne jest eine Kommilfion ernannt 
werden. Kerner pflege vor Gericht nad) den „gemeinen 
befchriebenen Rechten" und daneben nad) „alten guten 
Gewohnheiten" geurteilt zu werden; die legteren müßten 
auf thre Berechtigung geprüft und aufgezeichnet werden. 
Sehr beadhtenswert ift, daß ſchon in fo früher Zeit bie 
Abfiht einer Kodifitation des einheimifchen Gewohnheits— 
rechtes hervortritt. Leider ijt fie nicht zur Ausführung ge- 
fommen, hauptfächlich wohl infolge des frühen Todes Jo— 
hanns von Hoya. So willen wir aud) nicht, nad) welchen 
maßgebenden Gefichtspunften die Arbeit vor fich gehen follte. 
Ein Beweis, wie ftark die nationalen und reformatorifchen 
Tendenzen auch im Rate des Biſchofs von Münfter wirkten, 
ift der legte Punkt der juriftiichen Vorjchläge der Räte: „ES 
haben auch bieneben etliche der Anweſenden ein Bedenken 
gemacht, ob man die ordinari und geiftliche Jurisdiktion 
des Offizialis in ihrer Geftalt, daß ſowohl in weltlichen 
Prophan- und in geijtlichen Sachen fur ihme zu procederen, 
laſſen folle oder nit.“ Gegen eine Einfchränftung des 
Dffizialatgerichts Fünne geltend gemacht werden, daß die 
gleihe Übung im Erzftift Köln berrfche, und daß die Ein- 
führung von Neuerungen ohne Not immer gehäffig ei. 
Andererſeits für die Befeitigung der weltlichen Gerichts— 
barkeit des Offizials fpreche: 1. Er fei ein Geiftlicher, dem 
urſpruͤnglich auch nur geiftliche Gerichtsbarkeit zugeftanden 
babe; die weltliche „möge" im Laufe der Zeiten „einge: 
mijchet" fein. 2. Der Prozeß beim Offizial fei lateinifch; 
das verftehe der gemeine Mann nicht, und fo komme es zu 
mancherlei Unzuträglichleiten; auch fonjt jei das Verfahren 
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unprattiih. 3. Nach geiftlihem Recht könne von jedem 
Urteil appelliert werden; das führe durch Mißbrauch der 
Berufung zum Ruin der Parteien. 4. Daß eine einzige 
Perſon über fo viele wichtige Sachen entfcheiden ſolle, ei 
nicht gut; außerdem wäre eine Vermifchung von geiftlichen 
und weltlichen Sachen prinzipiell zu verwerfen; der Offizial 
finde an den geiftlichen genug zu thun. 5. Die Appellation 
vom DOffizial ginge nad) Köln und dann nah Rom, aljo 
ins Ausland; es gebühre ſich aber von Rechts wegen, 
daß die weltlihen Unterthanen ihr Recht in legter 
Inſtanz bei dem deutſchen Kammergericht juchten. 
So fomme man am Ende zu dem Vorſchlag: dem Offizial 
feine Kompetenzen feit zu umfchreiben und die weltlichen 
Sachen entweder bei den weltlichen ordentlichen Gerichten 
zu lafjen oder „ein beftändig Hoffgericht dazu zu verordnen.“ 
Es ift dies das erjte Mal, daß die Abficht, ein Hofgericht 
zu begründen, geäußert wird. Die PVerfammlung der 
Landräte, mit denen die von ihnen neu bejtätigten Hofräte 
gemeinfam tagten, erflärten jich einverjtanden mit den Vor— 
Ihlägen zur Auftizreform. Es wurden zwei Kommiffionen 
eingejegt: die eine zur Unterſuchung und Beridhterjtattung 
über die Zuftände am Offizialatgericht; Die zweite follte über 
„Eigenschaft, Gelegenheit und Mängel“ der weltlichen Ge- 
richte dem Fürften ihr Gutachten abgeben, worauf dieſer 
dann noch weitere informationen durch die Amtleute bei 
den Gografen, Richtern u. f. w. einziehen laſſen könne. 
In beiden Kommiſſionen wird an erjter Stelle der Bürger: 
meifter von Münfter und Landrat Dr. Vendt genannt. 
Das VBorherrichen des weltlichen, gelehrten Elementes zeigt 
von vornherein, in welcher Richtung fih ihre Thätigkeit 
bewegen follte. Bei den gelehrten Juriſten beftand jeden- 
falls wenig Neigung, für Aufrechterhaltung der weltlichen 
Gerichtsbarkeit des Offizials einzutreten. Betreffend Die 
Yurisdiktion der Archidiakonen wurde der Biſchof an das 
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Domkapitel gewielen. Mit diefem wie mit dem Rat der 
Stadt Münfter follte der Fürft Überhaupt in jteter Ver— 
bindung bleiben. 

Im Januar 1568 trat der Bifchof mit weiteren Vor- 
fchlägen vor die Stände Er teilte mit, daß unter Bei: 
ftand der Hof- und Landräte ſchon allerlei in der Juſtiz— 
reform gejchehen fei; da die große Verſammlung der ge- 
meinen Stände zu jo eingehenden Beratungen, wie fie noch 
notwendig wären, nicht geeignet fei, übrigens auch nicht 
jedermann zu dergleichen fpeziellen Erdrterungen tauge, ſo 
bitte er die Stände einige „gejchidte Männer“ zu depu- 
tieren, die mit und neben den Hof- und LTandräten weiter 
beratſchlagen könnten. Der Landtag ermächtigte Johann 
Darauf, zwei „Verftändige von der Nitterfchaft," das Dom- 
fapitel, fowie Bürgermeifter und Nat der Stadt Münjter 
zu den Arbeiten über die Reform zuzuzicehen. Das Re- 
jultat follte dann den gemeinen Ständen vorgelegt werden. 

Bemerkenswert ift, daß hier wie auch bei fonftigen 
ähnlichen Gelegenheiten die Auswahl der Vertreter der 
Nitterichaft faſt ſtets dem Fürſten überlaffen blieb. Es 
bedeutet dies doch einen nicht zu unterfchägenden Einfluß 
des Biſchofs auf den Ausschuß wie auch auf die Stände 
überhaupt. Zunächſt fcheint nun die Sache etivas ins 
Stoden gekommen zu fein. Ein Landtagsabfchied vom 
März 1568 erwähnt die Juſtizreform gar nicht; der folgende 
vom 2. Auguſt dagegen befagt ausdrüdlich, infolge des in 
den benachbarten Niederlanden ausgebrochenen Krieges 
fehle es an „Zeit und Gelegenheit," die Angelegenheit ge: 
hörig zu betreiben; Fürftl. Gnaden hätten fich aber erboten, 
fobald es möglich, das angefangene Werk zu Ende zu 
bringen. Ä 

Schon im April 1569 konnte der Bischof dem Land: 
tage die neue Faſſung des Stiftsprivilegs, ſowie mehrere 
Entwürfe zur Einrihtung des Hofgerichts, Reform des 
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Offizialats, Ordnung der Landgerihte u. a. vorlegen. 
Johann bob in der Propofition hervor, daß er, troßdem 
bisher jeder vor einer fo fchwierigen Aufgabe zurüdgejcheut 
wäre, auf Forderung der Stände fie doch übernommen 
babe. Da eine Durchberatung der einzelnen Artikel auf 
dem Landtage nicht thunlich erjcheine, beantragte der Biſchof 
die Einjegung eines engeren Ausſchuſſes; deſſen Arbeit 
jollte dann der Nachprüfung durch einen zweiten weiteren 
Ausschuß unterliegen, ehe die Stände um ihre Genehmigung 
erfuht würden. Der Landtagsabſchied (27. April) be- 
ſchränkte jich jedoch vorläufig auf eine Kommilfion. Diefe 
follte gegen Pfingſten dur den Fürſten berufen werden 
und bejtehen aus dem Kapitel (d. h. den Vertretern, welche 
biefes zu entjenden für gut befand, vgl. S. 30 Anm. 3), 
acht von der Ritterfchaft, deren Auswahl wieder dem Bi- 
ſchof Überlaffen wurde, und Bürgermeifter und Nat der 
Stadt Münfter: „Denen auch biemit Macht und vollen- 
kommen Gewalt gegeben, im Namen und von wegen jeßt 
gerurter Stände neben J. F. ©. und derſelben verordneten 
Rathen obangezogen Jufticiaeordnung, begriffene Erläu- 
terung des Privilegii . . . mit Fleiß zu verlefen, zu era- 
minieren, gründlich zu erwegen, ihre Bedenken zujammen- 
zupringen, fich zu vereinigen und endlich) in einen Begreiff 
verfaffen zu laffen . .“, was nötig und heilfam fein follte. 
Den Ausichußmitgliedern follten vor Beginn der Beratungen 
Abfchriften der Vorlagen zugejtellt werden. Für die Koften 
wurden vorläufig 200 Thaler aus der Pfenninglammer 
ausgeworfen; doc follte der Ausſchuß berechtigt fein, mit 
Zuftimmung des Fürften mehr zu bewilligen. Nah Ab— 
ſchluß der Arbeiten follten wieder die gemeinen Stände 
verschrieben werden. 

Demgemäß wurde dem Landtag Anfang Auguft 1569 
vorgelegt: das Stiftsprivileg, eine Hof: und eine Land— 
gerichtsordnung, ſowie eine Reformation des geiftlichen 
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Dffizialatgerichts und einige Heinere Landesordnnungen. Die 
Stände waren im Wefentlichen einverjtanden und zeigten 
dem Bifchof ihre Erfenntlichkeit für die fchnelle Förderung 
des Werkes, indem fie ihm die Hälfte der Schulden er- 
ließen, die er bei der Landſchaft hatte.!) iniger gering- 
fügiger Ausftelungen wegen baten die Stände jedoch zu- 
nähft um Einlieferung etliher Kopien und Übertrugen die 
Vorbereitung ber abfchliegenden Abftimmung einem neuen 
Ausfchuffe, dem auch ber bisherige angehören follte; fie 
famen alſo auf die im April von Johann vorgefchlagene 
zweimalige Beratung durch einen engeren und einen weiteren 
Ausſchuß zurüd. KLegterer trat im Januar 1570 zus» 
jammen, jtellte die endgültige Fafſung der Texte feit?) und 
beichloß entfpredhend dem Antrage des Fürſten, daß ſämmt—⸗ 
lihe Stände das erneuerte Yandesprivileg diesmal mit be- 
fiegeln follten und daß für die Gerichtsordnung die kaiſer— 
liche und päpftliche Konfirmation einzuholen fei. 
Hierauf nahın Anfang April der Landtag die „Re 
formation des geijtlihen Offizialat-, auch Hof- und Land: 
gerichts- und andere gemeine Ordnungen" an. Die Taifer- 
liche Beftätigung follte auf dem demnächſtigen Reichstage 
zu Speyer erbeten werden; von einer gleichen Abficht beim 
Bapfte ift nicht mehr die Rede. Das ift auffallend und 
aus den Alten nicht zu erklären. Möglich wäre, daß die 
Zuftimmung des Papjtes nur für die Reformation des 
geiftlichen Gerichts gefordert war und daß jegt dieſe Ab- 
ficht ftillfchweigend vorläufig fallen gelaffen wurde, weil 
man entweder von ihm eine Bejtätigung der Einfchränfung 
der geiftlichen Gerichtsbarkeit nicht glaubte erlangen zu 
tünnen oder weil fchon die Schwierigkeiten begannen, Die 


1) Ein Geſchenk von ungefähr 12000 Thalern (vgl. IIIS1©.63 u. 64). 
2) Wie viel oder wenig an ber DBorlage geändert wurde, willen wir 
nicht, da Die erhaltenen Akten nicht jo ins Einzelne gehen. 
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päter die Neuordnung des Offizialats zum Scheitern 
brachten. Für die Feitjegung der Taxe und um die neuen 
Einrichtungen vorzubereiten, hatte Johann wieder einen 
Ausſchuß gemwünjcht, jtatt deſſen wurden der Biſchof und 
jeine Hof- und Landräte mit der entjprechenden Vollmacht 
verjehen; im Notfall wurden fie an Kapitel und Rat ge- 
wiefen. Dieſe Löfung war für die Stände billiger und 
bequemer. 

Nahdem am 6. Mai 1571 dem Landtage auch die 
faiferlide Konfirmation vorgelegt war, Tonnte zur that- 
fählihen Einrichtung des Hofgerichts gejchritten werden. 
Aber jegt erhob fich eine neue Schwierigkeit: Johann von 
Hoya verlangte, daß die Stände die Mittel zur Unter- 
haltung des Hofgerichts aus der Landeskaſſe bewilligen 
follten, da die fürftlihden Tafelgüter ſchon überlajtet 
wären. Der Landtag wollte fi darauf nicht einlaffen: ex 
forderte, der Bifchof ſelbſt jolle den Hofrichter befolden, für die 
beiden ordentlichen Beiliger jollte in den nächſten beiden 
Sahren der Pfenningmeifter im Ganzen 2000 Thaler 
geben; wie es fpäter mit ihnen zu halten, könne weiterer 
Überlegung vorbehalten bleiben. Wegen ber außerorbent- 
lichen Beifiger, die alle Vierteljahr „dem ‚Hofgericht mit 
Verfafjung und Ablefung der Urteile" beimohnen follten, 
brauhe man fich vorläufig feine Sorgen zu machen; es 
würde in der nächſten Zeit noch nicht fo viel zu thun geben. 
Man könne fich damit begnügen, daß der Bilchof und Die 
drei Stände je einen Gelehrten dazu deputierten. Wenn 
die nicht mehr ausreichten, wäre weiter zu überlegen. Der 
Fiskal und fein Advokat könnten von den eingeforderten 
„Peenfällen" unterhalten werben. 

Diefen Beſchlüſſen verfagte Johann, der perſönlich 
nicht auf dem Landtage erfchienen war, feine Zuftimmung; 
er erflärte, wenn der Landtag barauf beftehe, jo werde die 
ganze Juſtizreform in Frage gejtellt. Der Grund zu biefem 
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heftigen Widerfpruch lag vielleicht nicht nur in der finan- 
ziellen Regelung fondern aud) in der Abficht der Stände, 
den größeren Teil der außerordentlichen Beifiger zu ftellen. 
als im Oftober der Landtag nochmals zufammentrat, wurde 
von Seiten der Stände auf diefen Anspruch wieder verzichtet. 1) 
Darauf wurde am 31. Oftober 1571 endlich die Hofordnung 
unterfiegelt; über die Unterhaltungsfrage wurde ein Kom— 
promiß?) gefchloffen, der allerdings jehr bald wieder in Die 
Brühe ging. immerhin wurde jett unter dem angegebenen 
Datum Hof- und Landgerichtsordnung u. |. w. publiziert, 
und die Stände erklärten ſich einverftanden, daß Engelbert 
von Langen als adeliger Hofrichter gewonnen werde; für 
die fonjtige Bejegung jcheinen fie dem Fürjten freie Hand 
gelafjen zu haben, wenigftens findet ſich in dem Abjchied 
nicht8 weiteres darüber. Vorgreifend fei bemerkt, daß der 
Abfchied vom 17. April 1573 in diefer Richtung beftimmte, - 
die Hof- und Landräte follten Macht haben, die Verhand- 
lungen über die Befegung des Hofgerichts zu führen; nur 
müfje der Hofrichter adelig fein. Da damals das Hofge- 
richt vollftändig war, handelt es ſich offenbar um die prin- 
zipielle Negelung der Ernennungsfrage, Über welche die 
Drdnung felbft nichts enthält. Darnach verzichteten Die 
Stände alfo vollkommen auf jede Einwirkung auf das Hof- 
gericht in Perjonalfragen. 

Am 2. Juni 1572 fand die feierliche Inſtallation des 
Hofgerihts zu Horjtmar ftatt. Weder vom Domkapitel noch 
vom Rate der Stadt Münfter waren Vertreter anweſend. 
Das erſcheint al3 eine Beftätigung der Angabe von Olfers, 
e3 wären Differenzen des Biſchofs mit Kapitel und Stadt 
daran ſchuld gewefen, daß erjt am 19. Oktober 1573 das 


1) Vgl. über die auferordentlichen Beifiger wie überhaupt über das 


Perjonal $ 3. 
*) Vgl. Abſchnitt III 1 (S. 66). 
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Hofgeriht an feinen eigentlihen Sit in Münjter über: 
fiedelte; allerdings habe ich einen Zufammenhang der Ende 
1571 bervortretenden Berftimmungen und Schwierigkeiten 
mit der Fernhaltung des Hofgerichts von Münfter nicht 
direft nachweifen können, doch fpricht die Wahrjcheinlichkeit 
dafür. Es handelte fi in erfter Linie um Meinungsver- 
fchiedenheiten, die fi) nachträglich an den im Herbſt 1571 
geichloffenen Kompromiß nüpften.) Dazu famen vielleicht 
noch Befürchtungen des Rats von Münfter wegen einer 
Beeinträchtigung des Stadtgerichts zu Münfter durch ein 
Hofgericht an demfelben Orte. Dem Domtkapitel find an- 
jcheinend Bedenken Über die Offizialatsgerichtsordnung auf 
gejtiegen. Der Landtagsabjchied vom 17. April 1573, der 
eine Löſung der fchwebenden Differenzen bedeutete, mies 
den Fürften in Sachen des Offizialats auf den Weg güt- 
licher Verftändigung mit dem Kapitel. Thatſächlich ift Die 
befchloffene Reformation des geiftlihen Gerichts nicht in 
Wirkſamkeit getreten.?2) Für die Unterhaltung des Hof- 
geriht8 wurde auf dem erwähnten Landtage beſchloſſen, 
daß die Landſchaft ein Kapital von 20000 Thalern auf- 
bringen folle, deffen Zinfen (5%/=1000 Thaler) dem 
Fürften für diefen BZwed zur Verfügung jtehen follten. 
Bon den Sporteln glaubte man offenbar nicht viel er- 
warten zu dürfen, da das Hofgericht erſt neu eingerichtet 
war und 3. T. nur konkurrente nicht ausschließliche Ge—⸗ 
richtsbarkeit Hatte. 


8 2. Zuſammenſetzung und Kompetenz des Hofgerichts. 3) 


An der Spite des Hofgerichts ftand der adelige Hof- 
rihter, der „an Statt" des Fürften die Leitung und Auf- 


1) Bol. Abſchn. III, (©. 67 f.). 
3 Bol. Olferd a. a. O. ©. 16 und 17. 
9) Ich folge Hier dem Texte der Ordnung nad) einem offiziellen 
Drude: „Münft. Hoffe und Landgerichts: auch gemeine Ordnungen, Für 
7 ® 
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ſicht führte.!) Die gelehrten Beifiger wurden in ordentliche und 
außerordentliche gejchieden. Die beiden ordentlichen mußten 
den regelmäßigen Audienzen, welche der Hofrichter zwei bis 
drei mal in der Woche abhielt, beimohnen. Dazu famen an 
den vier Terminen,?) an denen im Jahre das gemeine Hof: 
gericht abgehalten und die Urteile geſprochen werden follten, 
einige außerordentliche Beifiger, die der Fürft aus feinen 
Räten oder Gelehrten deputieren ſollte. Der Hofrichter 
follte fie 14 Tage vor dem Termin oder nad) Bedürfnis 
noch früher verjchreiben. Die ordentlichen Beifiger hatten 
den Tag nach einer Audienz im Verein mit dem Hofrichter 
die Eingänge zu erledigen. 

Als Advokaten jollten nur vechtsgelehrte redliche Leute 
zugelajjen werden. Ebenfo mußten die Brofuratoren „un- 
verleumbte und biefer Ordnung erfahrene Perſonen“ fein. 
Beide wurden eidlich zur Gewiſſenhaftigkeit verpflichtet; fie 
unterftanden der Disziplinarifchen Gewalt des Gerichts. 
Der Fiskal Hat zunächſt im allgemeinen die fisfaliichen 
Intereſſen am Gericht zu Überwachen; weiter foll er alle 
- &erichtögefälle, befonders die Strafgelder, einziehen, darüber 
ordentlich Buch führen und einmal jährlich im Beifein von 
Verordneten des Kapiteld Rechnung legen. Er bat jelb- 
ftändig, ohne auf einen bejonderen Befehl zu warten, und 


dieſem durch Weilandt ... . Herren Johanß Bilchoffen . . . verfaflet, durch 
dep Stifte Stände angenommen und ... Röm. Keyſ. Mayt. ... be 
ftettigt ... . Auf dei Hochwürdigſten ... Herrn Ferdinanden Erzbifchoffen 
. . . gnädiften Befelch auffs new auffgelegt." Münfter in Weftph. bey 
Lambert Rafıfeldt. 1617. 

1) Als 1626 der Hofrichter Plettenberg ftarb, der noch adelig aber 
jhon Lic. iur. war, wurde fein Nachfolger der bisherige ältefte Beiſitzer 
Lic. M. Tegeder, alſo ein bürgerlicher Gelehrter. Demjelben Stande ge- 
hörten die beiden nächiten Hofrichter an. 

2) In der Ordnung: d. 7. Januar, Montag nad) Quasimodo geniti, 
am Tage nad) Johannes Baptifta, 1. Oktober. Bei der Vifltation von 
1580 wurden die Termine etwas verfchoben. 
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ſtets perfünlich fein Amt wahrzunehmen. Iſt ihm das 
Legtere wegen Krankheit oder aus einem anderen aner- 
fannten Grunde nicht möglich, jo darf er fi nur durch 
einen gejhworenen Profurator vertreten: laffen. Bon feinen 
Gefällen ſollen alle kleinen Ausgaben ſowie die Koften 
der fisfalifchen Prozeſſe bejtritten werden. Es ift dem 
Fiskal verboten, neben feinem Gehalt noch von den Bar- 
teien befondere Vergütungen in Empfang nehmen. That- 
ſächlich eingefegt wurden Fiskal und Advocatus fisci übrigens 
erſt bei der Vifitation von 1575. 

Weiterhin erhielt daS Hofgericht noch ungefähr vier 
„Notarien und Gerichtsfchreiber", die unter Zeitung des 
Protonotars ftanden; diejer war zugleich „Leſer.“ (über fein 
Amt: Teil J Zit. XII) Dazu famen noch Gerichtsboten u. dgl. 

Der Kompetenz des Hofgerichts in erfter Inſtanz 
unterlagen in allen Bivilfadhen alle im Stift Münfter 
„under und eingefeflene Graven, Herren, Ritter und 
Edelleute”, die fürftlichen Räte, Hofbeamten und Mitglieder 
des Hofgerichts mit ihrer Familie, des Stifts „Amptleute, 
Gograven, Richter, Vögte und Fronen in Sachen, da fie 
eiviliter beclagt, irem Ampt nit genug noch fonjt recht ge- 
than zu haben;“ weiter „alle andere weltlich8 Stands Ber: 
jonen, aud Stätte, Wigbolden, Dörffer, Bawrſchafften, 
Gemeinden, Gerichten 2c durch das gange unfer Stifft Munſter, 
jo fern fie fonft nit durch befonder Privilegien, Begna- 
dungen, ©erechtigkeiten, wolherbrachten Gebräuchen, Ge- 
wonheiten und Verträge bejtendiglid von uns als deß 
Zandfürften und Supremi ordinarii Jurisdietion in erfter 
Inſtantz eximirt und befreyet." — Ferner jollte das Hof-. 
gericht zuftändig fein, wenn Parteien, die vor andere in- 
ländifche Gerichte gehörten, doch in erfter Inſtanz in feine 
Jurisdiktion „bewilligten", oder „ausländische Berfonen dies 
jelbe prorogirten", oder beide „gegen genugjamer Belonung 
ich veranließen", oder in das Hofgericht fompromittierten. 
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Bor diefes gehörten auch alle Prozefje, die der Fiskal von 
Amtswegen (j. o.) anjtrengte. 

 Appellationsinftang war das Hofgericht in allen Sachen, 
die von ben Untergerichten an den Landesherren gingen; 
doch fol von den „Beyurteilen“ eine Berufung nur an- 
genommen werden, „wenn die zugefügte Bejchwernuß Durch 
die Diffinitiff-Urtheil in der Hauptſachen nit widerbracht 
noch reparirt werden Tann."1) 

Bon den Urteilen des Hofgerichts kann an den Kaiſer 
oder fein Hofgericht appelliert werden. ?) 

Bemerkt fei noch, daß in allen Bivilfachen erjter In—⸗ 
ftanz (mit Ausnahme der ſog. Erimierten, die ausschließlich 
vor das weltliche Hofgericht gehörten) das geiftliche Hof— 
oder DOffizialatgericht eine konkurrierende Gerichtäbarteit 
mit dem weltlichen Hof- und den Untergerichten ausübte, 
dergeftalt daß Praeventio fori die Zujtändigfeit begründete; 
ausgenommen waren davon die Sachen aus dem Nieder- 
ftifte und dem Amte Bevergern fowie die Bezirke derjenigen 
Untergerichte, denen das ausschließliche Necht erjter In⸗ 
ftanz zuftand.3) Die beabfihtigte Einfchränfung der welt: 
lihen Aurisdiktion des Offizials war aljo nur 3. X. 
gelungen. 


8 3. Das Ratskollegium als richterliche Behörde. 


Auh im Bistum Münfter übte der Fürſt mit feinen 
Räten und dementfprechend fpäter das Negierungstollegium 
eine Reihe von richterlihen Funktionen aus. Der Ur⸗ 


1) Über Feſtſetzung einer Summa appellabilis fand ſich in den 
Ordnungen nichts. 

2) Das folgende nad) Dlfers. 

°) Es waren: Stadtgeriht zu Münfter und das Domhofsimmu⸗ 
nitätögericht und die 4 domlapitularifchen Gogerichte zu Maaft, Telgte, 
Badenfeld, Senden. (Olfers). 
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fprung davon liegt wohl ſchon in früherer Zeit und gebt 
auf das Beitreben des Landesheren zurüd, feine Macht- 
Tphäre gegenüber den 3. T. von ihm unabhängigen Unter: 
gerichten zu erweitern. Über die Kompetenzen des Rats- 
tollegiums im Einzelnen ift aus den erhaltenen Ordnungen 
wenig erkennbar. 

Aus den Regierungsartifeln von 1574, 1580, 1589,1) 
der Beitallung des Hofmarſchalls Velen von 15981) und 
der Kanzleiordnung von 16051) ergiebt fih, daß an die 
Räte fich Parteien, die nicht fofort einen Prozeß anftrengen 
wollten, um Bermittelung wenden konnten, und daß jene 
auch ſonſt bei Akten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu- 
ftändig waren. Außerdem hatten die Räte die Aufficht 
über die gefammte Juſtiz und im Bejonderen über die 
Kriminalgerichtsbarfeit, die fie 3. T. ſelbſt ausüben mußten. 
Der dritte Zeil der Möünfterifchen Landgerichtsordnung 
vom 31. Oktober 1571 bejtimmt, daß für das peinliche 
Halsgericht die Gogerichte zuftändig fein follten; wenn 
jedoch die Frage dem Richter und den Schöffen „zu Hoch 
und wichtig" oder ſonſt derart wäre, daß fie nad) der Hals- 
gerichtsordnung von Gelehrten entjchieven werden müßte, 
jo find den Gelehrten Räten zur Urteilsfindung die Alten 
einzufchiden. Außerdem behält ſich der Fürſt vor, auf An- 
rufung oder, wo es ihm angebracht fcheint, einige von 
feinen Räten und Gelehrten dem Gericht beizuordnen. 

Sn Brüchtenfachen (d. h. bei den niederen Kriminal- 
vergehen, auf denen feine Leibesſtrafe fteht) ijt Die Regierung 
Berufungsinſtanz. Mit der Zeit entwicdelte ſich jo die Re— 
gierung zum oberjten Kriminalgericht; doch ift nicht er⸗ 
fichtlih, wie weit das in unferer Periode ſchon gejchehen 
war. Die Angaben bei Olfers gelten 3. X. wohl nur für 
fpäter. Vielleicht ſchon in unferem Zeitabjchnitte gehörten 


) Bgl. die Beilagen, 


10% 


dor das Negierungstollegium alle Steuer- und Schagungs- 
angelegenbeiten, ſowie bie Sachen der Armen, Wittwen und 
Waifen. Ob die Megierung auch ſchon die Stellung als 
Reviſionsinſtanz einnahm, die fie fpäter hatte,1) bleibt 
zweifelhaft. 


Abſchnitt V. 
Allgemeine Stellung der Beamten. 


S 1. Ernennung. 


Die Ernennung der Beamten geſchah in der Regel 
im Namen des Bischofs: „Wir Johann u. |. w.“ Später 
als der Landesherr nicht mehr im Stift rejidierte, findet 
ſich vorzüglich bei der Beftallung ſolcher Beanten, die nicht 
dem Ratsfollegium angehörten, daß der Fürſt die „heim- 
gelafjenen Räte“ anweift, Diefen oder jenen in irgend ein 
Amt einzuführen, mas dann in der Beitallung folgender: 
maßen gejchieht: „Des Hochwürdigiten ... wir heimge- 
laſſene Räte u. |. mw." Ungemwöhnlich ift diefe Formel hei 


1) Diferd jagt darüber: „Bon Urteilen des geiftlichen und weltlichen 
Hofgerichts, der Lehnkammer, felbft von den in erfter Snftanz bei der 
Regierung geſprochenen Urteilen, Eonnte entweder an die Reichögerichte 
appelliert, oder auf die Appellation verzichtet und die Sache an die Re- 
gierung, ald Revifionsinftanz, gebracht werden (ausgenommen in geiftlichen 
Sachen, welche zum Metropolitangericht in Köln gingen). Doch mußten 
beide Parteien über diefe Inftanz einig fein, . .. . indem, wenn die Gegen- 
partei, bei appellabler Summe, fi an dad Reichskammergericht wandte, 
dieſes dad Urteil der Negierung aufhob, weil dad Revifionsverfahren im 
runde ein Eingriff in die Gerichtöbarkeit des Reichälammergerichts war.“ 
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einer jo hohen Perjönlichkeit wie dem Vizekanzler Weidenfelb; 
Doch findet fie hier vielleicht eine Erklärung durch die be— 
Tonderen Verhältniſſe bei feiner Anjtellung.?) | 

Bon einer Befragung des Domfapitels ift vor 157% 
bei den eigentlichen Räten nicht die Rede. Sie fand nur 
ftatt bei Annahme von Advofaten, die neben dem landes- 
herrlichen auch das allgemeine Stiftsinterefje beim Kammer- 
gericht in Speyer oder beim Metropolitungeriht zu Köln 
vertraten. | | 

In wie weit an der befonderen Form bei Ernennung 
der Landräte, die wir in Abjchnitt I S kennen lernten, 
auch jpäter feitgehalten wurde, ift nicht deutlich; übrigens 
verlieren die Zandräte auch ſehr bald ihre Bedeutung für 
die allgemeine Verwaltung. 


Nah) dem Tode Johanns von Hoya begann jene 
15 jährige Periode, während der in Ermangelung eines 
ordentlihen Biſchofs die höchſte Iandesherrliche Gewalt mit 
einer kurzen Unterbrechung?) beim Domkapitel lag. Diefes 
ernannte unter Zujtimmung der gemeinen Stände die Mit- 
glieder des Regierungsfollegiums; von diefem gingen dann 
alle weiteren Bejtallungen für die geringeren Beamten aus, 
jedoch mit dem Zufag „mit Vorwiſſen und Belieben eines 
Ehrwürdigen Domkapitels." ine ähnliche Formel findet 
fih von nun an faft jtets, wenn auch häufig unter Ein- 
Ihränfung auf das „Vorwiſſen.“ Denn Kurfürft Ernſt 
war nad jeiner Kapitulation formell nur bei der Einjegung 
von Statthaltern oder ausländischen Räten zur Anhörung 
des Kapitels verpflichtet, wobei immer noch zweifelhaft war, 
ob er die erhaltenen Ratſchläge auch berüdfichtigte. That: 
jählih fam es Über diefe Frage gegen Ende feiner Res 
gierung zu einigen Zufammenjtößen mit dem Kapitel, das 


1) Bol. Abſchn. II 5 2. ©. 47. 
2) 1582—85 während der Adminiſtration Johann Wilhelms. 
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nunmehr in die Kapitulation des neuen SKoadjutors feine 
Wünsche etwas deutlicher Hineinfchrieb: alle Stellen an der 
Regierung follten nur „mit Zuziehung und Gutachten Ca- 
pituli“ befegt, „ausheimifche Gelehrte” zu Kanzlern, Räten, 
Advokaten oder Referenten nicht ohne „austrüdlichen Con- 
fent und Vorwiſſen Capituli“ ernannt werden. Auch hier 
blieb der Auslegung von beiden Seiten noch genug Spiel- 
raum.) | | 

Die Hauptwaffe des Domkapitels gegen ihm nicht ge- 
nehme Perſonen war die Verweigerung oder Hinausfchiebung 
der fog. „Initallation."2) Dieje beitand darin, daß ein 
neu ernannter Rat, nachdem er vom Fürſten feine Be— 
ftallung erhalten hatte, fich dem Domkapitel perjünlich vor- 
ftellte und von diefem für das Stift in Eid und Pflicht 
genommen und dann in den Rat eingeführt wurde. Vor- 
her durfte er fein Amt nicht antreten. Ebenſo wurden aud) 
die niederen Beamten dem Domkapitel durch Eid oder Re- 
verjal verpflichtet.3) 

Die Form der Beftallungen ift im Ganzen ziemlich die 
gleiche: Der Fürjt ernennt den Betreffenden „aljo und 
dergeftalt . . ." (folgt eine Aufzählung der Hauptpflichten); 
„dagegen . . ." (folgt die Feitfegung des Gehalts); daran 
Schließen fi noch Beftimmungen über die Dauer der Ber- 


2%) Die Kapitulationen der Biſchöfe enthalten bid zu Beginn des 17. 
Sahrhundertd nur ganz allgemeine Borjchriften betr. die Zentralverwaltung. 
Bor allem wird hier wie aller Orten Wahrung ded Indigenatprinzips ge 
fordert; eine Abweichung davon ift nur unter ausdrüdlicher Zuftimmung 
des Kapiteld geftattet. Seit 1611 wird auch die Zufammenfehung des 
Ratskollegiums in der Kapitulation feftgelegt. 

2) Typiſch hierfür find die oben (II $ 2) geftreiften Vorgänge bei 
der Ernennung ded Kanzler Merveldt (1685 ff.). Die Akten darüber: M. 
L. 4. 436,. 

2) Eine Zufammenftellung von Eidesformeln findet fih „Münft. 
Hofk. II;“ fie gehört der Schrift nach in die Zeit um 1650 und wurde 
vermutlich für die Vereidigung auf den neuen Bifchof verfaßt. 
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pflichtung. Entſprechend der Anſchauung, daß fih Fürft 
und Beamter in einem jederzeit lösbaren Vertragsverhältnis 
befinden, jteht beiden Zeilen halbjährige!) Kündigung: zu. 
Wenn dies in fpäteren Bejtallungen manchmal nicht aus- 
drüdlich hervorgehoben wird, fo darf man daraus wohl 
faum auf einen Verzicht auf das Kündigungsrecht ſchließen; 
feine Erwähnung unterblieb wohl nur, weil eg in den Re 
gierungsartifeln ja ausdrüdlich gewährleiftet war. Nur ehr 
jelten findet ficy in den vorhandenen Beitallungen die Ver- 
pflihtung für den Ernannten, innerhalb einer gewiſſen Frift 
nicht zu kündigen. Thatſächlich allerdings fommt es, ſoweit 
wir das überfehen fünnen, nach 1600 nur noch felten vor, 
daß jemand den Dienst des Stiftes wieder verläßt. 


S 2. Die Rangverhältnifie. 


Mit der Zeit Hatte fich eine ruhige, jeßhafte Beamten- 
ſchaft herausgebildet. Das zeigt ſich vor allem in dem 
Borhandenjein !geordneter Rangverhältniſſe. Es find in 
der Verwaltung drei ftreng gefchiedene Schichten vorhanden; 
ein Übergang von der einen in die andere ift nicht möglich. 
Die oberfte bilden die adeligen Räte geijtlichen und welt- 
lichen Standes, die unter einander derart rangierten, daß 
zunäcft die Domherren Tamen, dann der Kanzler und 
hierauf die übrigen weltlichen; im Einzelnen entjcheidet das 
Dienftalter. 1632 hatte ſich der Hofmarjchall Velen unter 
Berufung auf die benachbarten Territorien die Stellung 
direft hinter dem Kanzler erftritten; nad) feinem Rüdtritt 
1649 wurde der Streit wieder aufgenommen, mit welchem 
Erfolge Habe ich nicht feitjtellen fünnen. 2) 

Das eigentliche Beamtenelement, auf dem die Haupt- 
arbeit laftete, war die Klafje der Gelehrten. Die Laufbahn 


1) Bor 1574 findet ſich auch vierteljährige Kündigung. 
9) Die Akten über diefen Streit: M. %. A. 435. 
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begann mit einer Advokatur ober einer fonftigen Stellung 
beim Gericht, worauf in ganz beftimmter Rangfolge ein 
Auffteigen erfolgte. Mit der Ernennung. zum Neferendar, 
die befonders in älterer Zeit noch nicht die Aufgabe jeder 
anderen Thätigkeit in fich ſchloß,) vollzog ſich der Eimtritt 
in die Verwaltung, und das allmähliche Aufrüden nach dem 
Dienftalter (als Referendar) führte dann fchließlich zu dem 
Höhenpunkt des „gelehrten Rats," ein Biel, das jedod) 
nicht von jedem erreicht wurde, da eine der beiden gelehrten 
Ratftellen auch wohl einmal mit einer Berjon beſetzt wurde, 
die nicht aus der angegebenen Karriere hervorgegangen war. 
Bon den Gelehrten wiederum durch eine unüberbrüdbare 
Kluft gefchieden waren die eigentlichen Subalternen,?) be- 
ginnend mit den niederjten Kanzlijten bis zu den Sefre- 
tären. Der angefehenfte unter den Unterbeamten der Zen— 
- tralvermwaltung war der Landrentmeifter. Gewöhnlich wurden 
die einträglichen Stellen in ber landesherrlichen Lokalver⸗ 
waltung (Rentmeifter und Richter) mit ehemaligen Sefre- 
tären befegt.?) 

Bon einer ausgedehnteren Amterkumulation fcheint in 
unferer Periode noch nicht die Rede zu fein. Einmal 
(1600—162?) befindet ſich der Hofrichter Plettenberg zu- 
gleih im Negierungskollegium. Noch der früheren Ge- 
wohnbeit entfprechend ift unter den weltlichen Räten wohl 
der eine oder andere zugleich Droft, wie  B. aus ben 
Gehaltszufammenftellungen von 1573/74 und 1581 zu er: 
jehen (vgl. Anh.). Doch ſchon 1595 hatte das Domkapitel be- 
tont, daß die Droften eigentlich in ihre Amter gehörten. 


1) Über Amterfumulation vgl. dad Ende des 8. 

*) Ich Habe auch nicht einen Fall gefunden, wo ein Gelretär felbft 
in die niederen Gelehrtenftellen gelangt wäre. 

2) Die Kapitulation Ferdinands betont die Nothwendigkeit tüschtiger 
Kanzleibenmten, die jpäter ald Rentmeifter u. |. w. fungieren könnten. 
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Erſt gegen Ende ber Regierung Kurfürft Ferdinands aller- 
dings vermochte es feine Anſchauung prinzipiell durchzu⸗ 
fegen (vgl. Abſchn. TI S 3 Schluß). Auch die Vereini- 
gung von Referentenftellen und Boften am Hofgericht oder 
dgl. wurde in den legten Jahrzehnten ziemlich befeitigt. 


8 3. Das Gehalt. 


Bei dem Gehalt der Beamten fpielte in der Zeit vor 
1574 die Naturalleiftung die Hauptrolle. In erjter Linie 
ftand dabei die Verpflegung an der fürftlidhen Tafel, die 
der betreffende Rat, jo lange er bei Hofe weilte, für ſich 
und eine bejtimmte Anzahl von Dienern exhielt; außerdem 
befamen er und feine Diener jährlich je eine „Hofkleidung“ 
und Futter und Beſchlag für ihre Pferde. Auf ihren 
Fahrten von und zu Hofe, fowie bei Reifen im Auftrage 
des Herrn, wurden den Räten ihre Unkojten vergütet bezw. 
fanden fie Herberge u. ſ. w. auf den fürftlichen Häufern; 
als bejonderes Gehalt erhielten fie meift nur ein Fuder 
Wein. Geld befamen nur der Kanzler, der Hofmarſchall 
und der gelehrte Hofrat!) d. h. alfo diejenigen, welche ſich 
meift dauernd bei Hofe aufhielten. Mit der Auflöfung der 
Hofhaltung nach Yohanns von Hoya Tode traten an die 
Stelle der Verpflegung Geld und Naturalienbezlüge, erfteres 
Durch den Landrentmeifter zahlbar, legtere meist aus ben 
Ämtern und direkt angewiefen. Da gleichzeitig die An- 
forderungen an bie Räte ftiegen, erhielten fie neben dem 
„zum Unterhalt" beftimmten noch ein höheres „Dienftgeld." 2) 


1) Im Anhang geben wir eine Zufammenftellung der Gehälter 
der Räte, Droften und Rentmeifter, die diefe Naturalwirtichaft deutlich ver- 
anſchaulicht; fie ift bald nad; Begründung der Rechenkammer etwa Ende 
1573 oder Anfang 1574 aufgeftellt worden. 

2) Die Beränderung zeigt fi in einer Überficht der Gehälter der 
Räte und Unterbeamten der Zentralverwaltung von 1574—81; fie wurde 
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Später unterfhied man nicht mehr fo ſcharf den Ur- 
fprung der verfchiedenen Bezüge. Schließlich war der all- 
gemeine Zuftand der, daß vom gelehrten Rate abwärts alle 
Gehälter meist nur in baarem Gelde gezahlt wurden, 
während die adeligen Räte daneben noch erhebliche Natu- 
ralien erhielten. 


Bon einer Penfionierung älterer Beamten in modernem 
Sinne ift in diefer Zeit noch feine Rede. Als einen An- 
fag dazu kann man vielleicht anfehen, daß Lic. Schade nad) 
feinem NRüdtritt von der Kanzleidireltion als „Nat von 
Haus aus" ein Kleines Gehalt von 180 Thalern weiter be: 
30g (vgl. II 8 2). Ähnliches findet ſich bei Schelvers Amts- 
niederlegung 1600 (ebenda); der Kurfürft ſpricht in der 
Genehmigung feines Ubfchiedsgefuches die Hoffnung aus, 
daß fein bisheriger Kanzler ihm zumeilen noch aus dem 
reihen Schage feiner Erfahrung einiges zufommen laſſen 
werde. Schelver erhält dann auch eine Beitallung zum 
Nat (d. d. 1605 Aug. 5), die ihn verpflichtet „auf Er- 
furdern" fein Gutachten vernehmen zu laſſen; dafür werben 
ihm jährlich 250 Thaler gezahlt. An den Protofollbüchern 
wird er aber nichteinmal als „Extraordinarius“ geführt. 

In gleicher Richtung liegt es, wenn wir gegen Ende 
unjerer Periode einige Male finden, daß einem älteren 
Beamten, der allein feinen Obliegenheiten nicht mehr ge- 
wachjen wäre, erlaubt wird, zur Unterftügung eine jüngere 
Kraft heranzuziehen; er muß diefen Gehülfen jedoch aus 
Eigenem entjchädigen. In den mir vorgeflommenen Fällen 
handelte es ſich ftetS um alte, fchon Jahrzehnte im Amte 
befindliche Diener, Die auf dieſem Wege zugleich einem 


wahrſcheinlich für die Verhandlungen mit Sohann Wilhelm angefertigt. 
Der Kanzler Ste wird ſchon als verftorben erwähnt. Vgl. die MWieber- 
gabe im Anhang. Bemerkt fei, dag in diefer Lifte die Hof- und Land- 
räte fowie die Belehrten „von Haus aus“ fehlen. 
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Sohne oder Schwiegerfohne die Nachfolge ficherten; denn 
bei ihrem Tode ging das Amt naturgemäß meift an den 
bisherigen Verweſer über, der fchon eingearbeitet war. 
Diefer hatte felbftverftändlich die entfprechende Vorbildung 
genoffen, war aber häufig unter Überfpringung der gewöhn- 
lichen Vorftufen direkt in die Hülfsftellung eingetreten. Die 
enttäufchten Hintermänner des Verftorbenen, die vielleicht 
ſchon lange Jahre auf den Tod des alten Herrn gewartet 
hatten, waren natürlich auf den Eindringling nicht gerade 
gut zu Sprechen. Es fam dann wohl zu erbitterten Rang- 
ftreitigfeiten über die Frage, ob das Dienftalter des Ein- 
geichobenen von Übernahme der Vertretung oder erſt mit 
der thatfächlihen Erledigung des Amtes beginne. Dabei 
fielen oft recht fpigige Äußerungen über Leute, die im 
Schlepptau eines Schwiegervaters einherfegelten u. |. w. 

Über die gewöhnliche Höhe der Gehälter ift zu fagen, 1) 
daß ein Rat aus dem Domkapitel 300 Thaler und etwas 
Korn erhielt, ein mweltlicher adeliger Rat 550—650 Thaler 
neben bebeutenderen Naturalbezügen. Die Kanzler Sted, 
Schelver (feit 1597), Wefterholt, Horft, Merveldt wie auch 
der Vizekanzler Weidenfeld bezogen 640—650 Thaler und 
erhebliche Naturallieferungen. 

Lic. Schade (und wahrſcheinlich auch Schelver von 
1589—97) erhielt für die Kanzlei- und Rechenkammerdi⸗ 
rektion 100 Thaler Zulage zu dem üblichen Gehalt eines 
gelehrten Rats. Diefes betrug für gewöhnlich zwiſchen 
300 und 400 Thalern. Die NReferendarien bezogen 50 Thlr., 
doch kamen dazu wohl noch Vergütungen für dauernde 
Vertretung gewiſſer Sachen. 


1) Zu Grunde liegt den folgenden Angaben die Tabelle von 1581, 
eine Anzahl Beſtallungen und einige undatierte Zuſammenſtellungen von 
1630—40, die 3. T. im Anhang wiedergegeben find. 
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Die Sekretäre erhielten 1574: 150—160 Thaler, die 
Schreiber 75 Thlr. Vermutlich behielten diefe Sätze ihre 
Geltung. Daneben wurden wahrfcheinlich noch die Kanzlei- 
jporteln unter fie verteilt; ausdrüdlich bemerkt iſt das in 
der Zufammenftellung von 1581 allerdings nur bei dem 
erjten Sekretär. 

Das alte Naturaliengehalt blieb nur bei den Land— 
räten beftehen; doch wurde die Möglichkeit offen gelafjen, 
daß dafür 100 Thaler gezahlt wurden. Die Hofräte im 
alten Sinne waren Mitte der SOer Jahre des 16. Jahr⸗ 
bunderts ſchon verſchwunden und wurden nicht wieder ein- 
geführt. Wo ſich der Titel fpäter findet, bezeichnet er ein 
Mitglied des Negierungstollegiums. 1). 

Die Stellung einer Kaution feitens der Beamten ift 
nirgends nachweisbar, auch nicht bei dem Landrentmeifter, 
in deſſen Kaffe die gefammten landesberrlichen Einkünfte 
flofjen. Eine gewiſſe Sicherheit lag allerdings darin, daß 
die Beamten ber Rechenlammer im Stift angejejlen und 
begütert fein mußten. Eine Ausnahme davon bedurfte 
ber Zuftimmung des Kapitels. 


1) 3.8. ift dad bei der Beitallung des Dompropftes vou Brabeck 
der Tall (1611), der zum „ordinari Hoffrat“ ernannt wird. 
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Schlußbemerkungen. 





Fallen wir zum Schluß die Ergebnifje des Vorftehenden 
furz zufammen. 

Bor 1567 regiert im Bistum Münfter der Fürſt per- 
fünlich unter Zuziehung bald diefes bald jenes Rates. Eine 
Ranzlei ift zwar vorhanden, in ihren Formen aber noch 
durchaus unentwidelt. Die Rechtsverhältniſſe des Landes 
find verworren und unklar. 

Mit dem Regierungsantritt Johann von Hoyas (1567) 
kommt Plan und Leben in die Entwidelung. Hof und 
Zandräte bilden ein Kollegium, das zunächſt zwar nur auf 
Berufung zufammentritt, jedoch ſchon die Keime einer 
fünftigen Behörde enthält. Beſonders energiſch wird die 
Juſtizreform betrieben, die Durch Begründung des weltlichen 
Hofgerihts als höchfter Zivilinftanz im Stift und durch die 
Firierung der Kompetenzen in der Hof- und der Landge- 
richtsordnung (von 1571) einige Klarheit in die Juris— 
diltionsverhältniffe bringt. Gegen Ende der Regierung 
Johanns wird endlich unter Mitwirkung des Domtkapitels 
die erſte Zentralverwaltungsbehörde gejchaffen: die Rechen- 
fammer, das Finanzminiftertum des Fürſten. In dem 
Kollegium der Kammerräte figen Hof- und Landräte; ihm 
unterftehen als Subalterne der Landrentmeijter, der Die 
Kaffe führt, und der Landjchreiber mit feinen Gehülfen. 
Die Rammerräte verwalten die landesherrlichen Finanzen 
— für die der Landfchaft beiteht ſchon von Alters Die 
ftändifche Behörde der Pfenninglammer — und überwachen 
die Droften und Rentmeifter in den „Amtern." Sie halten 
regelmäßige Sigungen, in denen nad der Mehrheit abge- 
jftimmt wird. Zu der Nechnungsablage, die der Land- und 

LIX. 1. 8 
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die Amtsrentmeifter jeden Herbſt leisten müſſen, erfcheinen 
noch Deputierte des Kapitels. 

Die kollegialiſche Gefhäftsführung der Rechenkammer 
wird dann jehr bald auf die ganze Zentralverwaltung aus- 
gedehnt. Als 1574 eine Statthalterfchaft eingejegt wird, 
erhält fie in den Regierungsartifeln eine Berfaffung, die 
auf den Grundſätzen der Kollegialität, Majorität und Stän- 
. digkeit beruht. Zuerft wohl nur provisorisch gedacht, er- 
hält diefe allgemeine Bentralbehörde 1589 ihre definitive, 
dauernde Form und Ende des 16. Jahrhunderts ihren 
Namen als Kollegium der „fürftlih Münfterifchen heim» 
gelaffenen Räte." Begünftigt und beichleunigt wurde bie 
Entwidelung wohl dadurd, daß feit 1574 bis 1650 fein 
Biſchof mehr dauernd im Stift refidierte. Zufammengefegt 
war die Zentralverwaltung ſeit 1620 aus 7 Näten (je 2 
aus der Mitte des Domkapitels und der Nitterfchaft, 1 
adeligen Kanzler und 2 gelehrten Räten) und 5 oder 6 
nicht ftimmberecdhtigten Referenten oder Referendarien, bie 
ebenfall8 gelehrte Juriſten und Doktoren oder Licentiaten 
waren. Offiziell unter dem Kanzler thatſächlich aber unter 
Leitung des einen gelehrten Rates, der gegen Ende unferer 
Periode auch Vizekanzler genannt wurde, ftand die Kanzlei, 
die meist 3 Sefretäre und einige Schreiber umfaßte. Zur 
Kompetenz der „heingelaflenen Räte" gehörte die landes— 
herrliche . Zentralverwaltung, wie überhaupt die Wahr: 
nehmung aller Rechte und Pflichten des Fürften, allein 
ausgenommen das Gebiet der Finanzen, dann die Auflicht 
über die Gerichte und gewiſſe richterliche Befugniffe, Haupt 
ſächlich auf dem Gebiete der Kriminaljuftiz und der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit liegend, die indeſſen für unfere 
Periode ſchwer genau zu umschreiben find. 

Bis 1650 bleiben Rechenkammer und NRegierungs- 
follegium die einzigen landesherrlichen Zentralverwaltungs« 
behörden, beide formel und in der Gefchäftsführung ftreng 


— 
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gejchieden, dabei aber fozufagen in Perfonalunion mit ein- 
ander ftehend, da zum größten Zeil diefelben Räte in beiden 
Kollegien ſaßen. 

Als weltliche richterliche Zentralinſtanzen beſtanden: 
das weltliche Hofgericht für Zivilſachen und die „heimge— 
laſſenen Räte“ mit den oben angedeuteten Kompetenzen. 

Daß dieſe zugleich richterliche Funktionen verſahen und 
die Verwaltung führten, war ein Mißſtand, der faſt überall 
vorhanden war und dem ſpäter dadurch zum Teil abgeholfen 
wurde, daß für Verwaltung und Politik das „Geheimrats— 
follegium” mit der „geheimen Kanzlei" gejchaffen wurde, 
‚ während die „Regierung“ mit der Regierungsfanzlei eine 
reine Juſtizbehörde wurde. 

Wann und wie das gejhah, das Feitzuftellen muß 
einer jpäteren Unterfuchung vorbehalten. werden. 
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